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(resetze und Verordnungen

betreffend

das Unterrichtswesen in der Schweiz
im Jahre 1922.

A. Eidgendssische Erlasse.

Keine.

B

B. Kantonale Gesetze und Verordnungen (Reglemente, Lehrpléne etc.).

I. Kanton Zirich.

1. Mittelschulen.
I. Schulordnung der Kantonsschule Ziirich. (Vom 23. Mai 1922.)

2. Reglement iiber die Maturitdtspriifungen der Kantonsschule in

Winterthur. (Vom 23. Mai 1922.)

§ 1. Die Maturitatspriifungen der Abiturienten der Kan-
tonsschule in Winterthur fiir den Eintritt in die Hochschulen zer-
fallen in zwei Teile. : -

Der erste Teil findet am Schlusse der 6. Klasse des Gym-
nasiums und der 3. Klasse der Industrieschule, der zweite am
Schlusse der 7. Klasse des Gymnasiums und der 4. Klasse der
Industrieschule statt.

Zu den Maturitdtspriifungen werden in der Regel nur solche
Abiturienten zugelassen, die der Anstalt wenigstens ein Jahr vor
der ersten Priifung als regelmifBige Schiiler angehért haben.

¢ 2. Die Priifungen sind jeweilen offentlich auszuschreiben.

§ 3. Die Priifungen werden unter Mitwirkung der Lehrer der
obersten Klassen als Examinatoren von der Aufsichtskommission
abgenommen, eventuell unter Zuzug weiterer Experten.

§ 4. Fiir die Erkldrung der Reife sind die Leistungen in fol-
genden Fiachern maBgebend:
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a) Gymnasium.

Deutsehe Sprache.

Lateinische Sprache.

Franzosische Sprache.

Griechische oder englische Sprache.

Geschichte und Geographie.

Mathematik.

Naturgeschichte.

Chemie.

Physik.

. Handzeichnen (obligatoriseh fiir Studierende der Medizin).
AuBel dem werden in den Fichern Italieniseh (fakultativ) und

Hebridisch (obligatorisch fiir Studierende der Theologie) Zensuren

erteilt.
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b) Industrieschule.

. Deutsche Sprache.
. Franzosische Sprache.
. Englische Sprache.
. Geschichte.
. Geographie.
. Algebra.
. Geometrie.
. Darstellende Geometrie.
. Naturgeschichte.
10. Chemie.
11. Physik.
12. Handzeichnen.
13. Italienische Sprache (fiir die vom Englischen dispensierten
Schiler).
AuBerdem werden in den Fichern Italienisch (fakultativ) und
Turnen (fiir .die Studierenden des Lehramtes) Zensuren erteilt.
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§ 5. Die Priifungen zerfallen in einen schriftlichen und einen
miindlichen Teil. Sie sollen sich im wesentlichen auf das Unter-
richtspensum der beiden obersten Klassen beschrinken.

§ 6. Der erste Teil der sehriftlichen Priifung erstreckt sich
am Gymnasium und fiir die Lehramtskandidaten auf Naturge-
schichte und Chemie, an der Industrieschule auf Naturgeschichte.

§ 7. Der zweite Teil der schriftlichen Priifungen erstreckt sich

a) fir das Gymnasium auf die in § 4a, 1—4. 6, 9;

b) fiir die Industrieschule auf die in § 4b, 1—3, 6—S8, 10, 11, 13

aufgeziihlten Ficher.

§ 8. Die schriftlichen Priifungen finden im Laufe des 2. Quar-
tals der obersten Klasse statt. Sie bestehen fiir das Deutsche
mnd die modernen Fremdsprachen in einem Aufsalz, fiir Latein
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und Griechisch in der Ubersetzung eines vorgelegten Textes ins
Deutsche, fiir Mathematik in der Losung einiger Aufgaben.

In Naturgeschichte, Chemie und Physik werden im Verlauf
des letzten Halbjahres je zwei Klassenarbeiten angefertigt, die
bei der Festisetziing der Maturititsnoten zu beriicksichtiger sind.

Y 9. Bei der schriftlichen Priifung in den Fremdsprachen ist
die Benutzung von Worterbiichern gestattet. In der Mathematik
diirfen logarithmische und trigonometrische Tabellen benutzt wer-
den. Die Benutzung anderweitiger Hilfsmittel ist untersagt.

§ 10. Fiir die schriftlichen Priifungen wird eine Zeit von je
21> Stunden eingerdumt. Ausgenommen sind der deutsche Auf-
satz, fiir den 4, und die darstellende Geometrie, fiir die 3 Stunden
eingerdumt werden. Die Priifungen finden unter der bestindigen
Aufsicht der Lehrer des betreffenden Faches statt.

Samtliche Arbeiten sind, korrigiert und beurteilt, rechtzeitig
dem Experten zur Einsicht vorzulegen.

§ 11. Der erste Teil der miindlichen Priifung erstreckt sich
fiir die Gymnasiasten und Lehramtskandidaten auf Naturge-
schichte oder Chemie. Die Techniker der Industrieschule werden
entweder im Friihjahr in Naturgeschichte oder im Herbst in Che-
mie gepriift.

Y 12. Der zweite Teil der miindlichen Priifungen umfaft

a) fiir das Gymnasium: Deutsech oder Latein, Franzosisch oder
Griechisch und Englisch, Geschichte, Mathematik oder
Physik; '

b) fiir die Industrieschule: Deutsch, Franzosisch oder Englisch
oder Italienisch, Geschichte, Mathematik oder Darstellende
Geometrie, Physik, eventuell Chemie (siehe § 11).

Die Ficher, in denen miindlich gepriift werden soll, werden je-
weilen von der Aufsichtskommission bezeichnet und vom Rekto-
rate den Schiilern zu Anfang des zweiten Quartals mitgeteilt.

§ 13. Fiir die miindlichen Priifungen sollen die Gruppen so»
gebildet werden, daB jedem Maturanden eine Priifungszeit von un-
gefihr 10 Minuten eingerdumt wird.

§ 14. Die erteilten Zensuren sind durch die Zahlen 6—1 aus-
zudriicken, wobei 6 die beste, 1 die geringste Leistung bezeichnet.
Die Anwendung halber Noten ist gestattet; vorbehalten bleiben
die besonderen Bestimmungen fiir die zukiinftigen Studierenden
der Medizin, die gemidB den eidgenossischen Vorschriften nur
ganze Noten zulassen.

Der Experte und der Fachlehrer setzen nach der Priifung ge-
meinsam die Zensuren fiir die Leistungen der einzelnen Kandida-
ten fest.
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§ 15. 'In einer gemeinschaftlichen Sitzung der Aufsichtskom-
mission und der Examinatoren werden die Maturitidtsnoten end-
giiltig festgestellt.

Fiir die Erteilung der Maturititsnoten sind zu gleichen Teilen
mafBgebend:

1. die Leistungsnoten der drei letzten Zeugnisse und die Lei-
stungen des letzten Quartals;

2. die Ergebnisse der Maturitidtspriifungen.

‘Fir die Geographie ist maBgebend der Durchschnitt der Lei-
stungsnoten der drei letzten Zeugnisse, fiir die Darstellende Geo-
metrie der Lehramtskandidaten (Projektionslehre) die letzte Lei-
stungsnote, fiir das fakultative Italienisch der Durchschnitt der
Leistungsnoten der zwei letzten Zeugnisse und das Ergebnis einer
schriftlichen Arbeit, fiir das Hebriische der Durchschnitt der
Leistungsnoten der drei letzten Zeugnisse und das Ergebnis einer
schriftlichen Arbeit (Ubersetzung aus dem Hebridischen ins Deut-
sche), fiir das Handzeichnen der Durchschnitt der Leistungsnoten
der drei letzten Zeugnisse und das Ergebnis von zwei Klassen-
arbeiten des letzten Semesters, fiir das Turnen der Durchschnitt
der Leistungsnoten der drei letzten Zeugnisse.

§ 16. Das Zeugnis der Reife darf nur erteilt werden, wenn
der Durchschnitt der Zensuren in sidmtlichen Maturitatsfachern
(§ 4a, 1—10; b, 1—12, eventuell 13) mehr als 35 betrdigt. Ferner
schlieBen in den in § 4 unter a, 1-—9 und b, 1—11 angefiihrten Fi-
chern eine Note unter 2, zwei Noten unter 3, drei Noten unter
31/s, vier Noten unter 4 die Erteilung des Reifezeugnisses aus.

Fiir die Lehramtskandidaten finden zur Zulassung zum Pri-
mar- oder Sekundarlehrerstudium auBerdem die Bestimmungen
der betreffenden Priifungsordnungen Anwendung.

§ 17. Das Maturititszeugnis muBl folgende Angaben iiber den
Gepriiften enthalten:

1. Name, Heimat, Geburtsdatum;

2. Zeitpunkt des Eintrittes in die Anstalt;

3. die Fachzensuren;

4. in Worten auszudriickende Zensuren iiber FleiB und Beira-
gen wahrend der letzten zwei Klassen.

Jedes Maturitdtszeugnis trigt die Unterschrift des Priésidenten
und des Aktuars der Aufsichtskommission, sowie des Rektors.

§ 18. Die Benutzung unerlaubter Hilfsmittel, sowie jede an-
dere Unredlichkeit kann die Zuriickweisung von der Priifung, die
Verweigerung oder Ungiiltigkeitserkldrung des Maturitidtszeug-
nisses zur Folge haben.

Die Abiturienten sind vor Beginn der Priifung auf diese Be-
¢timmung ausdriicklich aufmerksam zu machen.
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§ 19. Ein Maturand, der das Examen nicht bestanden hat,
kann erst zu der folgenden Maturitiaspriifung wieder zugelassen
werden. Eine dritte Priifung ist nicht gestattet.

§ 20. Von diesen Vorschriften ist bei Beginn des Priifungs-
quartals den Schiilern in dem erforderlichen Umfang Kenntnis
zu geben.

§ 21. Das vorstehende Reglement tritt in Kraft mit der Ma-
turitdatspriifung des Herbstes 1922.

2. Universitat.

3. Statuten fiir die Studierenden und Auditoren der Universitidt Ziirich.
(Vom 29. August 1922.)

4. Studienpline der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultit der
Universitdt Ziirich fiir Studierende der Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften, sowie fiir Journalistik. (Vom 22. Juli 1922.)

I. Allgemeine Bemerkungen.

1. An der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultat werden
die Vorlesungen und Seminariibungen fiir das Studium der
Rechte, der Wirtschaftswissenschaften, einschlieBlich Handels-
wissenschaften, sowie der Journalistik abgehalten. Die handels-
wissenschaftliche Abteilung ist ein Teil der rechts- und staats-
wissenschaftlichen Fakultit; besondere Immatrikulations- und
Priifungsbedingungen bestehen jedoch fiir die handelswissen-
schaftliche Abteilung nicht.
Die Immatrikulations- und Priifungsbedingungen sind zur-
zeit niedergelegt in folgenden Erlassen:
a) Reglement betreffend die Aufnahme wvon Studierenden an
der Universitdt Ziirich vom 9. April 1918;

b) Statuten fiir die Studierenden und Auditoren der Univer-
sitdt Ziirich vom 21. September 1922;

¢) Reglement betreffend die Diplompriifung fiir das hdohere
Lehramt in den Handelsfichern an der Universitidt Ziirich
vom 21. September 1918;

d) Promotionsordnung der rechts- und staatswissenschaftlichen
Fakultit der Universitit Ziirich vom 16. Januar 1917.

2. Die Fakultiit gibt den Studierenden der verschiedenen Rich-
tungen zur Einrichtung ihres Studiums die folgenden Ratschlige.
Sie bemerkt dabei ausdriicklich, daB sie den normalen Studien-
gang des Absolventen der Mittelschule im Auge hat, und dafBl bei
besonderen personlichen Verhiltnissen, wie etwa lidngerer ander-
weitigerBetitigung, Abweichungen gerechtfertigt sind. In diesem,
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wie auch in jedem andern Falle ist der Dekan, sowie jedes andere
Fakultitsmitglied zur Studienberatung gerne bereit.

Studierende mit ungeniigender Kenntnis der lateinisechen
Sprache werden auf den zweisemestrigen Elementarkurs und die
kursorische Lektiire an der philosophischen Fakultiat I, Studie-
rende mit ungeniigender Kenntnis der kaufminnischen Kontor-
praxis (Buchhaltung, kaufminnisches Rechnen) werden auf den
HEinfiihrungskurs im Wintersemester an der rechts- und staats-
wissenschaftlichen Fakultiat verwiesen.

3. Es wird den Studierenden empfohlen, neben Vorlesungen
in jedem Semester, und zwar, wenn immer moglich, gleich von
Anfang an, auch seminaristische Ubungen zu besuchen. Die aus-
schlieBlich rezeptive TiaAtigkeit des Vorlesungsbesuches erfiahrt
durch die Mitarbeit an den im Seminar zur Behandlung gestellten
Aufgaben eine wertvolle Erginzung und Vertiefung. Bei Beur-
teilung der Leistungen in der Doktorpriifung werden auch dieje-
nigen in den seminaristischen Ubungen beriicksichtigt.

Den Studierenden der Rechtswissenschaften wird geraten,
auch die Vorlesungen iiber Wirtschaftswissenschaften zu besu-
chen und, wenn immer moglich, auch an den Ubungen in ein-
zelnen dieser Disziplinen mitzumachen. Umgekehrt hat der Stu-
dierende der Wirtschaftswissenschaften sich auch dem Studium
der einschligigen Rechtsficher in Vorlesungen und Ubungen zu
widmen. Ein juristisches Studium ohne Kenntnis der dem Rechte
zugrunde liegenden wirtschaftlichen Verhialtnisse ist ebenso un-
geniigend, wie ein Studium der Wirtsehaftswissenschaften ohne
Einblick in die das Wirtschaftsleben normierenden Rechtssitze.
Ein ausschlieBliches Studium im Gebiete der Fachwissenschaft
hilt die Fakultdt nicht fiir wiinschenswert; sie erachtet es iiber-
haupt als einen Nachteil fiir jeden Studierenden, wenn er neben
dem engen Fachstudium, zumal in den ersten Semestern, nicht
noch Vorlesungen und Ubungen in der Muttersprache, in den
modernen Fremdsprachen, geschichtlichen wund philosophischen
Disziplinen hort. Die Fortbildung in unseren beiden andern Na-
tionalsprachen und im Englischen erscheint der Fakultit so bedeu-
tungsvoll, daB zu diesem Zwecke fiir die Bediirfnisse der Studie-
renden der Fakultit eigene Sprachkurse veranstaltet werden.

Allen Studierenden wird sodann der Besuch der an der Fa-
kultéit veranstalteten Vorlesungen iiber die soziologischen Grund-
lagen der Staatswissenschaften, in zweiter Linie auch der Besuch
der an der philosophischen Fakultit I gehaltenen Vorlesungen
iiber allgemeine Soziologie empfohlen.

Gleichwohl soll die wochentliche Stundenzahl mit EinsehluB
der Ubungen 20 nicht iibersteigen. Wenn auch die Promotions-
ordnung die Zulassung zur Priifung nach sechs Semestern ge-
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stattet, so ist doch im Hinblick auf die Fiill> des zu bewiltigen-
den Lehrstoffes eine Ausdehnung des Studiums auf mindestens
acht Semester anzuraten.

4. Wenn immer die Umstidnde es erlauben, wird den Studie-
renden der Besuch fremdsprachlicher oder auslindischer Hoch-
schulen empfohlen, wobei ihnen die Dozenten fiir die Beratung
gern zur Seite stehen.?)

5. Im weiteren ist auf die fiir einzelne Studienrichtungen be-
sonders bezeichnete Moglichkeit prakilischer Betdtigung in den
Lehrfichern mit Nachdruek zu verweisen. Sie ist geeignet, das
Studium wesentlich zu férdern, das eigene Urteil iiber Neigung
und Eignung fiir den spiter zu wihlenden Beruf zu kliren und
den Ubergang dazu zu erleichtern.

6. Das Schwergewicht soll der Studierende jedoch auf ein
umfassendes Fachstudium legen. Die Fakultit macht die Stu-
dierenden darauf aufmerksam, daB sie nur solche Bewerber zum
Doktorexamen zulidBt, die sich iiber geniigend» Studien nicht blof
in den Prifungsfichern, sondern auch in den iibrigen Disziplinen
auszuweisen vermogen, die zum Gebiete des vom Kandidaten ab-
zulegenden Doktorexamens gehoren.

II. Studienpian fiir Studierende der Rechtswissenschaften.

1. Fir die Reihenfolge der rechtswissenschaftlichen Vorlesun-
gen und Ubungen lassen sich streng einzuhaltende Vorsehriften
iberhaupt nicht aufstellen. Doch mag als feststehender Grund-
satz gelten, dal zuerst die einen Uberblick iiber das ganze Rechts-
gebiet gewidhrende Einfithrung in die Rechtswissenschaft gehort
werden soll. Daneben ist mit dem Studium des Privatrechts, und
zwar in seinen historischen Disziplinen, zu beginnen. Insbesondere
bildet das romische Recht auch nach ErlaB des schweizerischen
Zivilgesetzbuches die Grundlage des juristischen Studiums. Die
romisch-rechtlichen Vorlesungen (Imstitutionen, romische Rechts-
geschichte, Pandekten) werden je in einem zweisemestrigen Tur-
nus abgeschlossen. Das moderne Privatrecht ist nach Absolvie-
rung des romischen Rechts und der Grundziige des deutschen
Rechts intensiver zu betreiben.

Schon in den ersten Semestern, vielleicht vom zweiten Seme-
ster an, ist mit dem Studium des offentlichen Rechts zu beginnen.

Weiter gilt, daB das Horen von Spezialvorlesungen die Ab-
solvierung der Hauptvorlesung des betreffenden Gebietes voraus-
setzt, daB ZivilprozeB erst zu horen ist, wenn das materielle Pri-
vatrecht, wenigstens groBenteils, erledigt ist, daB gleicherweise

1) Es ist darauf aufmerksam zu machen, dal die Universitit Genf jedes
Jahr ein Stipendium von Fr. 800 aussetzt, das abwechselnd einem schweizerischen

Studierenden an einer der Fakultiiten der Universititen Ziirich, Bern und Basel
zufdllt. Die niheren Modalititen werden jeweilen durch Anschlag bekannt gemacht.
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die Vorlesung iiber StrafprozeB derjenigen iiber das materielle
Strafrecht nachfolgen soll.

2. Danach kann iiber die Stellung der einzelnen Disziplinen
(Vorlesungen und Ubungen) in der Studienordnung folgendes ge-
sagt werden:

Einfiihrung in die Rechtswissenschaft: 1. Semester;

Institutionen des romischen Rechts: 1. Semester;

Geschichte des romischen Rechts: 1. Semester;

Romischer Zivilprozef: friihestens im 2. Semester;

Deutsche und schweizerische Rechtsgeschichte: vom 1. Seme-
ster an;

Deutsches Privatrecht: vom 2. Semester an;

Pandekten: 2. Semester; ’

Schweizerisches Privatrecht, ~ Zivilgesetzbuch (Reihenfolge:
Personenrecht, Familienrecht, Erbrecht, Sachenrecht, daneben
Obligationenrecht): vom 3. Semester an;

Handelsrecht: vom 4. Semester an;

Wechsel-, Urheber- und Versicherungsrecht: vom 5. Seme-
ster an;

ZivilprozeBirecht: vom 4. Semester an;

Schuldbetreibung und Konkurs: vom 4. Semester an:

Strafrecht: vom 2. Semester an;

StrafprozeBrecht: nach der Vorlesung iiber Strafrecht;

Allgemeines Staatsrecht: vom 2. Semester an;

Schweizerisches Staatsrecht: vom 3. Semester an:

Verwaltungsrecht: in der Regel nach Absolvierung der staats-
rechtlichen Vorlesungen;

Kirchenrecht: vom 3. Semester an;

Volkerrecht: vom 3. Semester an;

Internationales Privatrecht: vom 5. Semester an.

Neben die Vorlesungen treten als notwendige und in keinem
Fall zu umgehende Erginzungen die Ubungen im rechtswis-
senschaftlichen Seminar. Mit ihnen ist schon im ersten Semester
zu beginnen (Anfingeriibungen, rémisch-rechtliche Exegese).
Sonst ist in der Regel vorausgesetzt, daf der Teilnehmer an der
Ubung die entsprechend_e Fachvorlesung bereits gehort hat.

3. Wihrend die ersten Studiensemester in besonderem MaBa
dem Studium der historischen Disziplinen zu widmen sind, soll der
Studierende gegen den Schluffi des Studiums sein Augenmerk na-
mentlich auf das geltende nationale Recht, und zwar im vollen
Umfange des privaten und des o6ffentlichen Rechtes richten. Die
Fakultdit empfiehlt inshesondere anch den Besuch von Spezialvor-
lesungen iiber die Rechte des modernen Wirtschafts- und Handels-
verkehrs (Notariats- und Grundbuchrecht, Eisenbahnrecht etc.),
iiber internationales ProzeB- und Strafrecht, iiber Rechtsphiloso-
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phie, iiber Justizstatistik, iiber ausldndisches, namentlich deunt-
sches biirgerliches Recht und franzoésisches Zivilrecht, ferner zur
Ergianzung der strafrechtlichen Ausbildung, den Besuch von Vor-
lesungen iiber Kriminalpolitik, Gefingniswissenschaft, Krimina-
listik, gerichtliche Medizin, forensische Psychologie und Psyeh-
iatrie.

4. Den Studierendsn wird empfohlen, die in Ziirich sich bie-
tenden Gelegenheiten, sich eine Anschauung von der Ausiibung
der Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen zu verschaffen, durch
Besuch der Gerichte (Bezirksgericht, Obergericht, Handelsgericht,
Schwurgericht und Kassationsgericht) fleiBig zu benutzen. Die
Verhandlungen bei allen Gerichten sind regelmidflig offentlich,
beim Obergericht und Kassationsgericht sind es auch die Bera-
{ungen der Richter.

Fiir Studierende schweizerischer Nationalitdt ist inshesondere
beim Bezirksgericht Ziirich die Moglichkeit praktischer Betiti-
gung als Auditoren (freiwillige Hilfsarbeiter) gegeben. Die An-
meldung erfolgt sehriftlich unter Angabe der Personalien und un-
ter Einreichung der Studienzeugnisse beim Bezirksgerichtsprisi-
denten, der die Zuteilung zu den verschiedenen Abteilungen des
yerichts anordnet und dafiir besorgt sein wird, daB der Auditor
durch Wechsel der Abteilung im Verlaufe mit allen Geschifts-
arten bekannt gemacht wird. Die Anmeldung kann auch schon in
frithern Semestern erfolgen; der theoretische Unterricht kann nur
gewinnen, wenn eine gewisse Anschauung vorausging oder ihn be-
gleitet. Am empfehlenswertesten ist es, den Auditorendienst in
den Sommerferien zu beginnen und ihn durch das Wintersemester
(chne wesentlichen Abbruch an den Studien) fortzusetzen. Kan-
didaten der ziircherischen Rechtsanwaltspriifung koénnen damit
einen Teil des geforderten Vorbereitungsdienstes ableisten. Eine
geeignete praktische Einfithrung bildet auch die Téatigkeit auf
einer Rechtsauskunftsstelle. Der Eintritt in ein Anwaltsbureaun
empfiehlt sich erst nach AbschluB des Universititsstudiums. Uber
weitere Gelegenheit zu praktischer Betitigung erteilt der Dekan
Auskunft.

III. Studienplan fiir Studierende der Sozialékonomie.

Die Sozialokonomie (Nationalokonomie. Volkswirtschaftslehre)
wird in vier Hauptvorlesungen behandelt: in der theoretischen
(allgemeinen), der praktischen (speziellen) Sozialékonomie. in der
Geschichte der Sozialokonomie (Dogmen- und Methodengeschichte)
vund in der Finanzwissenschaft. Das Syvstem der praktischen So-
zialokonomie ist in sechs Abschnitte geteilt, die in sechs Spezial-
vorlesungen vorgetragen werden: Agrarpolitik, Gewerbe(Indu-
strie)politik, Handelspolitik, Verkehrspolitik, Wihrungs- und
Kredit(Geld)politik und Sozialpolitik.
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Das Studinm kann entweder mit der theoretischen oder mit
der praktischen Sozialékonomie beginnen; doeh empfiehlt es sich,
zuerst die theoretische Sozialokonomie zu horen. Die Geschichte
der Sozialokonomie setzt Kenntnisse der modernen Theorie vor-
aus; sie soll deshalb erst nach der theoretischen Sozialokonomie,
also erst vom zweiten Semester an, gehort werden. Die Finanz-
wissenschaft, die sich mit der Wirtschaft der offentlichen Korper-
schaften und ihren Beziehungen zu den Privatwirtschaften befafBt,
erfordert die Kenntnis der theoretischen und der praktischen So-
zial6konomie, sowie des Staatsrechtes; sie kann deshalb erst nach
aiesen Vorlesungen, also vom dritien Semester an, gehort werden.

Wichtige Hilfsdisziplinen der Sozialokonomie sind die Stati-
stik (Methodenlehre und Bevolkerungslehre und -politik), die
Wirtschaftsgeschichte (Geschichte der Wirtschaftsverfassung) und
die Wirtschaftsgeographie. Statistik und Wirtschaftsgeographie
konnen schon in den ersten Semestern gehort werden, Wirtschafts-
geschichte erst vom dritten Semester an, da sie die Kenntnis der
modernen Organisation der Wirtschaft zur Voraussetzung hat.

Die Sozialokonomie ist ein Teil der Lehre von der mensech-
lichen Gesellschaft. Mit ihrem Aufbau sollte sich der Student
der Sozialokonomie auch in philosophischen, historischen, soziolo-
gischen und juristischen Studien befassen. Von den juristischen
Vorlesungen kidmen fiir ihn besonders die Vorlesungen iiber die
allgemeine Rechtslehre (Einfithrung in die Rechtswissenschaft),
iiber offentliches Recht (Staatsrecht nnd Verwaltungsrecht mit
Beriicksichtigung der sechweizerischen Verhiltnisse), iiber Obliga-
tionen- und Handelsrecht und weitere Teile des Privatrechtes, die
sich mit den wirtschaftlichen Beziehungen befassen (insbesondere
Erbrecht und Sachenrecht), in Betracht. Ferner sind auch natur-
wissenschaftliche, mathematische und technische Kenntnisse er-
wiinscht.

Wenn die Sozialokonomie die Beziehungen der Wirtschafts-
einheiten (Wirtschaftssubjekte) zu einander untersucht, so ist es
notig, sich auech iiber den Aufbau dieser Zellen der Volkswirt-
schaft, der Wirtschaftseinheiten und ihrer hiufigsten Art: der Pri-
vatwirtschaften, zu unterrichten. Diesem Zweck dienen neben den
Vorlesungen iiber Sozialokonomie auch die Vorlesungen iiber Pri-
vatwirtschaftslehre. Mit Riicksicht auf die Bedeutung dieser
Kenntnisse hat die Fakultit die Vorlesungen iiber Privatwirt-
schaftslehre auch fiir die Studierenden der Sozialokonomie fiir
obligatorisch erklirt.

Das Kolleg soll dem Studierenden eine Ubersicht iiber deun
Stoff der Wissenschaft geben und ihn zur selbstiindigen Arbeit
anregen. Von vornherein mufl der Studierende bestrebt sein, sich
selbstéindig durch die Lektiire der Hauptschriftsteller (nicht nur



Kanton Ziirich: 13

der eigentlichen Lehrbiicher!) -und durch die aufmerksame und
systematische Verfolgeng der wirtschaftlichen Freignisse und der
wirtschaftspolitischen MaBnahmen ind Bestrebungen in einer gro-
Beren Tageszeitung und in Fachzeitsehriften fortzubilden. Die Do-
zenten der Sozialokonomie sind gerne bereit. die Auswahl der
Lektiire zu erleichtern.

Die erste Hilfte der Studienzeit sei vor allem den Vorlesungen
gewidmet, und zwar den eigentlich sozialokoromischen Vorlesun-
gen (theoretische und praktische Sozialokonomie, Geschichte der
Sozialokonomic, Finanzwissenschaft und Statistik), daneben ent-
weder der Gruppe der offentlich-rechtlicken Ficher, auf die die
Gruppe der privatrechtlichen Ficher und der Privatwirtschafts-
lehre erst in den spiteren Semestern zu folgen hitle, oder umge-
kehrt (erst die privatrechtlichen Ficher und die Privatwirtschafts-
lehre und dann die offentlich-rechtlichen Féacher).

In den spiteren Semestern ist das Hauptgewicht auf die Be-
teiligung an ﬁbun_gen und Seminarien zu legen. Der Mitarbeit
am Seminar muBl die Anhérung der Hauptvorlesungen vorange-
hen; sie sollte also zweekmiBig erst mit dem dritten oder vierten
Semester beginnen. Anders die Teilnahme an den ausdriicklich
auch fiir Anfinger angezeigten Ubungen wie auch an den Spezial-
tibungen (in Statistik, Wirtschaftsgeographie u. s. w.), die im An-
schluB an die betreffenden Vorlesungen schon in fritheren Seme-
stern besucht werden konnen. Die Mitarbeit am Seminar soll ak-
tiv sein; nur in diesem Fall wird der gewollte Zweck erreicht: die
rezeptive Tatigkeit des Vorlesungsbesuches durch selbstindige Ar-
beit und Diskussion erginzt und vertieft. Die Teilnehmer haben
selbstindige Arbeiten (Referate und Korreferate) zu iibernehmen
und siech an der im AnschluB an den Vortrag dieser Referate ent-
stehenden Diskussion zu beteiligen.

IV. Studienplan fiir Studierende der Handelswissenschaften.
1. Die handelswissenschaftliche Abteilune.

Aufgabe der handelswissenschaftlichen Abteilung ist, zun#chst
allen Studierenden der Fakultit in gleicher Weise Gelegenheit zu
bieten, sich mit den Geschiftsformen des Privatwirtschaftsbetrie-
bes (GroBhandel, Bank, industrielle Unternehmung, Verkehrsan-
stalten, Versicherung) vertraut zu machen, wobei sowohl auf die
Art und Weise der technischen Abwicklung der einzelnen Ge-
schiiftsoperationen, wie auch auf die Zusammenhinge mit Volks-
wirtschaft und Recht Gewicht gelegt wird.

In zweiter Linie failt der handelswissenschaftlichen Abteilung
in Verbindung mit den andern Gruppen von Disziplinen der Fa-
kultit (Sozialokonomie, Rechtswissenschaften) die Aufgabe zu, Ge-
legenheit zu fachwissenschaftlicher Ausbildung zu bieten und auf
das hohere Lehramt in den Handelsfachern vorzubereiten.
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2. Privatwirtschaftliche Disziplinen.

. Allgemeine kaufminnische Privatwirtschaftslehre.

. Spezielle Privatwirtschaftslehre:

Teil I. Betriebslehre des Uberseehandels;

Teil II. Bankbetriebslehre;

Teil II1. Betriebslehre der industriellen Unternehmung.
. Verkehrsbetriebslehre (Eisenbahn, Schiffahrt und Spedition).
Versicherungstechnik.

3. Allgemeine Verrechnungslehre (Rechnungsfithrung der pri-

vaten Unternehmung und der o6ffentlichen Verwaltung).

6. Bilanzkunde der privaten Unternehmung.

7. Technik des Kontokorrent-, Wechsel- und Effektenverkehrs

(einschlieBlich Borsengeschifte und Arbitrage).
8. Handelsschulkunde und Methodik der Handelsficher mit
Lehriibungen.

AuBler den Vorlesungen und Ubungen der ordentlichen Do-
zenien (Professoren, Privatdozenten) werden aus dem Gebiete der
unter 2—6 genannten Disziplinen von Handelspraktikern Spezial-
vorlesungen und Ubungen abgehalten unter besonderer Beriick-
sichtigung der in der Geschiftspraxis Anwendung findenden For-
malien.

Die Vorlesungen iiber die unter den Ziffern 1—5 genannten
Disziplinen konnen vom Beginn der Studien an besucht werden.
Es wird den Studierenden geraten, sich auch von Anfang an
an den Ubungen im handelswissenschaftlichen Seminar (Lektiire
und Erklirungen deutscher wund fremdsprachlicher handelswis-
senschaftlicher Schriftsteller, Anfertigung von Aufsitzen iiber
handelswissenschaftliche Themata, bilanzkritische Ubungen, Repe-
titorien, Ubungen zur Kontorpraxis) zu beteiligen.

Fiir immatrikulierte Studierende, die keine Handelsmittel-
schule absolviert haben, sich aber dem Handelslehramt widmen,
oder sich in den Kontorfichern Ubung verschaffen wollen, wird
jeweilen im Wintersemester ein fiinfstiindiger Einfiihrungskurs
in die Kontorpraxis abgehalten.

Die Lehriibungen in den Handelsfichern werden abwechselnd
in verschiedenen Fichern, wie Buchhaltung, kaufméinnisches Rech-
nen, Korrespondenz, Handelsrecht, an der kantonalen Handels-
schule in Ziirich und an der Fortbildungsschule des kaufm&nni-
schen Vereins Ziirich veranstaltet.

b =

W oo

3. Sozialokonomiseche Disziplinen.

1. Theoretische (allgemeine) Sozialokonomie.
2. Praktische (spezielle) Sozialokonomie:
Agrarpolitik,
Gewerbepolitik,
Handelspolitik,
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Verkehrspolitik,

Wahrungs- und Kreditpolitik,

Sozialpolitik.

Geschichte der Sozialokonomie.

Finanzwissenschaft.

Statistik.

. Wirtschaftsgeschichte.

. Wirtschaftsgeographie.

Sozialokonomische, statistische und wirtschaftsgeographische
Ubungen im sozialskenomischen, statistischen und geogra-
phischen Seminar.

90 N @ ot o

Es kann entweder theoretische oder praktische Sozialokonomie
zuerst gehort werden: doch empfiehlt es sich, mit der theoretischen
Sozialokonomie zu beginnen, und zwar in einem der ersten Se-
mester. In der Folge sollte sich jeder Studierende an den Ubun-
gen im sozialékonomischen Seminar aktiv beteiligen.

Die Vorlesungen iiber Wirtschaftsgeographie umfassen die all-
gemeine Wirtschaftsgeographie, sodann Wirtschaftsgeographie
der wichtigsten Kulturlinder und deren Kolonien, die geogra-
phische Verbreitung und Gewinnung der wichtigsten Rohstoffe
und verkehrsgeographische Fragen. Jede dieser Vorlesungen kann
vom Studienbeginn an gehort werden; die Teilnahme an semina-
ristischen Ubungen vom ersten Semester an wird empfohlen.

4 Rechtsdisziplinen.

1. Allgemeine Rechtslehre.

Schweizerisches Privatrecht, insbesondere Obligationenrecht.

3. Handels- und Wechselrecht (einschlieBlich Transport- und
Versicherungsrecht).

4. Schuldbetreibungs- und Konkursrecht.

. Allgemeines, eidgendssisches oder kantonales Staatsrecht.

6. Allgemeines, eidgenossisches oder kantonales Verwaltungs-
recht.

7. Volkerrecht.

8. Ubungen im juristischen Seminar.

o

1]

Als grundlegende Vorlesung gilt die allgemeine Rechtslehre.
Fiir die Studierenden der Handelswissenschaften kommen neben
dieser hauptsichlich unter Nr. 2 sehweizerisches Obligationenrecht
und sodann Nr. 3 in Betracht. Wollen sie sich weiteren rechts-
wissenschaftlichen Studien widmen, so wird ihnen empfohlen, sich
entweder vorzugsweise Privatrechtsfichern (deutsches Privatrecht,
schweizerisches Zivilgesetzbuch) oder Fichern des offentlichen
Rechts (Nr. 5—7) zuzuwenden.



16 Kanton Ziirich.

5. Praktische Betidtigung in Handelsgeschiéaften
und Verwaltungsbureaux.

Den Studierenden der Handelswissenschaften wird eine prak-
tische Betitigung in Handelsgeschiaften oder Verwaltungsbureaux
dringend angeraten. [ir die Kandidaten des hoheren Lehramtes
in den Handelsfiachern ist eine solche mindestens einjahrige Pra-
xis sogar Bedingung der Zulassung zur Priifung.

Eine richtig angelegte und durchgefithrte Geschifts- oder Ver-
waltungspraxis von einem halben Jahre und liinger fordert durch
eigene Beobachtungen und Erfahrungen im Wirtsehaftsleben das
Verstindnis fiir die Vorlesungen und die Mitarbeit in den Se-
minarien. Diese Geschifts- oder Verwaltungspraxis ist auch ge-
eignet, der Orientierung fiir die spatere Berufswahl zu dienen und
den Ubergang zum Berufe, zumal den Eintritt in ein Handelsge-
schaft zu erleichtern.

Es empfiehlt sich deshalb, die praktische Betitigung dem
eigentlichen Hochschulfachstudium vorangehen zu lassen und,
wenn immer moglich, an die Mittelschule anzuschlieBen. Vor allem
sollte fiir die Absolventen von Handelsschulen, fiir die der kauf-
miannische Beruf und das Handelslehramt ganz besonders nahe
liegen, der Ubertritt in eine zweijdhrige kaufmiannische Beti-
tigung vor dem Studinm an der Hochschule keinen Schwierig-
keiten begegnen. Aber auch als Unterbrechung des Studiums,
etwa in Verbindung mit den Hochschulferien, unter Umstdnden
auch neben dem Studium an der Hochschule, ist eine praktische
Betéitigung anzuraten. Dieser letztere Weg diirfte vor allem fiir
Absolventen von Gymnasien, Industrie-(Oberreal-)schulen und
Lehrerseminarien in Betracht kommen, die durch den Besuch des
Einfiihrungskurses in die Kontorpraxis und anderer handelswis-
senschaftlicher Kollegien Zutritt zu einer solechen kaufménnischen
Betédtigung sich zu ermoglichen trachten werden. Die Dozenten
der Handelswissenschaften sind gerne bereit, wegen dieser Ge-
schifts- und Verwaltungspraxis den Studierenden nach Moglich-
keit mit Ratschligen an die Hand zu gehen.

Studienplan fiir Studierende der Journalistik.

A.

Den Studierenden der Journalistik beider Riechtungen gemein-
same fachtechnische und allgemeine Vorlesungen:

1. Fachtechnische Vorlesungen: Geschichte der Presse; Tech-
nik der Presse; Urheber- und PreBrecht; journalistische Ubungen.

2. Allgemeine Vorlesungen: Allgemeine und schweizerische
Geschichte der neueren und nenesten Zeit; allgzemeine und sehwei-
zerische Kulturgeschichte; deutsche Literaturgeschichte; Ge-
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schichte der neueren Philosophie; Logik; stilistische Ubungen:
fremdsprachliche Ubungen.

B.

Fiir Journalisten der politischen und volkswirtschaftlichen
Richtung:

1. Staatsrechtlich-politische Facher; Rechtsgeschichte; allge-
meine Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte; schweizerische
Verfassungsgeschichte; allgemeine Rechtslehre; Rechtsphilosophie;
allgemeines wund schweizerisches, beziehungsweise kantonales
Staats- und Verwaltungsrecht; Politik; Vilkerrecht und diploma-
tische Geschichte; Geschichte der sozialen und politischen Ideen;
Geschichte und Wesen der politischen Parteien; offenthch recht-
liche Ubungen; Strafrecht und StrafprozeB.

2. Sozialokonomische Ficher: Soziologie (allgemeine Gesell-
schaftslehre); allgemeine Sozialokonomie; praktische Sozialékono-
mie; Finanzwissenschaft; Statistik; Wirtschaftsgeschichte; Bank-
und Borsenwesen; Verkehrs- und Versicherungswesen; volkswirt-
schaftlich-statistische Ubungen in der Handelsredaktion.

C.

Fir Journalisten der feuilletonistischen Richtung:
1. Philosophisch-dsthetische Ficher: Asthetik; Psychologie:
Ethik. :

2. Literaturgeschichtliche Facher: Franzosische, italienische,
englische Literaturgeschichte vom XVII.—XIX. Jahrhundert; all-
gemeine moderne Literaturgeschichte; das moderne Theater;
Theaterkritik; Biicherrezensionen.

3. Kunstgeschichtliche Ficher: Geschichte der griechischen
Skulptur; Geschichte der mittelalterlichen Baukunst; Geschichte
der neueren und neuesten Kunst; Musikgeschichte; Kunstkritik.

Diejenigen Studierenden der politisch-volkswirtschaftlichen
Journalistik, die den Grad eines doctor rerum cameralium erwer-
ben wollen, finden die fiir dieses Examen erforderlichen, der
Gruppe B angehorenden Ficher in den Promotionsbedingungen
der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultidt bezeichnet.

Die Studierenden der feuilletonistischen Riehtung werden auf
die Promotionsbedingungen der philosophischen Fakultit I auf-
merksam gemacht.

Von besonderem Interesse fiir Journalisten ist der BeschluB
der philosophischen Fakultit I, wonach auBler den in den Promo-
tionsbedingungen genannten FiAchern auch Nationalokonomie als
Hauptfach oder Nebenfach zugelassen wird. Dagegen behilt sich
die philosophische Fakultit I vor. in jedem einzelnen Falle die
Fiacherkombination zu genehmigen.
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5. Promotionsordnung der philosophischen Fakultit Il (mathematisch-
naturwissenschaftliche Richtung) der Universitit Ziirich. (Vom
7. Mirz 1922.)

§ 1. Die philosophische Fakultit II (mathematisch-natur-

wissenschaftliche Richtung) erteilt die Doktorwiirde gemif § 42

der Universitdtsordnung vom 11. Mérz 1920:

A.
-B.

infolge einer ihr eingereichten Bewerbung;

ohne vorausgegangene Bewerbung, von sich aus, auf Grund
anerkannter Verdienste um die Wissenschaft (Ehrenpromo-
tion).

Promotion infolge eingereichter Bewerbung.

L Vorbedingmigen der Bewerbung.

§ 2. Die Bewerbung um die Promotion geschieht bei dem De-
kan der Fakultdt durch ein schriftliches Gesuech, dem der
Bewerber folgende Ausweise beizulegen hat:

1.

2.

einen. Abrifl seines Bildungs- und Studiengan-
ges (eurriculum vitae);

geniigende amtliche Zeugnisse iiber die im curricu-
lum vitae angegebenen Studien, sowie iiber mindestens zwei
an der philosophischen Fakultiat II der Universitiat Ziirich
als immatrikulierter Studierender zugebrachte Semester
(immature Ausldander, vergl. §12); ein Erlaf8 der letztern Ver-

- pflichtung kann nur unter besondern Umstdinden durch Fa-
-kultédtsbeschluf erfolgen;
. eine von ihm verfaffite Abhandlung (Dissertation), die in

der Regel als Manuskript, jedoch in druckfertigem Zustand,
einzureichen ist, aus welcher die Befihigung des Verfassers
zu selbstindiger wissenschaftlicher Forschung hervorgeht;
iitber die Entstehung der Dissertation sind vollstandig sicher-
stellende Ausweise, sowie die schriftliche Erklirung beizu-
bringen, daBl sich der- Kandidat bei Abfassung der Disserta-
tion keiner andern als der darin angegebenen Hilfsmittel be-
dient hat;
die Quittun g iiber die einbezahlten Gebiihren (§ 29).
Sofern die miindliche Prifung in Abteilungen von einem
oder mehreren Fichern abgelegt wird (§ 11), ist die Disser-
tation gleichzeitiz mit der Anmeldung zur Schluflpriifung
(§ 13) einzureichen; die Zulassung zur SchluBpriifung vor
Einreichung der Dissertation wird nur ausnahmsweise und
unter Ansetzung einer Frist dureh Fakultdtsbeschluf8 bewil-
ligt.

§ 3. Der Bewerber hat in seinem Gesuch das Hauptfach, die
Nebenficher und das Fach, aus dem er Studienausweise (§$10,11)
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beibringt, zu bezeichnen. Als Hauptfach gilt daSJemo'e Fach, in
dem die Dissertation:ausgearbeitet ist. - :

'§ 4. Die Fakultit ist nicht verpflichtet, im laufenden Semester
auf ein Promotionsgesuch einzutreten, das nicht mindestens sechs
. Wochen vor dem offiziellen Semesterschluf} eingerericht wurde.

§ 5. Der Dekan holt iiber die Dissertation ein fachminnisches
Gutachten ein und iibermittelt dieses mit den iibrigen Akten, sowiz
mit dem Antrag eines begutachtenden Fakultidtsmitgliedes iiber das
gesamte Promotionsgesuch den stimmberechtigten Mitgliedern der
Fakultit zur Abstimmung iiber die Zulassung zur Promotion.

" Das mit der Begutachtung betraute Mitglied der Fakultit ist
erméchtigt, von dem Bewerber die Belege einzufordern, die zur
Kontrolle der in der Abhandlung angefiihrten Untersuchungen die-
nen (zum Beispiel .chemische oder mikroskopische Priparate, Her-
barbelege, statistisches Material ete.).

§ 6. Wenn die Zirkulation der simtlichen Akten bei den
stimmberechtigten Fakultitsmitgliedern beendet ist, trifft der De-
kan, sofern keine Einwendung gegen den Vorschlag des antrag-
stellenden Fakultatsmltglledes erfolgt ist, die entsprechenden An-
ordnungen.

Erfolgt eine Elnwendung, so sind die sidmtlichen Akten vor
der entscheidenden Sitzung nochmals dem antragstellenden Fakul-
titsmitgliede zur Einsichtnahme zu unterbreiten, und die Fakul-
tit entscheidet alsdann, wenn mehr als ein Antrag vorliegt, durch
einfaches Stimmenmehr iiber die Antrige.

IL. Priifung.

§ 7 Die Priifung zerfiillt in eine schriftlieche Priifung
(Klausurarbeit) im Hauptfac_he (§ 3) und eine mindlieche Prii-
fung im Hauptfache und in den Nebenfichern.

§ 8. Die Aufgaben fiir die Klausurarbeit werden von dem an-
tragstellenden Fakultiatsmitgliede gestellt. Die Arbeit wird von
jhm zensiert und vor der miindlichen Priifung dem Dekan zuge-
stellt, der sie den Akten einverleibt. -

, § 9. Zur miindlichen Priifung werden durch den Dekan die sdmt-
lichen stimmberechtigten Mitglieder der Fakultit eingeladen.

Die Dauer der Priifung betrigt in den Nebenfiachern eine halbe
Stunde, im Hauptfache eine bis anderthalb Stunden.

§ 10. Wenn die Priifung in allen Fidchern zugleich
abgelegt wird, erstreckt sie sich auf das Hauptfach und zwei Ne-
benficher; die Wahl der beiden Nebenfidcher richtet sich nach den
folgenden Bestimmungen, wobei das 2. Nebenfach aus den angege-
benen Fichern zu wihlen ist:
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Hauptfach.

Mathematik einschl. Darstel-
lende Geometrie

Astronomie

Physik einschl. Theoretische
Physik

Chemie einschliefl. Physi-
kalische Chemie

Mineralogie einschl. Petro-
graphie:

a) mineralogisch-petrogra-
phische Richtung

b) kristallographisch-physi-
kalisch-chemische ‘ Rich-
tung

Geologie

graphie

einschl. Strati-

Geographie:
a) physikalisch - meteorolo-
gische Richtang

b) anthropogeographische
ethnographische Rich-
tung

Botanik (allgemeine und
systematische):

a) anatomisch-physiolo-
gische Richtung

b) systematische pflanzen-
geographische Richtung

Zoologie und vergleichende
Anatomie:
a) zoologische Richtung

b) vergleichend-anatomi-
sche Richtung

Kanton Ziirich.

1. Nebenfach.
Physik

Mathematik
Mathematik

Physik

a) Geologie

b) Chemie

Mineralogie oder Pald-
ontologie

a) Physik oder Geologie

‘b) Anthropologie oder

Botanik

a) Zoologie einschl ver-
gleichende Anatomie
oder Chemie

b) Zoologie einschl. ver-
gleichende Anatomie
oder Geologie

a) Botanik

b) Anatomie des Men-
schen 1)

2. Nebenfach.

Astronomie, Chemie, Geo-
graphie, Mineralogie,
Philosophie

Physik, Geographie a)

Physikalische Chemie, Che-
mie, Mineralogie, Astro-
nomie, Philosophie

Mathematik, Mineralogie,
Botanik, Zoologie

a) Chemie, Physik, Mathe-
matik, Geographie, Pali-
ontologie

b) Physik, Mathematik,
Geologie

nicht gewihltes 1. Neben-

- fach oder Mathematik,
Physik, Chemie, Botanik,
Zoologie mit vergl. Ana-
tomie, Geographie a)

a) nicht gewihltes 1. Neben-
faeh oder Astronomie.
Mathematik, Petrogra-
phie, Botanik, Zoologie

b) nicht gewiihlres 1. Neben-
fach oder Geologie, Zoolo-
gie, Geschichte, Sozial-
tkonomie, Psychologie

a) nicht gewihltes 1. Neben-
fach oder Physik, Geo-
graphie a), Geologie, An-
thropologie

b) nicht gewihltes 1. Neben-
fach oder Geographie a)
oder b), Chemie, Pali-
ontologie

a) Paliontologie, Geologie,
Geographie. Chemie, Ana-
tomie des Menschen oder
der Haustiere,Physiologie
des Menschen oder der
Haustiere

b) Botanik, Palidontologie,
Geologie,Anthropologie!)

1) Oder statt Nebenfdcher: Ausweise fiber die beiden medizinisch-propé-

deutischen Examina.
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Hauptfach. 1. Nebenfach.
Paldontologie mit Geologie Vergleichende Anato-
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2. Nebenfach.
Botanik, Anthropologie, Mi-

neralogie, Geographie
(Feographie b), Paldontolo-
gie, Geologie, Botanik,
Psychologie, ein Fach der
mediz. Doktor-Promotion

mie einschl. Zoologie

Vergleichende Anato-

Anthropologie einschl. Ana-
mie einschl. Zoologie

tomie des Menschen

AuBerdem wird ein akademischer Studienausweis iiber ein wei-
teres Fach verlangt. Der Studienausweis kann sich iiber zin be-
liebiges Priifungsfach der Universitit Zirich erstrecken. Er mul
fiir Facher der philosophischen Fakultit II die zur Ablegung einer
propideutischen Priifung nétigen Vorlesungen und Ubungen um-
fassen; fiir Fiacher der andern Fakultdten mindestens acht Seme-
sterstunden Hauptvorlesung.

Die Fakultit behilt sich vor, in Féallen besonderer Studlen-
richtung auf Antrag des Vertreters des Hauptfaches eine andere
Zusammenstellung von Nebenfichern zu bewilligen.

§ 11. Wenn die Priifung in Abteilungen abgelegt wird,
gelten alle Bestimmungen der Priifung in allen Fichern zugleich
gemiB § 10. AuBerdem muB eine Priifung in einem weiteren Fache
(propideutisches Fach) abgelegt werden, das aus folgenden Fi-

chern gewihlt werden
Hauptfach.
Mathematik einschl. Darstel-
lende Geometrie
Astronomie

Physik einschl. Theoretische
Physik

Chemie einschl. Physikali-
sche Chemie

Mineralogie einschl. Petro-
graphie :

a) mineralogisch-petrogra-
phische Richtung

b) kristallographisch - phy-
sikalisch-chemische
Richtung

Geologie einschl. Strati--
graphie

Geographie :

a) physikalisch - meteorolo-
gische Richtung

b) anthropogeographische
ethnographische Rich-
tung

Botanik (allgemeine und sy-
stematische) :

muB:

Propddeutisches Fach.

Irgend ein Priifungsfach ‘der philosophischen Fa-
kultdat 11

Physik, sofern nicht als 2. Nebenfach gewihlt, sonset
Chemie oder Geographie -

Physikalische Chemie oder Chemie, sofern nicht
eines der beiden Facher als 2. Nebenfach gewihlt
ist, sonst ein anderes nicht gew#hltes Fach aus
der Gruppe: 2. Nebenfach

Mathematik, Mineralogie

a) Chemie, Geographie

b) Physikalische Chemie, Mathematik, Geologie

Ein nicht gewibltes Fach aus der Gruppe: 2. Ne-
benfach

a) Astronomie, Mathematik, Petrographie oder nicht
gewihltes 1. Nebenfach

b) Geologie, Petrographie, Zoologie oder nicht ge-
wiihltes 1. Nebenfach '

Zoologie einschl. vergleichende Anatomie oder Che-
" mie, sofern sie nicht als erstes oder
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Hauptfach. “Propddeutisches Fach..
a) anatomisch-physiologi-  a) zwéites Nebenfach gewshlt. smd sonst eines: der.
sche Richtung .andern. Fieher der Gruppe: 2. Nebenfach
b) systematisch-pflanzen- = b) Zoologie :einsechl:vergleichende Anatomie oder.
- geographische Rich- Geologie, sofern: micht als 1. oder 2. Nebenfach
- tung gewihlt, sonst eines der andern Ficher der

> : Gruppe: 2. Nebenfach
Zoologie u. vergl Anatomie:
a) zoologische Richtung a) Ein nicht gewiihltes Fach aus der Gruppe: 2. Ne-
benfach -
b) vergleichend-anatomi-  b) Ein nicht gewahltes Fach aus der Gruppe 2. Ne-
sche Richtung benfach

Paldontologie mit Geologie Ein n;cht gewihltes Fach auns der Gruppe 2. Ne-
benfach )

Anthropologie einschl. Ana- Ein nicht gewihltes Fach aus der Gruppe: 2. Ne-
tomie des Menschen benfach
Das propiddeutische Fach darf nicht mit demjenigen zusammen-
fallen, in welchem gemifB § 10 ein Studienausweis vorgelegt wird.
Gesuche um Zulassung zu Teilprifungen miissen dem Dekan
schriftlich eingereicht werden unter Angabe des Hauptfaches,
Beilage von Studienausweisen iiber das betreffende Prufungsfach
und der Gebiihrenquittung.

- Zur ersten Priifung in Abteilungen werden nur solche Kan—
didaten zugelassen, die den in § 2, Alinea 2, verlangten amtlichen
Ausweis beibringen, daB sie mindestens zwei Semester als imma-
trikulierte Studierende an der Universitit Ziirich verbracht haben.

§12. Immature Auslinder, die auf Grund geniigender
Ausweise an der Universitidt Ziirich immatrikuliert wurden, und
die sich an der philosophischen Fakultit II zur Promotion mel-
den, haben auBer den vorgeschrlebenen Examina und Ausweisen
noch Studienausweise iiber ein Welteres naturwissenschaftliches
Fach vorzulegen. Die Zulassung zur SchluBpriifung erfolgt erst
nach einem dreisemestrigen Studium an der Universitit Ziirich.

§ 13. Die Priifung in Abteilungen kann in einzelnen Fichern
oder in Féchergruppen abgelegt werden; doch hat die Priifung in
den Nebenfichern stets derjenigen im Hauptfach (SchluBpriifung)
vorauszugehen. :

Im ersten Nebenfach w1rd zuletzt, vor oder gleichzeitig mit
dem Hauptfach gepriift. Bei der Anmeldung zur Schlqurufung
werden nur solche Teilpriifungen anerkannt, die weniger als fiinf
Jahre zuriickliegen. Ausnahmen kann die Fakultat auf begrunde-
tes Gesuch bewilligen.

- §.14. Wird die Priifung in Ab‘bellungen abgelegt, SO tellt der_
Dekan nach jeder Priifung dem Kandldaten ‘mit,‘ob . sie als be-
standen anerkannt wird.

" 4§:15: Bei abteilungsweiser Priifung ist vor der Schlqurufung
zuerst durch ‘den 'Vertreter des Hauptfaches die Dissertation zu
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begutachten und diese alsdann bei den stimmberechtigten Fakul-
idtsmitgliedern in Zirkulation zu setzen (§ 5).

§ 16. Ist die Dissertation angenommen, S0 werden die nroch
falligen Priifungen angeordnet.

§ 17. Nach Schluf der Priifungen und nach Anhérung des
Berichtes des Referenten und der Examinatoren nimmt die Fa-
kultit die endgiiltige Abstimmung iiber die Promotion des- Be-
werbers vor. Die Abstimmung geschieht durch Stimmzettel. Die
Promotion erfolgt, wenn wenigstens zwei Drittel der stimmbe-
rechtigten Mitglieder der Fakultit sich fiir diese entscheiden. Der
Beschlufl der Fakultit wird dem Kandidaten durch den Dekan
qehrlfthch mitgeteilt.

§ 18&. Ganzlicher ErlaB der sehrlftllchen und miindli-
chen Priifung kann auf eingereichtes Gesuch durch Fakultits-
beschluB nur den Kandidaten gestattet werden. die an der philo-
sophischen Fakultit IT die Diplompriifung fiir das hohere Lehr-
amt in den mathematisch-naturwissensehaftlichen Fichern- ba-
standen haben, sofern sie in ihren Examina in simtlichen durch
die Promotionsordnung fiir das Hauptfach vorgesehenen Fichern
und im Hauptfache in vollem Umfange gepriift worden sind.

§19. Teilweiser ErlaB der Priifung kann auf einge-
reichtes Gesuch dureh FakultiatsbeschluB gewdhrt werden:

1. Den in § 18 genanntfen D1plom1erte“l, welche in ihren Exa-
mina nicht in sdmtlichen, durch die Promotionsordnung fiir
das Hauptfach vorgesehenen Fichern gepriift worden sind;

2. solchen Kandidaten, die durch ihre wissenschaftliche Beta-
tigung oder durch ihre Stellung als Lehrer an Mittel- oder
Hochschulen der Schwelz wissenschaftlich vortellhaft ausge-
wiesen sind; 3

-3. den Diplomierten der eldgenossmchen techmé.chen Hoch—
schule;

4. den Medizinern, die das eidgenossische Staatsexamen be-
standen haben, und zwar fiir diejenigen Fécher, in denen sie
in ihren medizinischen Examina in dem Umfange examiniert
wurden, in dem der Kandidat beim Doktorexamen gepriift
werden miiBte. ErlaB wird fiir diese Fiacher nur gewihrt,

"~ wenn in dem medizinischen Examen des betreffenden Prii-

~ fungsfaches die Mindestnote 4 erreicht Wurde und genuﬂende
Studienausweise dafiir vorliegen.

§ 20. Die Promoticn in absentia ist ausgeschlossen.

§ 21. Weist die Fakultit den Kandidaten infolge des Aus-
ganges der Priifung ab, so kann sie ihm eine Frist ansetzen, nach
deren Ablauf er sich von neuem zur  Priifung melden kann. Eine
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Wiederholung der Gesamtpriifung im gleichen Semester ist un-
statthaft.

§ 22. Nach zweimaliger Abweisung eines Kandidaten ist eine
weitere Anmeldung ausgeschlossen.

ITI. Dissertation.

§ 23. Das Titelblatt der Dissertation ist nach der am Schlusse
der Promotionsordnung angehefteten Vorlage abzufassen.

Der Dissertation ist ein kurzgefafBter Lebenslauf beizudruk-
ken, der unter anderem genaue Angaben iiber die akademischen
Studien des Kandidaten enthalten muB.

Vor dem definitiven Druck der Dissertation sind dem Refe-
renten die Korrekturbogen und dem Dekan Probeabziige des Ti-
telblattes und des Lebenslaufes zur Kontrolle einzusenden. Falls
letztere den Bestimmungen der Promotionsordnung entsprechen
und die Zustimmungserklirung des Referenten zur Drucklegung
vorliegt, erteilt der Dekan das Imprimatur.

Nachtrigliche, den Inhalt der Dissertation betreffende Text-
idnderungen, Ergidnzungen oder Streichungen sind nur mit Zu-
stimmung des Dekans und des oder der Referenten gestattet.

§ 24. Die Promotion wird erst rechtskriftig, nachdem der
Kandidat 180 Exemplare der als Inauguraldissertation gedruckten
Abhandlung der Kanzlei der Universitidt zuhanden des Dekanates
abgegeben hat.

§ 25. Die Fakultit ist berechtigt, die Druckpflicht aunf eine
gekiirzte Dissertation zu beschrinken und gleichzeitig vom Kan-
didaten vier maschinengeschriebene Kopien der Originalabhand-
lung zu verlangen. In diesem Falle hat der Kandidat gleich-
zeitig mit der Dissertation (§ 2, Alinea 3) der Fakultit einen ge-
eigneten, alle neuen und wesentlichen Resultate wiedergebenden
Auszug oder Teil der Originaldissertation beizugeben, mit dem
Gesuche an die Fakultit, nur zur Verdiffentlichung dieser gekiirz-
ten Dissertation verpflichtet zu werden.

Die Kopien der Originalarbeit sind in schwarzer Mdschmen-
schrift abzuliefern. Jeder dieser Kopien sind allfillige Tafeln,
Figuren und Kartenbeilagen der Originalarbeit (photographisch
oder durch Lichtpausverfahren reproduziert) beizufiigen.

Falls die Gesamtabhandlung innerhalb der zur Ablieferung
vorgeschriebenen Frist in einer Zeitschrift erschienen ist, kon-
nen statt der vier Kopien vier komplette Separatabziige aus der
Zeitschrift eingereicht werden.

Auf der gedruckten abgekiirzten Dissertation soll auBer der
Angabe des Referenten sich ein Vermerk finden iiber das Verhilt-
nis des vorliegenden Druckes zur eingereichten Originaldisser-
tation, sowie Hinweise auf die Orte, wo diese Originalabhandlung
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(beziehungsweise ihre Kopien oder gedruckte Separatabziige) de-
poniert sind (Institut oder Bibliothek), ferner auf den Umstand,
daB die Kopien (beziehungsweise Separatabziige) von den Depot-
stellen erhiltlich sind.

Die gekiirzte Fassung der Dissertation, wie sie als drueck-
pflichtig erklart wurde, ist in der vorgeschriebenen Zahl von
Pflichtexemplaren, entsprechend dem § 24 der Promotionsordnung,
der Kanzlei der Universitit .abzugeben innerhalb der in § 26 be-
stimmten Frist.

" Die Promotion der Kandidaten, denen die Bewilligung zur
Ablieferung gekiirzter Dissertationen erteilt wurde, wird erst
rechtskriaftig, wenn auBer den Pflichtexemplaren der gedruckten
Dissertation auch die nichtgedruckte Originalabhandlung, sowie
die vier oben genannten Kopien der Kanzlei der Universitit zu-
handen des Dekanates abgegeben wurden.

§ 26. Wenn nach Ablauf eines Jahres die Einlieferung der
Druckexemplare nicht vorschriftsmiBig stattgefunden hat, wird
die ganze Promotion hinfillig. Auf schriftliches Ansuchen des
Kandidaten kann die Fakultit eine Verlingerung der Frist nm
ein Jahr bewilligen. '

§ 27. Die Bekanntmachung der Promotion erfolgt durch den
Dekan im amtlichen Schulblatt nach Eingang der Pflichtexem-
plare. Das Diplom triagt das Datum der Abliefernng der Pflicht-
exemplare.

IV. Diplome.

§ 28. Nach Erfiillung aller reglementarischen Bestimmungen
durch den Doktoranden verfaBt der Dekan das Diplom gemidB Be-
schluB der Fakultit und liBt davon 25 Exemplare drucken. Kin
Exemplar, das Originaldiplom, wird einerseits vom Rektor, ander-
seits vom Dekan unterzeichnet, mit dem Siegel der Universitit
und dem der Fakultdt versehen, und dem Promovierten zuge-
stellt. Von den iibrigen Abziigen erhillt jedes Mitglied der Fa-
kultit ein Exemplar, eines wird im Archiv der Fakultit, eines
im Archiv des Senates aufbewahrt und eines am schwarzen Brett
bekanntgegeben.

Das Diplom wird nur in deutscher Sprache abgefaBt.

Besondere Noten werden auf dem Diplom nicht ausgesetzt;
dagegen behilt sieh die Fakultit vor, in Fillen von besonders
tiichtigen Leistungen auszeichnende Pridikate auf dem Diplom
anzubringen, die sich entweder auf die Dissertation oder auf die
Priifung oder auf beide zumsammen beziehen kénnen.

Die Fakultit iibernimmt keine Garantie fiir Anerkennung des
von Awuslindern erworbenen Doktordiploms dureh die ausléandi-
schen Staatsbehorden in allen Fillen, wo die Grundlage fiir die
Erwerbung des Diploms den landesiiblichen Promotionsbedingun-
gen nicht entspricht. :
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§ 29. Die Gesamtgebiihren fiir die Promotion ohne ErlaB
oder Reduktion der Priifung betragen Fr. 380.—. Fiir Kandida-
ten, denen ein Erlafl oder eine Reduktion der Priifungen gewiihrt
ist, tritt eine Riickvergiitung der Gebithren nach MaBtrabe der
erlassenen Fécher ein. .

Die betreffende Summe ist,” wenn die Prufung in allen Fi-
chern zugleich abgelegt wird, von dem Bewerber vor oder gleich-
zeitizg mit der Eingabe der Akten der Universitiatskanzlei einzu-
handigen. ‘

Wird die miindliche Priifung in Abteilungen von einem oder
mehreren Fiachern abgelegt, so sind von dem Kandidaten bei der
Anmeldung fir das erste Priifungsfach Fr. 30.— (Fr. 40— Pro-
motions- und Fr. 10.— Priifungsgebiihren), fiir jede weitere Prii-
fung jeweilen vor der Priifung Fr. 10.— als Priifungsgebiihren
der Universitdtskanzlei zu entrlchten, der Rest bei der Anmel-
dung zur SchluBpriifung. : >

- Fiir jede Wiederholung einer Einzelpriifung in Nebenfiichern
ist eine Gebiihr von Fr. 10.— zu bezahlen.

~ § 30. Wird die Dissertation des Kandidaten als unzureichend
zuriickgewiesen, so bleiben ven den Promotionsgebiihren Fr. 100.—
verfallen. Wurde die Dissertation angenommen, hat aber der
Kandidat die schriffliche Priifung nicht bestanden, so bleiben
von der einbezahlten Summe Fr. 200.— verfallen; der Rest wird
zuriickbezahlt. Hat jedoch der Kandidat nach Annahme der Dis-
sertation und Absolvierung der schriftlichen Priifung das miind-
liche SchluBexamen nicht bestanden, so bleibt die ganze Summe
verfallen; dagegen ist fiir eine eventuelle Wiederholung der Prii-
fung nur eine Gebiihr von Fr. 50.— an die Fakultitskasse zu be-
zahlen.

§ 31. Der Doktorand hat die Druckkosten seiner Dissertation
und des Diploms zu bestreiten. Auf seinen Wunseh kann aufler
den vorgeschriebenen 25 Diplomexemplaren eine beliebige weitere
Anzahl von Abziigen auf seine Kosten angefertigt werden.

Die Kosten des Diploms sind der Kanzlei der Umvermtat vor
der Drucklegung zu entnchten

‘B. Promotion ohne vorangegangene Bewerbuneg.
(Ehrenpromotion.)

§ 32. Der Fakultit steht die Befugnis zu (§ 1, Ziffer 2), fir
anerkannte Verdienste um die Wissenschaft die Doktorwiirde
ehrenhalber, ohne vorangegangene Bewerbun unentgeltlich zun
erteilen. i _

§ 83. Der Antrag zu einer Ehrenpromotion muB von einem
stimmberechtigten Mitgliede der Fakultit schriftlich bei dem De-
kane gestellt und begriindet werden.
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- §'34. " Der Dekan setzt die stimmberechtigten Mitglieder der
Fakultit von dem Antrage in Kenntnis und ladet sie zu einer Sit-
zung ein, in der iiber die Promotion entschieden werden soll. Fiir
diese Sitzung ist die Anwesenheit von mindestens 3¥/s der stimm-
berechtigten Fakultidtsmitglieder erforderlich. Die Entscheidung
iiber den Antrag findet durch geheime Abstimmung statt. Er-
klart sich hierbei mehr als eine Stimme gegen die Promotion, so
wird, diese nicht vollzogen. ,

§ 385. Uber die Abfassung des Dlploms entscheldet die Fa-
kultdt. Die Bekanntmachung erfolgt ebenfalls im amtlichen
Schulblatt. Die Kosten des Diploms trigt die Staatskasse.

_ SchluBbestimmung.

§ 36. Diesz Promotionsordnung tritt auf Beginn des Sommer-
semesters 1922 in Kraft. Sie ersetzt die Promotionsordnung vom
16. Februar 1915. '

Studierende, die vor dem Sommersemester 1922 ihre Studien
begonnen haben, sind berechtigt, ihre Examina nach der Promo-
tionsordnung vom-16. Februar 1915 abzulegen.

6. Promotionsordnung fiir die medizinische Fakultét der Universitit
Ziirich. (Vom 4. Juli 1922.) '
§ 1. Wer den Grad eines Doctor medicinae erwerben will, hat
gich beim Dekan schriftlich anzumelden.
Der Anmeldung sind beizulegn:
1. Eine Schilderung des Lebenslaufes und Bildungsganges.
2. Nachfolgende Ausweise:
A.Von approbierten Arzten:

a) der Ausweis iiber die abgelegte eidgendssische arztliche
Fachpriifung;

b) oder ausnahmsweise: das in einem andern Staate nach
abgelegter Staatspriifung erworbene Arztdiplom, iiber
dessen Anerkennung als Zulassungsausweis die Fakul-
tdt in jedem einzelnen Falle durch Mehrheitsbeschlufi
entscheidet;

B. von Kandidaten ohne Staatsprufunw

a) der Immatrikulationsausweis an der hiesigen medizini-
schen Fakultdt fiir das Semester der Anmeldung und
der Promotion;

b) von Schweizer Studierenden: ein eidgendssisches Matu-
ritdtszeugnis;

¢) der Ausweis iiber eine mit Frfolg abgelegte Priifung
entsprechend den Bestimmungen iiber Zulassung zum
Besuche der Kliniken; -
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d) die Testate iiber ein vollstandiges fiinfjahriges natur-
wissenschaftlich-medizinisches Universititsstudium. Dar-
unter sind zu verstehen die Ausweise iiber den Besuch
folgender Kollegien und Kurse:

Physik.

Anorganische Chemie.

Organische Chemie.

Chemisches Laboratorinm.

Botanik.

Zoologie.

Vergleichende Anatomie.

Gesamte Anatomie, 2 Semester.

Priparieriibungen, 2 Semester.

Histologie und histologisech-mikroskopischer Kurs.
Entwicklungsgeschichte.

Physiologie, 2 Semester.

Physiologische Chemie.

Physiologische Ubungen.

Allgemeine Pathologie und pathologu-che Anatonne
Sektionskurs als Praktikant.
Pathologisch-histologischer Kurs.

Gesamte Hygiene.

- Bakteriologischer Kurs.
Allgemeine Chirurgie.
Medizinische Klinik
Chirurgische Klinik l 3 Semester,_davon
Gynikologisehe Klinik 2 als Praktikant.
Ophthalmelogische Klinik | 2 Semester, davon
Pidiatrische Klinik 1 als Praktikant.
Psychiatrische Klinik, 2 Semester.

Medizinische Poliklinik, 1 Semester.

Dermatologisch - venereologische Klinik, 2 Semester, da-
von eines als Praktikant.

Pharmakologie.

Gerichtliche Medizin.

Chirurgischer Operationskurs.

Geburtshilflicher Operationskurs.

Otolaryngologische Poliklinik, ein Semester.

Klinik und Poliklinik der physikalischen Therapie.

Eine selbstindig abgefafte Abhandlung aus dem Gebiete

der medizinischen Wissenschaften (Dissertation).

§ 2. Das Gesuch wird vom Dekan unter den Mitgliedern der
Fakultit in Zirkulation gesetzt.

Ist der Dekan gegen die Zulassung, oder erklirt sich ein Mit-
glied der Fakultit ausdriicklich dagegen, so entscheidet die Fa-
kultdt in der nidchsten Sitzung iiber Zulassung oder Abweisung.
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Die Entscheidung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit;
bei Stimmengleichheit gibt der Dekan den Stichentscheid.

§ 3. Die Dissertation wird, sofern sie auf Anregung oder un-
ter Leitung eines Mitgliedes der Fakultat ausgearbeitet Worden
ist, diesem zur Priifung und zum Referate iibergeben.

Das Votum dieses Mitgliedes, begleitei von einem Gutachten,
ist in der Regel entscheidend fiir Annahme oder Ablehnung der
Dissertation; doch behilt sich die Fakultidt das Reeht vor, auf
Anregung des Dekans, oder auf Antrag eines andern Fakultits-
mitgliedes, iiber die Annahme oder Ablehnung der Arbeit durch
Stimmenmehrheit zu entscheiden. Im Falle der Annahme wird
der Name des Referenten auf dem Tltel der gedruckten Disser-
tation vorgemerkt.

Ist die Dissertation nicht auf Anregung oder unter Leitung
eines Fakultidtsmitgliedes ausgearbeitet worden, so wird sie, mit
einem Referate des Hauptlehrers des betreffenden Faches ver-
sehen, bei den Fakultatsmitgliedern in Zirkulation gesetzt. Die
Abstimmung iiber Annahme oder Ablehnung erfolgt auf schrift-
lichem Wege. Der Name des Referenten wird hier nicht auf das
Titelblatt gesetzt. Die Dissertation gilt als abgelehnt, wenn mehr
als drei Mitglieder der Fakultiat sich gegen dieselbe erkliren..

In jedem Fall kann noch ein Kolloquiunm iiber den Inhalt der
Dissertation verlangt werden.

§ 4. Die .als Dissertation eingereichte Abhandlung darf als
solche erst nach Ablegung des miindlichen Examens gedruckt
werden. Die Veroiffentlichung in einer wissenschaftlichen Zeit-
scehrift bedarf der schriftlichen Genehmigung derjenigen Per-
son, auf deren Anregung und unter deren Leitung die Disserta-
tion verfaBt wurde.

Bereits frither gedruckte Arbeiten konnen von der Fakultit
durch MehrheitsbeschluB angenommen werden, falls sie griBeren
wissenschaftlichen Wert haben. Wird die Arbeit angenommen,
so miissen innert der in § 11 bezeichneten Frist 200 Exemplarc der
Dissertation in vorschriftsmidBiger Ausfithrung an die Universi-
tatskanzlei abgeliefert werden.

§ 5. Mit der Annahme der Dissertation ist der Kandidat zur
Doktorpriifung zugelassen, die innerhalb der nichsten sechs Mo-
nate abgelegt werden muB.

Das Examen erstreckt sich auf folgende Fieher:

Physik, Chemie, Anatomie, Physiolegie, pathologische Ana-
tomie, Pharmakologie, Hygiene, innere Medizin, Chirurgie, Ge-
burtshilfe und Gynikologie, Piadiatrie, Augenheilkunde, Derma-
tologie, Psychiatrie.

Die Priifung wird in den klinisechen Fichern theoretisech und
praktisch abgehalten; in den andern Fichern ist es den Examina-
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toren anheimgestellt, nur theoretisch, oder auch praktisch zu
priifen. . : S AEBEP o ;
§ 6. Kandidaten, die die Priifungen an hiesiger Fakultit be-
reits entsprechend den zurzeit bestehenden ,Bestimmungen
iiber Zulassung zum Besuche der Kliniken an der
Universitat Ziurich® mit Erfolg abgelegt haben, sind in der
Regel von der nochmaligen Priifung in- diesen Fichern befreit.

§ 7. Fiir die miindliche Priifung werden Noten erteilt, wo-
von 6 die beste, 1 die geringste Note ist. - Die Priifung gilt als
nicht bestanden, wenn eine Note unter 2, oder wenn zwei Noten
unter 3, oder drei Noten unter 4 sind. Der Dekan teilt dem Kan-
didaten nur das Endergebnis der Priifung, niemals die Einzel-
noten mit. ' Hid

§ 8. Ist die Priifung nicht bestanden, so entscheidet die Fa-
kultat iiber Zuladssigkeit und Zeitpunkt der Wiederholung. Diese
ist nur einmal, und zwar nicht vor Ablauf von drei Monaten ge-
stattet. Dasselbe gilt fiir die Priifung in Anatomie und Phy-
siologie. Die Wiederholung erstreckt sich nur auf diejenigen Fa-
cher, in denen nicht die Note 4 erreicht worden ist. Die Priifung
gilt als nicht bestanden, wenn eine Note unter 3 oder zwei Noten
unter 4 sind.

$ 9. Die Doktorpriifungen und Ab.stimfnungen iiber dieselben
finden nur wiahrend der Zeit des offiziellen Semesters‘ statt.

§ 10. Denjenigen Kandidaten, die im Besitze des Ausweises
tber die abgelegte eidgenossische = &#rztliche Fachpriifung sind,
kann die medizinische Doktorpriifung, nicht aber die Dissertation
erlassen werden. Uber die Erlassung entscheidet der Dekan auf
Grundlage der vorgelegten Fachzensuren des schweizerischen
Staatsexamens. In zweifelhaften “Fillen entscheidet die Fakultit
durch Mehrheitsbeschluf.

Ausnahmsweise kann auch Doktoranden, die in einem andern
Staate das Arztdiplom erworben haben, durch Mehrheitsbeschluf3
der Fakultit die miindliche Priifung erlassen werden.

§ 11. Nach bestandener Priifung miissen 200 Exemplare der
Dissertation an die Universititskanzlei abgeliefert werden. - Die
Ablieferung hat im Verlauf der nichsten sechs Monate zu erfol-
gen, falls die Dissertation selbstindig im Drucke erscheint, inner-
halb eines Jahres, weun die Arbeit in einer Zeitschrift veroffent-
licht wird. Diese Frist kann von der Fakultit ausnahmsweise
verlingert werden.

Der Text der Dissertation darf erst gedruckt werden, wenn
der Referent die Korrektur genehmigt hat, und das Titelblatt
erst dann, wenn der Dekan, nachdem ihm das Imprimatur des
Referenten vorgelegt wurde, es gutgeheiBlen hat.
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Nach der Annahme der Arbeit diirfen irgendwelche Anderun-
gen in der Dissertation oder an dem Titelblatt nur mit ausdriick-
licher Genehmigung des Referenten vorgenommen werden.

) Nach Erfiillung dieser Vorschriften wird dem Doktoranden
ein von der Universitit ausgefertigtes Diplom ausgehindigt. Ein
Duplikat wird dem Senatsarchiv einverleibt.

LiBt der Kandidat die oben angegebene Frist, ohne eine Ver-
lingerung nachgesucht zu haben, versireichen, so verliert er den
Anspruch auf Verleihung des Doktordiploms. Uber Fristverlin-
gerung entscheidet die Fakultit.

§ 12. Die Gebiihren betragen Fr. 420.—; sie sind nach erfolgter
Zulassung der Kanzlei zu bezahlen.

Den Kandidaten mit eidgenossischer irztlicher Fachprufung
werden Fr. 120.— erlassen.

Eine Wiederholung der Priifung ist kostenfrei.

Eine Riickzahlung der Gebiihren findet weder bei definitiver
Abweisung, noch dann statt, wenn aus irgend emem Grunde der
Kandidat das Examen nicht beendet.

§ 18. Die medizinische Fakultit kann unter Wiirdigung be-
sonderer Verdienste auf dem Gebiete der Medizin das Doktor-
diplom honoris causa verleihen. Der Antrag auf Ehrenpro-
motion muB als Traktandum den Mitgliedern vorher bekannt-
gegeben werden. BeschluBfassung darf nur erfolgen, wenn min-
destens zwei Drittel aller Fakultitsmitelieder in der Sitzung an-
wesend sind. Die Abstimmung geschieht in der Regel cifen; der
Antrag gilt als angenemmen, wenn nicht mehr als zwei Mitglie-
der dagegen stimmen.

Der Staat iibernimmt die Kosten der Ehrendiplome.

§ 14. Fiir die Studierenden der Zahnheilkunde an der TUni-
versitit besteht eine besondere Promotionsordnung.

§ 15. Diese Promotionsordnung tritt am 1. Juli 1922 in Kraft.
Durch dieselbe wird die Promotionsordnung vom 14. November
1916 aufgehoben.

Diejenigen Studierenden, die wihrend der Giiltigkeit der bis-
herigen Promotionsordnung immatrikuliert worden sind, haben
bis zum 1. Januar 1924 die Wahl, das Examen nach der vorlie-
genden oder nach der bisherigen Promotionsordnung aufzuneh-
men.

7. Promotionsordnung fiir Zahnheilkunde an der medizinischen Fa-
kultdt der Universitdt Ziirich. (Vom 12. Dezember 1922.)

§ 1. Wer den Grad eines Doktors der Zahnheilkunde (Dr. med.
dent.) erwerben will, hat sich beim Dekan mit einer schrift-
lichen Eingabe anzumelden.
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Der Anmeldung sind beizulegen:

1. Eine Schilderung des Lebenslaufes und Bildungsganges;

2. der Ausweis iiber die abgelegte eidgentssische Medizinal-
priifung als Zahnarzt oder ausnahmsweise das in einem an-
dern Staat nach abgelegter Staatspriifung erworbene Zahn-
arztdiplom, iiber dessen Anerkennung als Zulassungsaus-
weis die Fakultit in jedem einzelnen Fall durch Mehrheits-
beschlufl entscheidet;

3. der Immatrikulationsausweis an der hiesigen medizinischen
Fakultat fiir mindestens zwei Semester;

4. die Testate iiber ein mindestens vierjihriges Universitits-
studium;

Ausweis iiber den Besuch folgender Kollegien und Knurse:

Physik,

Anorganische Chemie,

Organische Chemie,

Chemisches Laboratorium,

Botanik,

Zoologie,

Vergleichende Anatomie,

Gesamte Anatomie, 2 Semester,

Praparieriibungen, 2 Semester,

Histologie und histologiseh-mikroskopischer Kurs,

Entwicklungsgeschichte,

Physiologie, 2 Semester,

Physiologische Chemie,

Physiologische Ubungen, 1 Semester, “

Allgemeine Pathologie und pathologische Anatomie,

Spezielle pathologische Anatomie,

Pathologiseh-histologisecher Kurs,

Hygiene,

Bakteriologischer Kurs,

Allgemeine Chirurgie,

Gesamte Pharmakologie,

Medizinische Klinik, 1 Semester,

Chirurgische Klinik, 2 Semester, eventuell 1 Semester
und dazu 1 Semester spezielle Chirurgie der Mund-
organe mit praktischen Ubungen,

Dermatologisch - venereologische Klinik, 1 Semester,

Spezielle Pathologie und Therapie ‘der Mundorgane,

Histologie der pathologischen Zahngewebe,

Theoretische Zahnheilkunde,

Zahnarztliche Poliklinik, 3 Semester,

Zahnirztliche Klinik, 4 Semester, und Operationskurs,
3 Semester, :

Zahnirztliches Laboratorium, 4 Semester,
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Chirurgisch-zahnirztliche Prothese, Vorlesung und ein
Semester praktischer Kurs,

Stellungs- und Artikulationsanomalien, Vorlesung und
ein Semester praktischer Kurs, ;

Zahntechnik und Materialienkunde, 1 Semester;

5. eine selbstindig abgefaBte Abhandlung aus dem Gebiete der
medizinischen Wissenschaften (Dissertation).

§ 2. Das Gesuch wird vom Dekan unter den Mitgliedern der
Fakultiat in Zirkulation gesetzt. Ist der Dekan gegen die Zu-
lassung, oder erklirt sich ein Mitglied ausdriicklich dagegen, so
entscheidet die Fakultit in der nichsten Sitzung.

Die Entscheidung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit;
‘bei gleichgeteilten Stimmen gibt die Stimme des Dekans den
Ausschlag.

§ 3. Die Dissertation wird, sofern sie auf Anregung oder un-
ter Leitung eines Mitgliedes der Fakultit ausgearbeitet worden
ist, diesem zur Priifung und zum Referate iibergeben.

Ist die Dissertation nicht auf Anregung eines Mitgliedes aus-
gearbeitet worden, so wird sie mit einem Referate des Vertreters
des betreffenden Faches versehen in Zirkulation gesetzt.

Die Abstimmung iiber Annahme oder Ablehnung erfolgt auf
schriftlichem Wege. Die Dissertation gilt als abgelehnt, wenn
mehr als drei Mitglieder (vergleiche Promotionsordnung der me-
dizinischen Fakultit) sich gegen dieselbe erkliren. In jedem Falle
kann noch ein Kolloquium iiber den Inhalt der Dissertation ver-
langt werden.

Im Falle der Annahme wird, wenn die Dissertation auf An-
regung oder unter Leitung eines Mitgliedes der Fakultit ausge-
arbeitet worden ist, der Name des Referenten auf dem Titel der
gedruckten Dissertation vorgemerkt.

§ 4. Die als Dissertation eingereichte Abhandlung darf als
solehe erst nach Ablegung des miindlichen Examens gedruckt
werden.

Bereits frither gedruckte Arbeiten werden ausnahmsweise nur
dann als Dissertation angenommen, wenn sie einen bedeutenden
wissenschaftlichen Wert haben. Die Fakultdt entscheidet dar-
iiber durch MehrheitsbeschluB. Auch in diesem Falle hat der
Kandidat innert der in § 9 erwiihnten Frist die 200 Exemplare
der Dissertation an die Kanzlei der Universitidt einzusenden.

§ 5. Mit der Annahme der Dissertation ist die Zulassung
zur Doktorpriifung ausgesprochen.

Die miindliche Priifung muB innerhalb sechs Monaten nach
Erteilung der Zulassung abgelegt werden, wobei die Ferien mit-
gerechnet sind. Die miindliche Priifung erstreckt sich auf Ana-

3
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tomie, Physiologie, allgemeine Pathologie und pathologische Ana-
tomie, allgemeine Chirurgie, spezielle Chirurgie der Mundorgane,
Pharmakologie, Hygiene und Bakteriologie, Pathologie und The-
rapie der Mundorgane, operative und konservierende Zahnheil-
kunde, technische Zahnheilkunde.

Ein Teil der Doktorpriifung kann erlassen werden, wenn in
dem betreffenden Fache schon in der eidgenossischen Staatsprii-
fung gepriift worden ist. Unter allen Umstinden haben die Kan-
didaten eine Krginzungspriifung in Anatomie und Physiologie
(wenn sie nicht die anatomisch-physiclogische Priifung fiir Arzte
absolviert haben) und eine Priifung in spezieller Chirurgie der
Mundorgane, Pharmakologie, Hygiene und Bakteriologie zu be-
stehen.

Fiir Schweizeridrzte, die die zahnirztliche Approbation er-
langt haben, geniigt die Einreichung einer Dissertation aus dem
Gebiete der Zahnheilkunde.

§ 6. Die Doktorpriifungen und Abstimmungen iiber dieselben
finden nur wiahrend der Zeit des offiziellen Semesters statt.

§ 7. Fiir die miindlichen Priifungen werden Noten erteilt,
wovon 6 die beste, 1 die geringste Note ist. Sty

Fiir die Feststellung des Priifungserfolges gestaltet sich die
Berechnungsweise verschieden, Je nachdem der Kandidat die
ganze Doktorpriifung absolvieren muBte, oder ob ihm auf Grund
der Bestimmungen des § 5 ein Teil der Doktorpriifung erlassen
wurde.

Im erstern Fall gilt die Priifung als nicht besianden, wenn
der Durchschnitt der Noten unter 3,6 ist, oder wenn eine Note
unter 2, oder zwei Noten unter 3, oder drei Noten unter 4 sind.

Im letztern Fall gilt die Priifung als nicht bestanden, wenn
der Durchschnitt der Noten unter 4 ist, oder wenn eine Note un-
ter 3, oder wenn zwei Noten unter 4 sind.

Der Dekan teilt dem Kandidaten nur das Endergebnis der
Priifung, niemals die Einzelnoten mit.

§ 8. Ist die Priifung nicht bestanden, so entscheidet die Fa-
kultit iiber die Zaldssigkeit und den Zeitpunkt der Wiederholung.
Eine Wiederholung ist vor Ablauf von sechs Monaten nicht zu-
lissig. TFillt auch eine zweite Priifung ungiinstig aus, so gilt
der betreffende Kandidat als definitiv abgewiesen.

§ 9. Ist die Priifung bestanden, so miissen 200 Exemplare
der gedruckten Dissertation der Universititskanzlei abgeliefert
werden. Dies hat innerhalb sechs Monaten nach bestandener
Priifung zu geschehen, wenn die Dissertation selbstindig im
Druck erscheint, oder innerhalb eines Jahres nach bestandener
Priifung, wenn die Dissertation in einer Zeitschrift versffentlichi
wird. Die Fakultit kann diese Frist ausnahmsweise verlangern.
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Das Titelblatt der Dissertation ist vor dem Drucke der let-
tern in einem Korrekturabzug dem Dekan zur Genehmigung vor-
zulegen.

Nach Erfillung dieser Vorschriften wird dem Promovierten
ein amtliches Diplom ausgefertigf. Ein Duplikat desselben wird
dem Senatsarchiv einverleibt.

LaBt der Kandidat die oben angegebene Zeit verstreichen,
so verliert er das Anrecht auf Verleihung des Doktordiploms. Die
Entscheidung iiber weitere MaBnahmen in solchen Fillen behilt
~sich die Fakultiat vor.

§ 10. Personen, die sich um die Zahnheilkunde besonders
verdient gemacht haben, kénnen auf Antrag eines Fakultatsmit-
gliedes zum Doktor der Zahnheilkunde ehrenhalber ernannt wer-
den. Der Antrag muB vom Anfragsteller schriftlich begriindet
und den Fakultidtsmitgliedern vor der Fakultitssitzung mitge-
teilt werden. Es erfolgt geheime Abstimmung. Wenn sich mehr
als eine Stimme dagegen ausspricht, gilt der Antrag als abge-
lehnt.

§ 11. Die Gebiihren betragen Fr. 420.—; sie sind nach erfolg-
ter Zulassung der Universititskanzlei zu bezahlen.

Denjenigen Kandidaten, die bei der Meldung (§ 1) den Aus-
weis iiber die abgelegte eidgendssische Medizinalpriifung als
Zahnarzt einreichen, wird der Betrag von Fr. 100.— erlassen.

Eine etwa notwendige Wiederholung der Priifung ist unent-
geltlich.

Eine Riickzahlung der Gebiihren findet weder bei definitiver
Abweisung, noch dann statt, wenn aus irgend einem Grunde der
Kandidat das Examen nicht beendet.

§ 12. Die Promotionsordnung fritt mit 1hrel Genehmigung
durch den Erziehungsrat in Kraft.

3. Lehrerschaft aller Stufen.

8. Verordnung iiber die provisorische Ausfuhrung des § 3 des Ge-
seizes iiber die Leistungen des Staates fiir das Volksschulwesen
vom 2. Februar 1919. (Vom 30. Oktober 1922.)

9. Statuten der Witwen- und Waisenstiftung fiir die ziircherische

Volksschullehrerschaft. (Vom 14. Dezember 1922.)

Mitgliedsehaft, Ein- und Austritt.

§ 1. Die Lehrer und Lehrerinnen der Volksschule des Kan-
tons Ziirich sind verpflichtet, der vom Staate unterstiitzten Wit-
wen- und Waisenstiftung fiir die ziircherische Volksschullehler-
schaft beizutreten.
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§ 2. Fiir neueintretende Mitglieder der Volksschullehrerschaft
erfolgt die Aufnahme mit dem Beginne des aktiven ziircherischen
Schuldienstes als Verweser oder definitivn gewidhlter Lehrer.

§ 3. Uber die Aufnahme von Lehrern an privaten oder Ge-
meinde-, Lehr- und Erziehungsanstalten entscheidet in jedem Fall
der Erziehungsrat auf den Antrag der Aufsichtskommission. Der
Eintritt solcher Lehrer findet ausschlieBlich auf Beginn eines
Rechnungsjahres statt.

§ 4. Kandidaten des Sekundarlehramtes sind fiir die Dauer
ihrer Studien, jedoch héchstens fiir drei Jahre, der Verpflichtung
zur Entrichtung der Beitridge enthoben; sie verlieren dabei fiir
die betreffende Zeit ihre Rechte an der Stiftung. Beim Wieder-
beginn des aktiven Schuldienstes zahlen sie die Beitrige vom
Monat des Wiedereintrittes an. :

Will ein Kandidat des Sekundarlehramtes wihrend seiner
Studienzeit als Mitglied bei der Stiftung verbleiben, so hat er
dies zu erkliren und den in § 10 festgzesetzten personlichen Jah-
resbeitrag zu bezahlen.

§ 5. Unterbricht ein Lehrer den staatlichen Schuldienst, so
hat er, wenn er nicht ununterbrochen als Mitglied der Stiftung
verbleibt, bei seinem Wiedereintritt die ausgefallenen personli-
chen Beitrige ohne Zins der Witwen- und Waisenstiftung nach-
zuzahlen.

Auch bei freiwilligen Wiedereintritten in die Stiftung, die
nur mit Genehmigung der Aufsichtskommission erfolgen konnen,
sind die ausgefallenen Beitrige ohne Zins nachzuzihlen.

§ 6. Lehrern und Lehrerinnen im Ruhestand steht die Bei-
behaltung der Mitgliedschaft frei.

§ 7. Mitglieder, die aus dem Lehrerstand austreten, konnen
als freiwillige Mitglieder bei der Stiftung verbleiben.

§ 8. Mitglieder, die an eine andere gtelle im Staatsdienst
iibertreten, konnen bei der Witwen- und Waisenstiftung fiir
Volksschullehrer bleiben, statt der Stiftung der kantonalen Be-
amten beizutreten. In diesem Falle behalten sie die gleichen
Rechte und Pflichten. wie die obligatorisch der Stiftung angeho-
renden Mitglieder.

§ 9. Die im Staatsdienst angestellten und die vom Staate
pensionierten Mitglieder konnen mit SchluB eines Kalendervier-
teljahres, die iibrigen Mitglieder mit Ablauf eines Kalenderhalb-
jahres aus der Stiftung austreten.

Leistungen der Mitglieder.

§-10. Der personliche Jahresbeitrag, den die nach diesen Sta-
tuten obligatorisch der Stiftung angehérenden aktiven Lehrer und
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die diesen gleichgestellten Mitglieder zu entrichten haben, betrigt
Fr. 160.—, derjenige der Mitglieder im Ruhestand Fr. 80.—. Die
iibrigen Mitglieder bezahlen einen Jahresbeitrag von Fr. 240.—.

§ 11. Geschieht der Eintritt' eines Mitgliedes nach dem zu-
riickgelegten 25. Altersjahr, so sind fiur das 26. und die folgenden
Altersjahre die personlichen Beitrige ohne Zins nachzuzahlen.
Bruchteile eines Jahres bis zu sechs Monaten werden nicht,
solche iiber sechs Monate als volles Jahr gerechnet.

Die Nachzahlung kann nach Ubereinkunft mit der Erzie-
hungsdirektion in mehreren Raten entrichtet werden. Stirbt das
Mitglied, bevor die Nachzahlung geleistet ist, so wird der Rest-
betrag von der Rente abgezogen. Im Bediirfnisfall kann der Ab-
zug ratenweise erfolgen.

In Fillen, da ein Mitglied, das erhebliche Nachzahlungen lei-
sten muBte, nach kurzer Zeit wieder aus der Stiftung austritt,
kann unter besonderen Umstinden von der Aufsichtskommission
eine teilweise Riickgewidhr der Nachzahlung gestattet werden.

Entrichtung der Beitrige.

§ 12. Fiir die im Staatsdienst angestellten Mitglieder erfolgt
die Bezahlung der personlichen Beitrige in Form von Abziigen
an der Besoldung, fiir die pensionierten Lehrer durch Abziige am
- Rubegehalt. Die Abziige werden in vierteljahrlichen Raten je im
Mirz, Juni, Septemmber und Dezember gemacht.

Die iibrigen Mitelieder zahlen ihre JaHrestitrﬁge je fiur das
laufende Kalenderjahr in zwei Raten auf Mitte Juni und Mitte
Dezember der Kantonsschulverwaltung ein.

Die Stiftung ist nicht verpflichtet, an die Filligkeit der Bei-
trige zu mahnen. Bei unpiinktlicher Zahlung ruhen die Ver-
pflichtungen der Stiftung gegeniiber dem Mitgliede oder seinen
Hinterlassenen. Wird die fillige Pramie innert Jahresfrist nicht
bezahlt, so konnen das sidumige Mitglied oder seine Angehorigen
aller Anspriiche an die Stiftung verlustig erklirt werden.

§ 13. Neueintretende Mitelieder entrichten ihren Beitrag
erstmals fiir das Kalendervierteljahr, in dem ihr Eintritt erfolgt.

§ 14. Mitglieder, die wihrend des Jahres auns dem Staats-
dienst austreten, -aber bei der Stiftung verbleiben (§ 7), haben fiir
das Ubertrittsjahr die Nachzahlung bis zum Betrage des vollen
Jahresbeitrages von Fr. 240.— bis spiitestens einen Monat nach
dem Riicktritt zu leisten. Unterbleibt die Zahlung, so wird an-
genommen, es werde auf die Miteliedschaft verzichtet.

§ 15. Mitglieder, die in staatlicher Anstellung sind, und Mit-
glieder im Ruhestande, haben ihre Beitrage bis und mit dem
Schulquartal zu entrichten, in dem ihr Austritt oder Hinschied
erfolgt. ’
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Bei den iibrigen Mitgliedern ist der Beitrag fiir das Halbjahr,
in dem der Austritt oder Hinschied erfolgt, der Stiftung verfallen.

Leistung des Staates.

§ 16. Zur Unterstiitzung der Witwen- und Waisenstiftung
der Volksschullehrerschaft leistet der Kanton Ziirich einen jihr-
lichen Beitrag von Fr. 80.—: 1. Fiir jedes im staatlichen Schul-
dienst stehende Mitglied, 2. fiir jedes staatlich pensionierte Mit-
glied und die Mitglieder nach §§ 4, Alinea 2, und 8, und 3. fir
jeden der Stiftung beigetretenen Lehrer an einer staatlich unter-
stiitzten oder nach § 81 des Gesetzes betreffend die Volksschule
vom 11. Juni 1899 unterstiitzungsberechtigten Unterrichts- oder
Erziehungsanstalt.

Die Beitragsleistung des Staates beginnt mit dem Viertel-
jahr des Eintritts und endigt mit dem Vierteljahr des Austritts
der )eitragsberechtigten Mitelieder.

Waiahrend der Zeit, da die Kandidaten des Sekundarlehramtes
keine Beitrige enfrichten (§ 4, Alinea 1), fillt auch die Leistung
des Staatsbeitrages aus.

Leistungen der Stiftung.

§ 17. Die Stiftung bezahlt nach dem Ableben eines Ver-
sicherten:

a) Eine Jahresrente von Fr. 1500.— an den iiberlebenden Ehe-
gatten, so lange er lebt, oder bis er sich wieder verheiratet.

Wenn nach Inkrafttreten dieser Statuten ein Mitglied
nach vollendetem 60. Lebensjahr einen um mehr als 20 Jahre
jingern Ehegatten heiratet, so reduziert sich fiir diesen die
Rente fiir jedes weitere auch nur angefangene Jahr des
Altersunterschiedes um Fr. 50.—.

b) Eine Jahresrente von Fr. 600.— an die jingste Halbwaise
und von Fr. 400— an jede weitere Halbwaise, bis sie das
18. Altersjahr zuriickgelegt hat.

¢) Eine Jahresrente von Fr. 1200.— an die jiingste Ganzwaise
und von Fr. 800— an jede weitere Ganzwaise, bis sie das
18. Altersjahr zuriickgelegt hat. :

d) Eine Jahresrente bis zum Betrage von Fr. 1500.— an die
Hinterlassenen eines Mitgliedes, wenn sie fiir ihren person-
lichen Unterhalt auf das Einkommen des verstorbenen Mit-
gliedes angewiesen waren, und sofern keine Rentenberech-
tigung nach § 17, lit. a, b oder ¢, besteht.

Als Hinterlassene im Sinne dieses Abschnittes d gelten:
Kinder im Alter von mehr als 18 Jahren, Eltern und Ge-
schwister des verstorbenen Mitgliedes.
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Innerhalb dieses Kreises der Verwandtschaft kann die
Rente durch letztwillige Verfiigung des verstorbenen Mit-
gliedes einem oder mehreren Hinterlassenen zugewandt
werden.

Die Person der Bezugsberechtigten, die Hohe wund die
Dauer der Rentenberechtigung werden in jedem einzelnen’
Fall durch BeschluB der Aufsichtskommission bezeichnet;
diese Beschliisse unterliegen alle drei Jahre der Revision.

Die Renten a—d sind zum erstenmal fillig am Todestag
des Mitgliedes, in der Folge am Jahrestag des Todes.

§ 18. Die Stiftung bezahlt ferner:

a) An austretende ledige Mitglieder, sofern sie der Stiftung
mindestens finf 1Iahre angehort haben, 50 Prozent der ein-
bezahlten personlichen Leistungen ohmne Zins.

b) An austretende verheiratete, verwitwete und geschiedene
Mitglieder, sofern sie der Stiftung mindestens fiinf Jahre

angehort haben, 25 Prozent der einbezahlten personlichen
Leistungen ohne Zins. :

Mitglieder im Ruhestand haben keinen Anspruch auf diese
Abfindung.

Bei einem spiteren Wiedereintritt in den Schuldienst, oder
bei freiwilligem Wiedereintritt in die Stiftung, ist die nach § 18,
lit. a und b, ausgerichtete Abfindungssumme mit Zins zu 4 Pro-
zent vom Zeitpunkt der Auszahlung an einzuzahlen.

§ 19. Der Rentenberechtigte darf weder seine Rechte abtre-
ten, noch konnen sie ihm auf dem Wege der Betreibung, des Ar-
restes oder Konkurses entzogen werden (Bestimmungen des
schweizerischen Obligationenrechtes vom 30. Miirz 1911 und des

Bundesgesetzes iiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April
1889).

Verwendung der Jahresertrignisse.

§ 20. Ein Drittel allfilliger kiinftiger Jahresvorschlige fillt
dem Staate zu. Vom Rest wird ein Zehntel dem Hilfsfonds zuge-
wiesen. Das Ubrige verbleibt beim Deckungskapital als Deckung
fiir den Fall, daB den Bilanzen wieder ein Zinsfull von weniger
als 4 Prozent zugrunde gelegt werden muB.

Hilfsfonds.

§ 21. Der Hilfsfonds dient ordentlicherweise zur Unterstiit-
zung von bediirftigen Hinterlassenen von Mitgliedern. In der
Regel soll nur der Ertrag verwendet werden. Die beziiglichen
Beschliisse der Aufsichtskommission unterliegen der Genehmi-
gung des Erziehungsrates.
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Verwaltung und Aufsicht.

§ 22. Die ‘Erziehungsdirektion verwaltet in Verbindung mit
der Kantonalbank die Witwen- und Waisenstiftung.

Uber Geldanlagen verfiigt die Erziehungsdirekiion; fiir Be-
trige von iiber Fr. 10,000.— ist die Genehmigung der Aufsichts-
‘kommission einzuholen, soweit es sich nicht um die Konversion
bereits bestehender Anlagen handelt.

§ 23. Die Aufsicht iiber die. Witwen- und Waisenstiftung iibt
eine von der Schulsynode zu bestellende und alle vier Jahre zu
erneuernde Kommission von acht Mitgliedern ans, in der den
Lehrerinnen eine angemessene Vertretung einzurdumen ist. Pri-
sident der Kommission ist der Erziehungsdirektor; das Aktuariat
fithrt mit beratender Stimme ein Sekretiar der Erziehungsdirek-
tion.

§ 24. Jedes Jahr ist das fiir die besiehenden Rentenleistun-
gen erforderliche Deckungskapital versicherungstechnisch zu be-
rechnen und darauf fuBend die Bilanz zu erstellen, die im Jahres-
bericht der Erziehungsdirektion veroffentlicht wird. Ergibt sich
aus der Bilanz, daB die statutarischen Einnahmen zur Deckung
der Verbindlichkeiten und der Amortisation ecines allfilligen De-
fizites nicht ausreichen, oder ergibt sich ein wesentlicher Aktiven-
iibersechuB, so entscheidet die Synode auf Anirag der Aufsichis-
kommission, ob die Beitrige der Mitglieder oder die kiinftigen
Leistungen der Stiftung zu indern seien.

§ 25. Beschliisse iiber Anderung der Statuten werden von der
Synode gefaBt: sie unterliegen der Genehmigung des Regierungs-
rates.

SchluB- und Ubergangsbestimmungen.

§ 26. Diese Statuten ersetzen die vom 21. September 1920; sie
treten nach der Annahme durch die Synode und der Genehmi-
gung durch den Regierungsrat mit 1. Januar 1923 in Kraft. Sie
haben Giiltigkeit bis 31. Dezember 1929.

§ 27. Fiir die freiwilliz der Stiftung angehorenden Mitglie-
der, die sich im Jahre 1920 fiir Beibehaltung der Mitgliedschaft
mit Rechten und Pflichten gemiB den Statuten vom 1. Juli 1909
entschieden haben. vermindert sich vom 1. Januar 1923 an die
jihrliche Totalpriamie auf Fr. 100.—, die personliche Primie auf
Fr. 70— :

Die anwartschaftliche Rente der Witwen dieser Mitglieder be-
trigt vom 1. Jariuar 1923 an Fr. 750.—.

§ 28. Die laufenden Witwenrenten werden ab 1. Januar 1923
um Fr. 100.— erhoht. — § 17, lit. ¢, findet Anwendung anf alle

beim Inkrafttreten dieser Statuten vorhandenen Ganzwaisen von
verstorbenen Mitgliedern.
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10. Normen fiir Bestimmung der Pflichtstundenzahl der Mittelschul-
lehrer. (Regierungsratsbeschluf vom 2. Mirz 1922.)

I1. Anstellungsverhéltnisse der Assistenten an der Universitit. (Be-
schlufl des Regierungsrates vom 30. Dezember 1922.)

B T a T T N U

Il. Kanton Bern.
Lehrerschaft aller Stufen.

|. Dekret betreffend die Besoldung der Primar- und Sekundarschul-
inspektoren. (Vom 6. April 1922.)

2. Dekret betreffend die Besoldungen der Vorsteher, Lehrer und Leh-
rerinnen der staatlichen Seminare. (Vom 6. April 1922.)
Der GroBe Rat des Kantons Bern,

gestiitzt auf Art. 26, Ziffer 14, der Staatsverfassung und § 9,
Absatz 2, des Gesetzes vom 18. Juli 1875 iiber die Lehrerbildungs-
anstalten,

auf den Antrag des Regierungsrates,

beschlieBt:

§ 1. Die Besoldungen der Lehrer und Lehrerinnen der staat-
lichen Seminare werden festgesetzt wie folgt:

‘a) Hauptlehrer, mit 22 bis 28 wochentlichen Unterrichtsstun-
den, beziehen eine Grundbesoldung von Fr. 7200.—, Haupt-
lehrerinnen, mit 20 bis 26 wochentlichen Stunden, eine sol-
che von Fr. 6000.—.

Zu der Grundbesoldung treten Dienstalterszulagen von
total Fr. 2400.— fiir Hauptlehrer und Fr. 1800.— fiir Haupt-
lehrerinnen. Die Dienstalterszulagen werden nach je einem
Jahr ausgerichtet, so daB mit Beginn des 13. Dienstjahres
die Hochstbesoldung von Fr. 9600.— fiir Hauptlehrer und
Fr. 7800.— fiir Hauptlehrerinnen erreicht wird.

Die Hauptlehrer des Seminars Bern-Hofwil, die in Bern
wohnen, erhalten auBerdem eine Zulage von Fr. 1000.— jahr-
lich.

b) Hilfslehrer, mit nicht voller Stundenzahl, beziehen eine
Grundbesoldung von Fr. 280.—, Hilfslehrerinnen eine solche
von Fr. 230.— fiir die wochentliche Stunde.

Zu der Grundbesoldung treten zwolf Dienstalterszulagen,
die nach je einemn Dienstjahr ausgerichtet werden. Sie be-
tragen fiir Hilfslehrer je Fr. 8.—, fiir Hilfslehrerinnen je
Fr. 6— fiir die wochentliche Stunde.
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§ 2. Wo zurzeit die Besoldung von Hjlfslehrérn mit geringei-
Stundenzahl die in § 1, lit. b, festgesetzten Ansitze iibersteigt,
bleiben die bisherigen Besoldungsansitze in Kraft.

§ 3. Die Vorsteher beziehen neben der Lehrerbesoldung eine
Zulage bis auf Fr. 1400.— Die Hohe der einzelnen Zulagen wird
vom Regierungsrat bestimmt.?)

$ 4. GenieBt ein Vorsteher oder Lehrer Natu.ralien, so ist der
vom Regierungsrat dafiir festzusetzende Schatzungswert von der
Besoldung in Abzug zu bringen.

§ 5. Den Hauptlehrern und Hauptlehrerinnen werden Dienst-
jahre an o6ffentlichen Schulen jeder Stufe angerechnet. Ander-
weitige Lehrtatigkeit kann mnach Ermessen des Regierungsrates
ganz oder teilweise in Anrechnung gebracht werden.

§ 6. Die Besoldungen der Lehrer an Ubungs- und Muster-
schulen werden vom Begierungsrat festgesetzt.

§ 7. Von den Bestimmungen des Dekretes vom 5. April 1922
betreffend die Bescldungen der Beamten, Angestellten und Arbei-
ter finden unter Vorbehalt abweichender Bestimmungen auf die
Lehrerschaft der staatlichen Seminare sinngemiBe Anwendung:

§¢ 3 bis und mit 13, 15 bis und mit 25, 33; Absatz 3 und 4 von
§ 35; §§ 88, 90 und 92.

§ 8. Wird die Stellvertretung nach MafBgabe von § 33 des
oben bezeichneten Besoldungsdekretes vom 5. April 1922 durch
einen Kollegen vorgenommen, so ist dieselbe, weil auf Gegen-
seitigkeit beruhend, in der Regel unentgeltlich. Ausnahmsweise
setzt der Regierungsrat unter Wiirdigung aller Verhiltnisse die
Vergiitung fest, namentlich in Fillen von ldngerer Dauer der
Stellvertretung oder starker Belastung des Stellvertreters.

§ 9. Dieses Dekret ersetzt dasjenige vom 19. Mirz 1919 und
tritt riickwirkend auf 1. Januar 1922 in Kraft.

3. Réglement relatif aux traitements des maitres de I’Ecole canto-
nale de Porrentruy. (Du 1° aodt 1922.)

Le Conseil exécutif du canton de Berne,

Vu les art. 2 et 9 de la loi portant suppression de 1'Ecole
cantonale de Berne, du 27 mai 1877, ainsi que lart. 11 de la loi
sur les écoles cantonales et I'art. 20 de celle sur les écoles secon-
daires, toutes deux du 26 juin 1856;

Sur la proposition de la Direction de I'instruction publique,

arréte:
I) Regierungsratsbeschlul vom 8. September 1922: Beésoldungszulage des

Direktors des Oberseminars Fr. 1400, Besoldungszulage der Direktoren der
iibrigen Seminarien Fr. 1200.
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Article premier. Les maitres ordinaires de I’'Ecole cantonale
de Porrentruy touchent:

a) ceux qui enseignent au gymnase, pour 22 i 28 heures de le-
¢ons par semaine, un traitement initial de 7200 francs, et

b) ceux qui enseignent au progymnase, pour 25 i 31 heures de
lecons par semaine, un traitement initial de 6800 franes.

Au traitement initial s’ajoutent 12 augmentations annuelles
pour années de service de 200 francs chacune.

Art. 2. Outre leur traitement de maitre ordinaire, le recteur
et le proviseur ont droit, pour leurs fonections spéeiales, & un
supplément de 1200 franecs le premier et de 500 franes le second.

Le chef de la section commerciale touche wun traitement
supplémentaire de 500 franes par an.

Art. 3. Les maitres auxiliaires, dennant moins de 22 heures,
soit de 25 heures de lecons par semaine, touchent un traitement
initial de 280 franes au gymnase et de 260 franes an progymnase,
par heure hebdomadaire. ,

A ce traitement viennent s’ajouter 12 augmentations annuelles
pour années de service de 8 franes chacune pour le maitres du
gymnase et de 6 franes pour les maitres du progymnase, par
heure hebdomadaire.

Art. 4. Le traitement initial des maitres ordinaires qui en-
seignent a la fois an gymnase et an progymnase sera égal au
traitement initial dun maitre du progymnase. augmenté, pro-
portionnellement au nombre d’heures enseignées au gymnase,
d’une partie de la différence entre le traitement d'un maitre au
gymnase et celui d’'un maitre au progymnase.

Art. 5. Les années de service que des maitres ordinaires
ont passées dans une école publique de n’importe quel degré
leur seront comptées. Celles aqu’ils auraient passées dans un
autre poste d’enseignement pourront de méme leur éire comptées,
entierement ou partiellement, selon Iappréciation du Conseil
exécutif.

Art. 6. Les art. 3 a 13, 15, 16, 17, 19 a 25 du chapitre ,,Dispo-
sitions générales”, les art. 33 et 35, paragr. 3 et 4, du chapitre
,Dispositions spéciales®, ainsi que les art. 87, 90 et 92 du chapitre
.Dispositions transitoires“ du déeret sur les traitements des fone-
tionnaires et employés de I'Etat du 4 avril 1922 sont également
applicables, par analogie, au personnel enseignant de I'Ecole can-
tonale.

Art. 7. Le présent réglement a effet rétroactif dés le 1 jan-
vier 1922. 11 abroge celui du 10 juin 1919 sur la matiere.
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4. Dekret betreffend die Besoldungen der Professoren und Dozenten
der Hochschule. (Vom 6. April 1922.)

Der GroBe Rat des Kantons Bern,

in Anwendung von Art. 26, Ziffer 14, der Staatsverfassung,
auf den Antrag des Regiernngsrates,

beschlieBt:
§ 1. Die Besoldungen der ordentlichen Professoren der Hoch-

schule bestehen aus Grundgehalt, Dienstalterszulagen und Kol-
legiengeldern. Vorbehalten beibt § 11.

§ 2. Der Grundgehalt eines ordentlichen Professors betriagt
Fr. 10,000.—. Dazu werden Alterszulagen ausgerichtet im Total-
betrag von Fr. 2000.—.

Hailt ein ordentlicher Professor dauernd im Semester weniger
als 812 Unterrichtsstunden woechentlich ab, so soll seine Besol-
dung durch BeschluB des Regierungsrates angemessen herabge-
setzt werden.

§ 3. Dienstjahre, die von ordentlichen Professoren in dieser
KEigenschaft oder als auBerordentliche Professoren an andern
Hochschulen oder in der Eigenschaft als auBerordentliche Pro-
fessoren an der Berner Hochschule zugebracht worden sind, kon-
ren zum Zwecke der Einreihung in eine héhere Dienstalters-
klasse durch BeschluB des Regierungsrates ganz oder teilweise
in Anrechnung gebracht werden.

Tiichtige Leistungen in bisheriger Stellung und besondere
Fihigkeiten konnen ausnahmsweise durch Anrechnung einer An-
zahl Dienstjahre beriicksichtigt werden.

§ 4 Um der Hochschule besonders hervorragende Lehrkrifte
zu gewinnen oder zu erhalten, kann der Regierungsrat den Grund-
gehalt in einzelnen Fillen erhohen.

Er bestimmt dabei ferner nach freiem Ermessen, ob und wie
viele Alterszulagen zu der erhohten Grundbesoldung treten sollen.
In keinem Falle sind mehr als zwolf Alterszulagen auszurichten.

§ 5. Ordentliche Professoren, denen Lehrauftrige an mehr
als einer Fakultit erteilt sind, beziehen fiir den zweiten Lehr-
auftrag eine Gehaltszulage, die vom Regierungsrat festzusetzen
ist. Grundbesoldung, Alterszulage und Gehaltszulage diirfen aber
den Gesamtbetrag von Fr. 13,500.— nicht iibersteigen. Vorbehalten
bleibt § 4. ,

§ 6. Die Besoldung der auBerordentlichen Professoren besteht
aus dem Grundgehalt und Kollegiengeldern. Vorbehalten bleibt § 11.

§ 7. Der Grundgehalt eines auBerordentlichen Professors be-
trigt hochstens Fr. 4000.—. Er wird in jedem Einzelfall vom Re-
gierungsrat festgesetzt, unter Wirdigcung der Bedeutung des
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Lehrauftrages und der durch dessen Ausiibung an den Lehrer ge-
stellten Anspriiche, sowie der Dienstjahre.

Der Regierungsrat ist berechtigt, auBerordentlichen Profes-
soren, denen ein Lehrauftrag erteilt ist, dessen Ausiibung ihre
Tatigkeit ausschlieBlich in Anspruch nimmt, die Besoldung bis
auf Fr. 8500.— zu erhohen.

§ 8. Das Honorar fiir besoldete Privatdozenten wird auf
Fr. 600.— bis 1000.— festgesetzt. Dieses Honorar soll in der Regel
nur gewiahrt werden, wenn der Dozent einen von der Fakultidt
vorgeschlagenen, vom Regierungsrat genehmigten Lehrauftrag
erhalten hat und ausiibt.

Privatdozenten, welche bisher ein Honorar erhalten haben, be-
halten dasselbe auch fernerhin.

§ 9. Der Rektor erhiilt eine Jahresentschiadigung von Fr.1000.—,
der Rektoratssekretir eine solche von Fr. 2000.—. AuBerdem wird
ihnen durch Regierungsratsbeschluf das notwendige Kanzleiper-
sonal beigegeben.

~ § 10. Die Besoldungen der Hilfskrifte (Lektoren, Turnlehrer
usw.) werden in jedem FEinzelfall vom Regierungsrat festgesetzt.

§ 11. Von den Einnahmen der ordentlichen und auBerordent-
lichen Professoren an Kollegiengeldern werden vom Hochschul-
verwalter zuhanden der Staatskasse bezogen:

Von einem Gesamtbetrag der Kollegiengelder im Semester:
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AuBerdem haben sidmtliche Mitglieder des akademischen Se-
nates von diesen Einnahmen 1 Prozent an die Stadtbibliothek,
1 Prozent an die Senatskasse und 1 Prozent Provision an den
Hochschulverwalter abzuliefern.

Allfillige Leistungen an die akademische Witwen- und Wai-
senkasse werden vorbehalten. Der Regierungsrat wird gegebenen-
falls diese Leistungen bestimmen.

§ 12. Von den allgemeinen' Bestimmungen des Dekretes vom
5. April 1922 betreffend die Besoldungen der Beamten und Ange-
stellten der Staatsverwaltung finden auf die Professoren und Do-
zenten der Hochschule sinngemiBe Anwendung: die Abschnitte Il
und IV, von V § 10; die Abschnitte VI bis X.
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Ubergangs- und SchluBbestimmungen.

§ 13. Von den Ubergangs- und SchluBbestimmungen des im
vorangehenden Paragraphen bezeichneten Dekretes finden auf die
Professoren und Dozenten der Hochsehule Anwendung: die §§ 86,
87, 88, 90 und 92.

§ 14. Der Regierungsrat wird die Besoldungen der gegen-
wirtig im Amt stehenden auBerordentlichen Professoren neu fest-
setzen.

§ 15. Dieses Dekret ersetzt dasjenige vom 20. Mirz 1919 und
tritt riickwirkend auf 1. Januar 1922 in Kraft.

5. Verordnung betreffend die Besoldung der Assistenten der Hoch-
schule. (Vom 5. September 1922.)

6. Verordnung betreffend die Lehrerbesoldungen an der Taubstummen-
anstalt in Miinchenbuchsee. (Vom 23. August 1922.)

P2 n e SR et S )

IIl. Kanton Luzern.

1. Volksschule (Primar- und Sekundarschule).

I. Vollziehungsverordnung zum Erziehungsgesetze vom (3. Oktober
1910, Abteilung Voiksschulwesen. (Vom 4. Mirz 1922.)

Der Regierungsrat des Kantons Luzern,
In Hinsicht auf § %19 des Erziehungsegesetzes vom 13. Oktober
1910;
auf den Vorschlag des Erziehungsrates,

verordnet:

A. Schulanstalten.
I. Primarschule.

1. Aufnahme und Schulgeld auBergenossiger
Schulkinder (§ 2 des Erziehungsgesetzes).

§ 1. Der Gemeinderat des Schulortes entscheidet auf Antrag
der Schulpflege iiber die Aufnahme von Schulkindern, die in
einem andern Schulkreise schulpflichtig sind, und setzt das von
ihnen zu entrichtende Schulgeld fest. Dem Bezirksinspektor liegt
es ob, zur Hebung von allfillig aus der Aufnahme solcher Kin-
der erwachsenden Ubelstinden beim Gemeinderate und eventuell
beim Erziehungsrate die geeigneten Schritte zu tun.
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§ 2. Das jahrliche Schulgeld betrigt im Maximum fiir Pri-
marschiiler Fr. 20— und fiir Sekundarschiiler Fr. 30—. Solche
Gemeinden indessen, welche ihrem Lehrpersonal zu dem gesetz-
lich vorgeschriebenen Besoldungsbetreffnisse noch eine Zulage
verabfolgen oder die Unentgeltlichkeit der Lehrmittel eingefiihrt

haben, diirfen mit Genehmigung des Erziehungsrates ein hoheres
Schulgeld fordern.

2. Unterrichtsficher (§ 3).

§ 3. Fiir die Erteilung des Unterrichtes sind maBgebend die
vom FErziehungsrate erlassenen Lehrpline.

Abweichungen von denselben kann bei auBerordentlichen Ver-
hidltnissen nur der Erziehungsrat gestatten.

§ 4. Die Gemeinden konnen mit Bewilligung des Erziehungs-
rates den Handfertigkeitsunterricht und die Haushaltungskunde
als Lehrfiacher einfiihren.

Gemeinden, welche von dieser Befugnis Gebrauch machen
wollen, haben dem Erziehungsrate den Lehrplan einzureichen und
die Lehrpersonen zu bezeichnen. Fiir Lehrplan und Lehrpersonen
gelten die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften.

§ 5. Es ist einzig der Gebrauch der obligatorischen Lehrmit-
tel gestattet. Ausnahmen kann nur der Erziehungsrat bewilligen.

3. Religionsunterricht § 4).

§ 6. Das Recht zur Beniitzung des Schullckales fiir den Reli-
gionsunterricht und auf Einrdumung der hiefiir notigen Zeit
kommt den im Kantone staatlich anerkannten Konfessionen zu.

§ 7. Der Religionsunterricht ist in der Regel auf den Don-
nerstag zu verlegen. Soweit er in den ordenilichen Stundenplan
eingereiht werden will, diirfen fiir ihn wochentlich drei Stunden
in Anspruch genommen werden.

§ 8. Die Anweisung der Sechullokale geschieht durch den
Schulverwalter unter Beriicksichtigung der bestehenden Bediirf-
nisse. Im Streitfalle entscheidet der Erziehungsrat.

Die Beniitzung des Schulzimmers wihrend des Religionsunter-
richtes durch Schiiler, welche nicht der betreffenden Konfession
angehoren, ist nur mit Erlaubnis des Religionslehrers gestattet.

§ 9. Die Aufstellung des Lehrplanes fiir den Religionsunter-
richt ist Sache der geistlichen - Behérden. Der behandelte Stoff
ist im Schulberichte anzugeben.

§ 10. Wenn der Inhaber der viterlichen oder vormundschaft-
lichen Gewalt eines Kindes keine gegenteilige Erklirung abgibf,
wird vorausgesetzt, es liege in seinem Willen, daf dieses den Re-
ligionsunterricht derjenigen Konfession besuche, in welecher es bis-
her erzogen wurde. Wer ein Kind in einer andern Konfession
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unterrichten lassen will, hat dies dem Religionslehrer, dessen Un-
terricht es sonst besuchen miiite, vorher anzuzeigen.

§ 11. Den Besuch des Gottesdienstes durch die Schulkinder
haben die Pfarrimter durch die nétigen Anordnungen zu bestim-
men. Es ist dafiir zu sorgen, daB die Gottesdienstzeit mit der ox-
dentlichen Schulzeit nicht kollidiert und diese niecht verkiirzt wird.

Fiir die Feiertage gelten die Vorschriften des Gesetzes be-
ireffend die o6ffentlichen Ruhetage.

In Schulkreisen, welche verschiedenen Pfarreien angehoren,
sind moglichst gleichmiBige Anordnungen zu treffen.

Fiir das Aussetzen der Schule anldBlich von Volksmissionen
ist die Erlaubris des Erziehungsrates einzuholen.

§ 12. Die jiidischen Kinder sind an Samstagen und an israe-
litischen Feiertagen von allen manuellen Arbeiten (Schreiben,
Zeichnen, Handarbeiten ete.) dispensiert.

4. Schultrennung, Fachlehrer (§ 5).

§ 13. Das Klassenlehrersystem ist fiir die Primarschule die
Regel.

Fachunterricht darf, abgesehen von der Religionslehre, nur
im Schonschreiben, Zeichnen, Gesang, Turnen, Handfertigkeit und
Haushaltungskunde eingefiihrt werden und nur mit Bewilligung
des Erziehungsrates.

§ 14. Bei zweigeteilten Schulen bilden in der Regel die 1.—3.
Klasse und die 4—7. Klasse eine Abteilung; bei dreigeteilten Schu-
ien je die 1.und 2., die 3.und 4., die 5., 6. und 7. Klasse.

Abweichungen von dieser Regel bediirfen der Zustimmung
des Erziehungsrates, ebenso die Beschliisse betreffend Trennung
nach Gschlechtern.

5. Teilung, Parallelisierung, alternierender
Unterricht (8§ 6 und 7).

§ 15. Wenn die Frequenz einer Schule (Abteilung, Klasse)
das gesetzliche Maximum iiberschreitet, hat der Lehrer sofort an
den Erziehungsrat zu berichten.

Teilung, beziehungsweise Parallehslerung bei einer Schiiler-
zahl unter 60, respektive 70 bediirfen der Genehmigung des Re-
gierungsrates. Der Staatsbeitrag an die neuen Lehrstellen ist erst
nach dieser Genehmigung erhiltlich.

Bei parallelisierten Klassen sollen fihigere und schwichere
Schiiler gleichmiBig auf die.Abteilungen verteilt werden. Solche
Anordnungen sind dem Bezirksinspektor zur Uberpriifung anzu-
zeigen.

§ 16. Von der Einfiihrung des alternierenden Unterrichtes ist
in allen Fillen dem Erziehungsrate Kenntnis zu geben.
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§ 17. Dem alternierenden Unterrichte ist in der Regel der
Klassenunterricht zugrunde zu legen, und es darf jeweilen nur
eine Klasse entlassen werden. Jede Abteilung soll mindestens
18 Stunden Unterrich? erhalten, Religionsunterricht inbegriffen.
Dureh die Einfithrung des abteilungsweisen Unterrichtes darf die
Gesamtzahl der Unterrichtsstunden eines Lehrers nicht iiber 34
Stunden pro Woche erhéht werden. Die Mehrstunden iiber die
ordentliche Unterrichtszeit hinaus sind dem Lehrer durch die Ge-
meinde zu entsehddigen. Im Streitfalle setzt der Erziehungsrat
die Entschiddigung fest.

6. Besondere Organisation der Primarschule.

§ 18. Die Einfiihrung einer von der Bestimmung des § 7 des
Erziehungsgesetzes (7 Klassen) abweichenden Organisation der
Primarschule ist nur mit Bewilligung des Erziehungsrates ge-
stattet. Es bedarf hiezu eines gemeinsamen Gesuches der Schul-
pflege und des Gemeinderates. KEine einmal durch den Erzie-
hungsrat bewilligte Organisation kann nur durch eine neue Be-
willigung abgeindert werden.

Im Falle von MiBbriauchen ist die Bewilligung besonderer
Schulorganisationen aufzuheben.

§ 19. Sechulkreise mit besonderer Organisation stehen unter
der speziellen Aufsicht der kantonalen Aufsichtsorgane (Bezirks-
inspektor und Kantonalschulinspektor).

7. Besondere Schulorganisation fiir vorwiegend
alpwirtschaftliche Gegenden (§ 7).

§ 20. Fiir vorwiegend alpwirtschaftliche Gegenden (Amt Ent-
lebuch) kann der Erziechungsrat eine Schulorganisation mit 7 Jah-
reskursen zu 36 Schulwochen bewilligen. Die Ferien sind in der
Hauptsache auf den Sommer zu verlegen. Behufs moglichster
Verminderung des Nachteils der langen Ferien sind wihrend
denselben in geeigneter Weise Repetitionen anzuordnen. Der Be-
zirksinspektor erldBt die daherigen Weisungen.

8. Schulzeit an Primarschulen (§ 8).

N 91. Die Schulwoche wird zu 10 Schulhalbtagen berechnet,
so daB die Klasse 400 Schulhalbtage zihlt. Von diesen diirfen
fiir gesetzliche Feiertage, Schulbesuche und Konferenzen hoch-
stens 12 halbe Tage in Abzug gebracht werden. Die Zahl der
Schulhalbtage muB somit wenigstens 388 betragen.

§ 22. Fiir die Zahl der wochentlichen Schulstunden innerhalb
dem gesetzlichen Minimum und Maximum ist mafBgebend der vom
Erziehungsrate genehmigte Lehrplan.
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§ 23. In den Schulverzeichnissen und im Schulberichte sind
nur diejenigen Halbtage zu berechnen, an welchen wirklich ge-
mdf Stundenplan Schule gehalten wurde. Verrechnungsherech-
tigt sind nur Schulhalbtage mit mindestens 2 Schulstunden.

§ 24, Der Donnersiag ist in der Regel fiir alle Klassen frei,
beziehungsweise fiir Religionsunterricht und Arbeitsunterricht re-
serviert. Bei besonderen Verhiltnissen kann der Erziehungsrat
Ausnahmen von dieser Vorschrift bewilligen.

Im Sommerhalbjahr ist an Nachmittagen die Beschrinkung
des Unterrichtes auf 2 Stunden gestattet.

§ 25. Die Schule beginnt in der Regel sm 8 Uhr und um
13 Uhr, von Mitte November bis Mitte Februar jedoch nicht vor
halb 9 Uhr. Uber die Mittagszeit ist eine Pause von wenigstens
anderthalb Stunden einzuhalten.

§ 26. Fiir Schulkreise, in denen viele Kinder einen weiten und
beschwerlichen Schulweg zuriickzulegen haben, kann die tagliche
Unterrichtszeit auf Begutachtung der Schulpflegze und des Be-
zirksinspektors vom Erziehungsrate besonders festgesetzt werden.

§ 27. Gemeinden, fiir die eine besondere Schulorganisation
nicht besteht, die aber dauernd oder voriibergehend eine auBer-
ordentliche Reduktion der Schulzeit ete. anordnen wollen, haben
beziigliche Gesuche bis Ende Mirz einzureichen.

9. Verabfolgung von Schulsuppe, Kleidungs-
stiicken ete. (§ 9).

§ 28. Schulkindern, weleche einen weiten und besehwerlichen
Weg zuriickzulegen haben und deren Eltern notorisch dirftig
sind, so daB die Kinder wihrend der Mittagspause gar nicht oder
nur unter Ermiidung und Uberhastung nach Hause gehen konnen,
jst im Schulhause oder in einem benachbarten, geheizten Lokale
ein einfaches, aber geniigendes Mittagessen (Mileh und Brof,
Milehsuppe, Mehlsuppe, Hafersuppe, Maggisuppe und dergleichen)
unentgeltlich zu verabfolgen.

Die Kinder vermoglicher Eltern haben fiir die Schulsuppe
eine angemessene Vergiitung zu leisten.

In der Winterszeit ist iiberdies fiir warme FuBbekleidung zu
sorgen und die Auswechslung durchniBter Schuhe und Strimpfe
zu ermoglichen. Diese Fiirsorge kann, wenn das Bediirfnis vor-
handen ist, auch auf die Abgabe anderer Kleidungsstiicke aus-
gedehnt werden.

§ 29. Der Entzug der Schulsuppe als Strafe ist unzuléssig.

§ 30. Die Organisation und Leitung dieser Leistungen, sowie
die beziigliche Rechnungsfiihrung sind Aufgabe des Gemeinde-
rates. Derselbe kann sie der Schulpflege oder freiwilligen Ver-
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einen etc. iiberlassen, ist jedoch fiir richtige Ausfiihrung verant-
wortlich.

Die Lehrerschaft ist verpflichtet, bei der Verteilung der Schul-
suppe mitzuwirken; wo mehrere Lehrkrifte vorhanden sind, ha-
ben sie hiebei abzuwechseln.

Die daherigen Kosten, soweit nicht freiwillige Beitrige von
Eltern und Privaten, sowie die Ertrignisse beziiglicher Stiftungen
ausreichen, fallen zu Lasten der Polizeigemeinde. '

¢ 31. Der Staat leistet Beitriige aus dem Alkoholzehntel und
der Primarschulsubvention nach MaBgabe des Bediirfnisses und
der vorhandenen Mittel und im Verhiltnis der Totalausgaben zu
den sonstigen Beitridgen und der Steuerlast der Gemeinden.

Die Gemeinden haben ihre Rechnungen laut Formular, beglei-
tet von einem Berichte iiber Frequenz, Organisation ete., jeweilen
bis spéitestens anfangs Mai dem Erziehungsrat einzureichen.

§ 32. Die vorstehend genannten Leistungen der Gemeinden diir-
fen niemals als Armenunterstiitzung behandelt werden; deren Ein-
bezug in die Armenrechnung, sowie die Verrechnung von Armen-
unterstiitzungen unter dem Titel von Schulsuppe ete. sind unzu-
lassig und verwirken jeden Anspruch auf einen Staatsbeitrag.

Gemeinden, welche trotz Aufforderung des FErziehungsrates
den Pflichten betreffend Schulsuppe ete. nicht nachkommen, kon-
nen die Staatsbeitrige ganz oder teilweise entzogen werden.

10. Ferien (§ 10).

§ 33. Die Verlegung der Ferien innerhalb des Schuljahres ist
Sache der Schulpflege. Diese ist in landwirtschaftlichen Gebieten
verpflichtet, hiebei die Zeit der wichtigsten landwirtschaftlichen
Arbeiten, sowie die sanitarischen Anforderungen zu beriicksich-
tigen. Sie wird dabei auch die Meinung und den Rat der Lehrer-
schaft entgegennehmen.

Fiir die Heu-, Getreide-, Obst- und Kartoffelernte diirfen im
ganzen nicht iiber 40 halbe Tage Ferien gegeben werden. Bei Ein-
tritt von ungiinstiger Witterung ist die fiir diese Zwecke erteilte
Ferienbewilligung sofort zuriickzuziehen.

§ 34. Die Schulpflegen konnen an der Stelle zusammenhin-
gender Ferien fiir landwirtschaftliche Arbeiten die Einstellung
der Schule je fiir vor- oder nachmittags entsprechend den ortli-
chen Verhiltnissen anordnen.

§ 35. Die drei letzten Tage vor Ostern sind schulfrei. In der
Osterwoche ist den Pfarridmtern die noétige Zeit fiir den Kommu-
nikantenunterricht einzurdumen. Im iibrigen sind ohne besondere
Erlaubnis des Erziehungsrates Ferien aus konfessionellen Riick-
sichten nur zulidssig an gesetzlichen Ruhetagen.
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§ 36. Die Schulpflegen sind fiir Einhaltung der gesetzlichen
Schulzeit verantwortlich. Gemeinden, in denen zufolge Nachlis-
sigkeit der Schulbehdrden die gesetzliche Schulzeit nicht eingehal-
ten worden ist, oder in welchen in gesetz- und ordnungswidriger
Weise Ferien gegeben werden, sollen die gesetzlichen Staatsbei-
triage ganz oder teilweise entzogen werden.

§ 37. Die Ferien sind dem Bezirksinspektor von der Schul-
pflege jeweilen sofort anzuzeigen. Derselbe hat das Recht, un-
zweckmiBige Anordnungen aufzuheben. Im Streitfalle entschei-
det der Erziehungsrat endgiiltig.

11. Schuleintritt, vorzeitiger und verspiateter
Schuleintritt, Schiilerverzeichnisse, Dispensa-
tionen (§§ 11 und 12).

§ 38. Vor Beginn eines Schuljahres hat das Zivilstandsamt
(Gemeinderatsschreiber), in der Stadt Luzern das Kontrollbureau,
ein Verzeichnis aller ins schulpflichtige Alter tretenden Kinder
der Gemeinde aufzunehmen mit Angaben des Heimatortes, der El-
tern und des Geburtsdatums. Das Verzeichnis ist 14 Tage vor Be-
ginn des Schulkurses dem Lehrer einzuhindigen. Gehoren Teile
der Gemeinde in einen andern Schulkreis und sind darin Kinder
im mneuschulpflichtigen Alter vorhanden, so sind iiber diese die
Mitteilungen an den betreffenden Lehrer ebenfalls rechtzeitig zu
machen. Die Schulpflece und der Bezirksinspektor haben das
Recht, sich die Verzeichnisse zur Priifung und Kontrolle vorlegen
zu lassen. :

§ 39. Jedes im Kanton wohnende, bildungsfihige Kind, wel-
ches vor dem 1. Januar das 6. Altersjahr zuriickgelegt hat, ist
im folgenden Jahre zum Eintritt in die Primarschule verpflichtet.

§ 40. Kindern, welche Privatunterricht genossen haben und
in eine hohere Klasse eintreten wollen, ist der Eintritt in die betref-
fende Klasse nur zu gestatten, wenn sie das dieser Klasse nach
MaBgabe vorstehender Bestimmungen entsprechende Alter zu-
riickgelegt haben.

§41. Wegen korperlicher oder geistiger Schwiiche des Kindes
oder allzu weiter Entfernung desselben vom Schulorte kann der
Bezirksinspektor die Verschiebung des Schuleintrittes gestatten
oder verfiigen. HEs ist ihm behufs dessen vom Lehrer rechtzeitig
Bericht und Antrag einzureichen. Bei Wiederholung solcher Dis-
pense fiir das nimliche Kind hat der Bezirksinspektor dem FEr-
ziehungsrate Mitteilung zu machen.

§ 42. Alle ins schulpflichtige Alter getretenen Kinder sind
beim zustindigen Lehrer anzumelden und in das Schiilerverzeich-
nis einzutragen. Fiir diese ist sofort das obligatorische Zeugnis-
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biichlein anzufertigen; allfillige Dispense sind vom Lehrer im
Schiilerverzeichnis und vom Bezirksinspektor im Zeugnisbiichlein
vorzumerken.

Das gleiche Verfahren ist zu beobachten, wenn auch spiiter
bei einem Kinde sich anormale Verhidlinisse oder geistige oder
korperliche Gebrechen zeigen sollten. Es ist von solchen Fillen
durch den Lehrer unter Beilage des Zeugnisbiichleins dem Be-
zirksinspektor alsbald Kenntnis zu geben, welcher die entspre-
chenden Verfiigungen erliBt.

Taubstumme, blinde, schwachsinnige oder sonstwie anormale
Kinder hat der Lehrer besonders vorzumerken und deren Perso-
nalien dem FErziehungsrate mitzuteilen. Er kann gutﬁndenden
Falles den Untersuch des Schularztes veranlassen.

12. Anormale Kinder (§ 12).

§ 43. Die Pflicht, von bildungsfihigen und bildungsunfihigen
taubstummen, schwachsinnigen und blinden Kindern, welche das
schulpflichtige Alter erreicht haben, dem Erziehungsrate Mittei-
lung zu machen, liegt nicht nur dem Lehrer und Bezirksinspektor
ob, sondern auch dem Gemeindeammann und der Schulpflege,
iitberhaupt jedem Beamten, der von dem Vorhandensein eines
solchen Kindes weiB}.

13. AusschluB sittlich verwahrloster Kinder (§ 12).

§ 44. Der AusschluB sittlich verwahrloster Kinder aus der
Schule geschieht auf Antrag der Schulpflege oder des Bezirks-
inspektors durch den Erziehungsrat. Der AusschluBf muB in allen
Fillen verfiigt werden, wo der Verbleib in der Schule fiir andere
Kinder von Gefahr sein konnte.

Lehrer und Schulbehérden sind verpflichtet, Verfehlungen von
Schulkindern, welche den Schulausschluff bedingen kénnen, dem
Erziehungsrate anzuzeigen.

§ 45. Wibrend der Dauer der Schulpflicht miissen aus der
Schule ausgeschlossene Kinder angemessen versorgt werden. Der
Erziehungsrat gibt von derartigen Verfiigungen der zustdndigen
Vormundschaftsbehorde Kenntnis. Die letztere hat nach $§§ 34
u. ff. des Einfiihrungsgesetzes zum Zivilgesetzbuche das Notige
anzuordnen.

Lehrer, Schulpflegen ete. sind verpflichtet, dem Erziehungs-
rate sofort Anzeige zu machen, sofern aus der Schule ausgeschlos-
sene Kinder nicht versorgt sein sollten.

§ 46. Der Staat kann sowohl bediirftige Eltern als Gemeinden
durch Beitrige aus dem Alkoholzehntel und dem Zwangserzie-
hungsfonds unterstiitzen. Beziigliche Gesuche sind vor oder an-
14Blich der Versorgung an den Erziehungsrat zu richten wund,
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so lange diese dauert, alljahrlich unter Beibringung der Rech-
nung und eines Befundberichtes der betreffenden Anstaltsdirek-
tion zu wiederholen.

14. Wohnungsweechsel (§ 12).

§ 47. Zieht eine Familie mit schulpflichtigen Kindern in einen
andern Schulkreis, so hat das Familienhaupt diese vor dem Weg-
zuge beim bisherigen Lehrer unter Angabe des neuen Wohnortes
abzumelden und am neuen Wohnorte sofort in die Schule zu
schicken, und zwar bhei einer Strafe von Fr. 10— fiir jede ver-
sdumte Schulwoche.

Das gleiche gilt auch fiir Pflegeeltern, Dienstherrschaften,
Lehrmeister und Arbeitgeber, wenn ein schulpflichtiges Kind eines
andern Schulkreises bei ihnen eintritt, ebenso fiir die Hausherren
hinsichtlich schulpflichtiger Kinder von Mietsleuten.

Auch haben die Gemeinderatskanzleien (in der Stadt Luzern
das Kontrollbureau), wenn ihnen solehe Kinder bekannt geworden
sind, sie dem Lehrer. anzuzeigen und eventuell deren Personalien
genau feststellen zu helfen.

§ 48. Beim Wegzug eines Schulkindes hat sich der Lehrer
iiber den neuen Wohnsitz zu vergewissern und, sofern sich dieser
innerhalb des Kantons befindet, sofort das betreffende Zeugnis-
biichlein unter Beniitzung des vorgeschriebenen Formulars der
Schulpfleze des neuen Schulortes zuzusenden. Diese hat es sofort
dem zustéindigen Lehrer zu behindigen.

Das Datum des Wegzuges ist im Verzeichnis und Absenzen-
rapport vorzumerken, ebenso aimn neuen Schulorte das. Datom des
Schuleintrittes.

Beim Wegzug des Kindes auBerhalb des Kantons ist das
Zeugnisbiichlein unter genauer Angabe der Personalien, des neuen
Wohnortes und des Datums des Wegzuges der Erziehungsrats-
kanzlei einzusenden.

15. Zeugnisbiichlein (§§ 12, 13).

§ 49. Behufs Kontrollierung des Schulbesuches erhilt jedes
ins schulpflichtige Alter eingetretene Kind ein Zeugnisbiichlein,
das die notigen Angaben iiber Schulkurse, Schulbesuch, FleiB,
Fortschritt, Schulwechsel, Absenzen, Schulentlassung ete. enthilt.

Dieses wird vom Lehrer des Schuleintrittsortes angefertigt
und von ihm, resp. den spiteren Lehrern weitergefiihrt und unter-
zeichnet. Der Lehrer ist fiir richtige Eintragung (Name, Geburts-
datum ete.) verantwortlich. Eintrige mit bloBer Bleistiftschrift
und Radierungen sind nicht gestattet.

§ 50. Nach Absolvierung der Schulpflicht und beziiglicher
Bescheinigung des Bezirksinspektors soll das Zeugnisbiichlein dem
Schiiler ausgehindigt werden.
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Es muBl vom Schiiler behufs Vorweisung bei der pidagogi-
schen Priifung anliBlich der Rekrutierung aufbewahrt werden.
Die Schiiler sind vom Lehrer beim Schulaustritte hierauf auf-
merksam zu machen. )

§ 51. Uber die Aus- und Einginge von Zeugnisbiichlein haben
die Lehrer besondere Verzeichnisse zu fiihren.

Langen die Zeugnisbiichlein nicht rechtzeitiz ein, so hat der
Lehrer innerhalb 8 Tagen der Schulpflege Mitteilung zu machen,
welche ihrerseits am bisherigen Schulorte sofort reklamiert und
bei Nichterfolg beim Bezirksinspektor Beschwerde einleitet. Bei
Kindern, welche aus andern Kantonen zugezogen sind, erfolgt die
Reklamation bei der Erziehungsratskanzlei.

16. Notengebung und Steignormen.

§ 52. In der Regel soll die GroBzahl der Schiiler die simtlichen
Klassen durchmachen kénnen. Die Beforderung soll im allgemei-
nen bedingt sein durch die Fihigkeiten, die Leistungen, den FleiB
und das Alter des Schiilers. Bei den Leistungen sind die Haupt-
ficher besonders in Beriicksichtigung zu ziehen. Schiiler, welche
die Hilfte des Klassenzieles nicht erreicht haben, sind in der bis-
herigen Klasse zu belassen. Kénnte ein Schiiler auch ein zweites
Jahr nicht in eine hohere Klasse steigen, ist der Entscheid des
Bezirksinspektors einzuholen.

§ 53. Die Schiiler werden in FleiB, Fortschritt und Betragen
(Disziplin) nach der Skala 6—1 beurteilt, wobei 6 die beste und 1
die geringste Leistung darstellt. Eine weitere Ausdehnung (Unter-
abteilungen, halbe Noten) dieser Notenskala ist nicht gestattet.

§ 54. Schiiler, welche in den Hauptfichern die Durchschnitts-
note 3 nicht erreichen, steigen nicht in eine hohere Klasse. Bei
Berechnung der Durchschnittsnote fallen Musik, Turnen und
Zeichnen nicht in Betracht. '

Wihrend des Schuljahres diirfen keine Schiiler ohne Einwil-
ligung des Inspektors in eine untere Klasse versetzt werden.

§ 55. Der Lehrer hat jeweilen auf SchluB eines Schulkurses
jedem Schiiler in den einzelnen Féidchern die Jahresnote zu er-
teilen. Die Noten sind in das Tagesverzeichnis und in das betref-
fende Zeugnisbiichlein einzutragen. Dem Elternhause sind minde-
stens zweimal im Schulhalbjabhre die Noten iiber FleiB, Fortgang
und Betragen zuzustellen.

Die Eltern und Pflegeeltern haben die ihnen vom Lehrer zu-
gestellten Zeugnisbiichlein einzusehen und zu unterzeichnen.

17. Schulentlassung (§ 13).
§ 56. Die Schulentlassung kann erfolgen:
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a) bei der Schulorganisation 1 und 2 nach § 7 des Erziehungs-
gesetzes, wenn das Kind simtliche Klassen absolviert hat, oder

b) wenn das Kind, das rechtzeitig in die Schule eingetreten ist,
vor dem 1. Mai des folgenden Schuljahres das 14. Alters-
jahr zuriickgelegt hat;

¢) bei Ubertritt in eine hdhere Schule.

§ 57. Ist ein Kind verspitet in die Schule eingetreten, so hat
es die zu spidt eingetretene Zeit nachzuholen, jedoch in keinem
Falle ldnger als bis zum 1. Mai desjenigen Jahres, in dem es das
15. Altersjahr zuriicklegt.

Ausnahmen sind nur in ganz auBerordentlichen Fillen zulis-
sig; der Entscheid hieriiber steht dem Erziehungsrate zu.

§ 58. Kinder, welche bis znm Zeitpunkte, wo sie ordentlicher-
weise entlassen werden konnten, 50 oder mehr Halbtage unent-
schuldigte Absenzen aufweisen, haben die Schule mindestens ein
Schulhalbjahr iiber die ordentliche Sechulzeit hinaus weiter zu
bestchen. : '

§ 59. Wer bei Beginn eines Kurses noch schulpflichtig ist,
bleibt dies fiir dessen ganze Dauer, auch wenn er vor Schlufl das
zur Entlassung erforderliche Alter erreicht.

§ 60. Uber Austritt und Entlassung ist sowohl dem Schiiler
und den Eltern als auch dem Lehrer gegeniiber einzig die Beschei-
nigung des Bezirksinspektors im Zeugnisbiichlein mafgebend.

II. Arbeitsschule (§§ 15—17).

§ 61. Uber die Arbeitsschule verfiigen ein besonderes Regle-
ment und der beziigliche Lehrplan.

III. Biirgerschule (§ 18).

§ 62. Fiir die Biirgerschule gilt eine besondere Verordnung.

IV. Sekundarschule.

1. Organisation der Sekundarschule (§ 20).

§ 63. Fir die Sekundarschule finden die §§ 3—5, 13, 2837,
4451, 52—55 dieser Verordnung sinngemifle Anwendung.
- Die Sekundarschulen sind in der Regel Jahresschulen und
zahlen 2—4 Klassen. Sie beginnen im Monat Mai und dauern 40
Wochen mit mindestens 388 Schulhalbtagen. .

Der Erziehungsrat kann die Einfiihrung von Halbjahreskursen
bewilligen. Die erste Klasse ist jedoch immer als Jahreskurs zu
fiihren.

§ 64. Die zweite und folgenden Klassen konnen Winterkurse
sein. Der Kurs umfaBt mindestens 250 Schulhalbtage.
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Der Erziehungsrat kann gestatten, im Sommersemester nur
an Vormittagen Schule zu halten. In diesem Falle ist am Vormit-
tage wihrend je vier Stunden Unterricht zu erteilen.

S 65. Bei aulBlerordentlichen Umstinden und schwierigen
Schulverhiltnissen kann der Erziehungsrat eine besondere Organi-
sation der Sekundarschule gestatten. Immerhin hat auch in die-
sem Falle eine Sekundarschule, wenn sie auf den gesetzlichen
Staatsbeitrag Anspruch maechen will, wenigstens 320 Schulhalb-
tage von mindestens je zweieinhalb Stunden nachzuweisen.

2. Trennung und Aufhebung (8§ 19, 20).

§$ 66. Wenn eine Sekundarsehule iiber 50 Schiiler zihlt, so ist die-
selbe zu trennen, und zwar in der Regel nach Geschlechtern.

§ 67. Wenn eine getrennte Sekundarschule pro Lehrkraft we-
niger als 20 Schiiler zihlt, bezahlt der Staat den Beitrag nur noch
fiir eine Lehrperson.

§ 68. Fiir Sekundarschulkreise, welche aus mehreren Gemein-
den bestehen, ist fiir derartige Beschliisse die Zustimmung der
Mehrheit der zugehorigen Gemeinden erforderlich. Schiilern aus
Gemeinden, welche nicht zustimmen, darf der Besuceh nicht ver-
weigert werden; jedoch konnen dieselben zur Bezahlung eines
Schulgeldes verhalten werden.

Gemeinden, welche durch RegierungsratsbeschluB einer Se-
kundarschule zugeteilt sind, sind zur Bezahlung der Kosten-
beitrige verpflichtet, auch wenn keine Schiiler die Sekundarschule
besuchen. Das nidmliche gilt fiir Tochtersekundarschulen.

3. Aufnahme und Entlassung der Sekundarschiiler

(§ 21).

§ 69. Der Eintritt in die Sekundarschule ist nur solechen Sechii-
lern gestattet, welche wenigstens sechs Jahreskurse der Primar-
schule mit gutem Erfolge absolviert haben, oder durch eine Prii-
fung sich ausweisen, daB sie das Lehrziel einer sechsklassigen
Primarschule erreicht haben.

Diese Priifung findet durch den Sekundarlehrer und den Be-
zirksinspektor oder ein von le{zterm beauftragtes M1tvhed der
Schulpflege statt.

§ 70. Fiir Schiiler, welche vor vellstindiger Absolvierung der
Primarschule in die Sekundarschule eintreten, ist der Besuch der
letztern fiir mindestens zwei Klassen obligatorisch.

§ 71. Vor Beendigung eines Kurses muB kein Schiiler entlas-
sen werden, Eintritt in eine hohere Schule vorbehalten.

TUber Entlassungsgesuche vor FErfiillung dieser Schulpflicht
entscheidet auf den Bericht des Lehrers und den Antrag des Be-
zirksinspektors der Erziehungsrat.
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Auf solche Gesuche wird nur eingetreten, wenn sie vor Schul-
beginn gestellt werden.

V.Spezielle Anstalten.
1. Lehrerseminar (§§ 25—28).

§ 72. Uber das Lehre_rsemina,r und das mit diesem verbundene
Konvikt verfiigen besondere Reglemente.

2. Wiederholungskurse fiir Lehrer (§ 29).

§ 78. Wiederholungskurse fiir Lehrer und Lehrerinnen werden
nach Bediirfnis und nach erfolgter Kreditbewilligung des GroBen
Rates vom Erziehungsrate angeordnet.

. Zmm Besuche werden die Lehrer entweder in periodischer Rel-
henfolge oder auf das Gutachten des Kantonalschulinspektors ein-
berufen und verpflichtet.

§ 74. Die zu behandelnden Ficher und das Unterriehtspro-
gramm werden vom FErziehungsrate bestimmt. Neben der metho-
dischen Seite ist auch auf die wissenschaftliche Fortbildung be-
sondere Riicksicht zu nehmen.

Die Kursteilnehmer erhalten an ihre Auslagen vom Staate
einen angemessenen Beitrag.

3. Kursezur Bildung von Arbeits-
lehrerinnen (§ 31).

§ 75. Diese Kurse haben den Zweck, die Teilnehmerinnen mit
der technischen Seite und der Methodik des Arbeitsunterrichtes
vertraut zu machen. Die Kandidatinnen haben sich dureh eine
Aufnahmspriifung iiber den Besitz einer guten Schulbildung, so-
wie iiber entsprechende Kenntnis und Fertigkeit in den weiblichen
Handarbeiten auszuweisen.

§ 76. Der Kurs dauert mindestens zehn Wochen und steht
unter Leitung einer vom Erziehungsrate bezeichneten Kurslei-
terin, welcher die notige Aushilfe beigegeben wird. Die unmittel-
bare Aufsicht fiihrt eine ‘aus dem Kantonalschulinspektor und
zwei vom Erziehungsrate zu wihlenden Arbeitsschulinspizientin-
nen bestehende Kommission. An die Kurskosten kann der Staat
Beitridge leisten.

§ 77. Die Kursleiterin hat fiir jeden Kurs einen detaillierten
Unterrichtsplan aufzustellen. welcher von der Aufsichtskommis-
sion zu begutachten nnd vom Erziehungsrate zu genehmigen ist.

4 Landwirtschaftliche Winterschulen (§ 32).

§ 78. Uber die landwirtschaftlichen Winterschulen bestehen
besondere Reglemente und Lehrpline.
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5. Berufliche Fortbildungsschulen (§§ 34—37).

§ 79. Uber die kantonale Kunstgewerbeschule verfiigt das be-
ziigliche Reglement; iiber andere berufliche Fortbildungsschulen
und deren Unterstiitzung bestehen besondere kantonale und eid-
genossische Vorschriften.

6. Taubstummenanstalt, Anstalten fiir sechwachbe-
gabte, blinde und verwahrloste Kinder (§§ 38—45).

§ 80. Uber die bestehenden Anstalten in Hohenrain fiir taub-
stumme und fiir schwachbegabte bildungsfihige Kinder verfii-
gen Spezialreglemente. (Betreffend die Anmeldungen gilt § 43 vor-
stehend.)

7. Nachhilfeklassen (§ 42).

§ 81. Den Gemeinden ist die Errichtung besonderer Klassen
fiir schwachbegabte Kinder gestattet. Diese unterstechen der or-
dentlichen Inspektion. Uber die Versetzung in diese Klassen ent-
scheidet in Streitfillen der Bezirksinspektor.

Der Staat leistet an das Lehrpersonal der Nachhilfeklassen
den gesetzlichen Staatsbeitrag.

8. Verwahrloste Kinder (§§ 44 und 45).

§ 82. Fiir die Versorgung verwahrloster Kinder gelten die
Bestimmungen des Einfiihrungsgesetzes zum Zivilgesetzbuche
(vergl. § 45 vorstehend).

VI.Privatschulen (§§ 72—76).

§ 83. Eltern, Pflegeeltern und Vormiinder, welche primarschul-
pflichtige Kinder privatim unterrichten lassen wollen, haben hie-
von dem Bezirksinspektor und der Schulpflegze unter Angabe der
Lehrperson, bezw. der Privatschule Anzeige zu machen.

§ 84. Der Privatunterricht untersteht der Kontrolle der ordent-
lichen Aufsichtsorgans. Diese kénnen den Ubertritt in die 6ffent-
liche Schule verlangen, wenn die Unterrichtsresultate ungeniigend
sind. Im Streitfalle entscheidet der Erziehungsrat. :

§ 85. Zur Errichtung von Privatschulen bedarf es einer Be-
willigung des Erziehungsrates. Von der Errichtung solcher Schu-
len hat daher der Vorstand derselben dem Erziehungsrate sofort
Anzeige zu machen.

Dieser wird die Bewilligung erteilen, wenn die im Gesetze ge-
nannten Bedingungen erfiillt sind; im gegenteiligen Falle ist die
Bewilligung so lange zu verweigern, bis dieser Nachweis geleistet ist.

§ 86. Die Vorstinde der Privatschulen sind verpflichtet, von
-der Aufnahme und Entlassung jedes primarschulpflichtigen Kin-
des dem Bezirksinspektor jeweilen sofort Mitteilung zu machen.
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Die Entlassung von der Privatschulpflicht kann von ihm erst be-
willigt werden, wenn der Ausweis iiber die Einhaltung der gesetz-
lichen Schulzeit, resp. die Erreichung des Lehrzieles der Primar-
schulen geleistet wird.

Der Bezirksinspektor hat iiber die Inspektion der Privatsehulen
alljihrlich dem Erziehungsrate an Hand des fiir die 6ffentlichen
Schulen vorgeschriebenen Berichtsformulares Bericht zu erstatten.

§ 87. Der Erziehungsrat verfiigt die Aufhebung von Privatschu-
len, welche die gesetzlichen Bedingungen nicht mehr erfiillen.

B. Lehrer.

1. Allgemeine Bestimmungen (§§ 77—S83).

§ 88. Der Lehrer hat die Pflicht, die Obliegenheiten seines Am-
tes gewissenhaft zu erfiillen, das Gedeihen der Schule nach Krif-
ten zu fordern, sich im Unterrichte nach dem vorgeschriebenen

Lehrplane zu richten und dabei die obhgatonschen Lehrmittel zu
gebrauchen.

§ 89. Auf allen Schulstufen ist beim Unterricht in entspre-
chender Weise auf den Schutz der Jugend in moralischer und phy-
sischer Beziehung fortwihrend Riicksicht zu nehmen. Es ist dem
Unterrichte itber die Gesundheitspflege und bei diesem besonders
auch der Belehrung iiber die Schidlichkeit des Alkoholvenusses
spezielle Aufmerksamkeit zu widmen.

9 90. Der Lehrer wird der ihm anvertrauten Jugend auch
auBerhalb der Schule seine Aufmerksamkeit zuwenden. Er wird
dies besonders tun bei elternlosen Kindern. Er ist verpflichtet,
Wahrnehmungen iiber Vernachlissigung oder sittliche Gefidhr-
dung von Schulkindern dem Bezirksinspektor zuhanden der zu-
stindigen Vormundschaftsbehorde zur Kenntnis zu bringen.

2. Nebenbeschiftigungen der Lehrer (§ 78, Abs. 2)..

§ 91. Der Lehrer hat seine ganze Arbeitskraft in den Dienst
der Schule zu stellen, daher alle Beamtungen und Beschiftigungen
zu meiden, bezw. aufzugeben, welche die gemssenhafte Erfillung
seiner Berufspflichten beeintrichtigen.

§ 92. Die Fiihrung einer Wirtschaft ist dem Lehrer untersagt.
Das gilt nicht nur fiir den direkten Betrieb durch den Lehrer,
sondern auch durch Familienglieder und iiberhaupt fiir jede Mit-
beteiligung an einem solchen.

§ 93. Die Lehrer sind verpflichtet, die Ubernahme und den Be-
trieb von Nebenbeschifticungen der Schulpflege und dem Erzie-
hungsrate anzuzeigen. Letzterer entscheidet iiber deren Zulissig-
keit nach Einvernahme der Schulpfleze endgiiltiz. Eine solche
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Bewilligung ist keinem Lehrer zu erteilen, dessen Schulfiihrung
zu Klagen AnlaBl gibt, ebenso in keinem Falle fiir Nebenbeschif-
tigungen, welche ihrer Natur nach den Lehrer in Konflikt mit sei-
ner Stellung, mit den Eltern und den Behorden setzen konnen
oder den oftern Besuch von Wirtschaften bedingen oder geeignet
sind, sein Ansehen bei den Kindern zu schmilern.

Wenn der Bezirksinspektor solche Fille wahrnimmt, so liegt
ihm die Pflicht zur Anzeige an die Erziehungsbehérde ob.

3. Inventar, Lehrmittel, Schulchronik, Verzeich-
nisse und Unterrichtsheft (§§ 79, 194).

§ 94. Uber die Schulgeriite und allgzemeinen Lehrmittel hat der
Lehrer ein geaues Verzeichnis zu fiihren. Fiir die Folgen von Nach-
lassigkeit ist er der Gemeinde gegeniiber verantwortlich. Das Ver-
zeichnis wird alljahrlich in Zuwachs und Abgang revidiert und soll
bei jeder SchluBpriifung zuhanden der Schulaufsicht vorgelegt
werden.

$ 95. In Gemeinden mit mehreren Schulen kann der Gemeinde-
rat oder in seinem Auftrage die Schulpflege die Fiihrung dieser
Verzeichnisse, resp. eines Gesamtverzeichnisses einer einzelnen
Lehrperson iibertragen. Dieses soll den andern Lehrern jederzeit
zur Kinsicht offen stehen.

$ 96. Die Lehrmittel sollen in tadellosem Zustande und in ge-
niigender Anzahl vorhanden sein. Der Lehrer hat dafiir zu sorgen,
daB diese in gutem Zustande erhalten bleiben; er ist fiir die Fol-
gen von Nachlissigkeit der Gemeinde verantwortlich. Auf
allfillige Mingel hat der Lehrer den Schulverwalter aufmerk-
sam zu machen. Kleinere Ausbesserungen sind durch den Lehrer
selber ohne besondere Entschidigung vorzunehmen.

§ 97. Ist der Schulverwalter nachlissig, oder verweigert er
notwendige Verbesserungen und Anschaffungen, so erfolgt An-
zeige an den Bezirksinspektor, welcher den Schulverwalter mahnt,
eventuell dem Erziehungsrate verzeigt.

§ 98. Der Gebrauch von nicht obligatorischen individuellen
Lehrmitteln ist nicht gestattet. Der Lehrer darf die Kinder zur
Anschaffung solcher in keiner Weise veranlassen.

§ 99. Die Schiilerverzeichnisse, in die auch der Heimatort des
Kindes aufzunehmen ist, und die Absenzenrapporte sollen genau
nach Formular gefiihrt, erstere je fiir zehn Jahre gebunden und
aufbewahrt werden.

§ 100. Jeder Lehrer hat sich auf den Unterricht sorgfiltie vor-
zubereiten und sich iiber die Vorbereitung durech Aufstellung
spezieller Lehrgiinge, sowie durch Fiihrung eines detaillierten Un-
terrichtsheftes auszuweisen. Dieses soll den Anforderungen -der
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Methodik und den Weisungen der Schulaufsichtsbehorden entspre-
chen und den zu behandelnden Stoff fiir jede Schulstunde enthal-
ten. Einfache Notizen mit dem Hinweis auf Lehrgang und Lese-
stiicke, Stundenplan und dergl. geniigen nicht. Uberdies hat er
sich auf die wichtigern Kapitel des Unterrichtes schriftlich vor-
zubereiten und die beziiglichen Arbeiten in ein spezielles Heft ein-
zutragen (Denkbuch). '

Nachlissigkeit in der Fiihrung des Unterrichtsheftes ist mit
entsprechender Note in der Diensttreue zu ahnden und der Ober-
behorde kundzutun. _

§ 101. In das zu fiihrende Tagebuech (Schulchronik) sollen An-
fang und Schlufl der Schule, Ferien, Schulbesuche von Schulbeam-
ten und Schulfreunden, Anschaffung neuer allgemeiner Lehrmittel,
Vergabungen, wichtigere Renovationen am Schullokale und Schul-
gebdude, Schulfestlichkeiten, iiberhaupt alle nennenswerten Vor-
kommnisse des Schullebens eingetragen werden. Beleidigende und
héimische Bemerkungen und Kritiken iiber Vorgesetzte, Kollegen
ete. sind aus dem Tagebuche fernzuhalten, resp. hoheren Ortes
zu verzeigen. Die Eintragungen sind jeweilen am Schlusse des
Schuljahres vom Lehrer zu unterzeichnen.

$ 102. Lehrginge, Unterrichtsheft, Stundenplan, Schiiler- und
Absenzenverzeichnis, Tagebuch und Inventar miissen in der
Schule jederzeit aufliegen.

Lehrgang und Stundenplan sind bei Beginn des Schuljahres
dem Bezirksinspektor zum Visum einzusenden.

4. Schulfihrung § 78).

§ 103. Der Lehrer ist verpflichtet, die im Stundenplan festge-
setzte Zeit genau einzuhalten. Er beginnt und schlieBt den Un-

terricht mit einem Gebet.
Die verschiedenen Klassen und Schulen sind gleichmifig zu

beschiftigen.

§ 104. Wihrend der Schulzeit hat der Lehrer seine ganze Ta-
tigkeit und Aufmerksamkeit dem Unterrichte zu widmen; die Be-
sorgung irgendwelcher Privat- und Nebengeschiifte wihrend der
Schulzeit ist strenge verboten.

5.Schulbesuche (§ 80).

§ 105. Besuche der Schule durch Schulfreunde sind gestattet.
Sie haben sich aber jeder Storung des Unterrichtes und iiberhaupt
jeder Einmischung in die Schulfiihrung zu enthalten.

6. Beschwerden gegen Lehrer (§ 81).

§ 106. Gegen einen Lehrer gerichtete Klagen und Beschwer-
den sind dem Bezirksinspektor einzureichen, der sie im Einver-
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nehmen mit der Schulpfleze und nach Anhérung des Lehrers von
sich aus erledigt oder dem Kantonalschulinspektor iiberweist.

In der Schule diirfen in Gegenwart der Schiiler dem Lehrer
nicht Riigen erteilt werden, weder von den Aufsichtsbehérden,
noch von dritten Personen.

§ 107. Beleidigungen und Bedrohungen von Lehrern sind
strafbar und zu verfolgen. In keinem Falle sind Eltern ete. das
Eindringen in Schullokale wihrend der Schulzeit und Reklama-
tionen und dergl. vor den Schiilern gestattet. Ebenso wenig ist
eigenmichiige Selbsthilfe gegen eine vom Lehrer verfiigte Strafe
erlaubt.

§ 108. Gegen Beleidigungen in der Stellung als Lehrperson
steht demm Lehrer das Beschwerderecht beim Bezirksinspektor zu,
weleher den Fall untersucht, eventuell riigt oder in schwereren
Fillen den Fehlbaren dem Statthalteramte zur Bestrafung iiber-
weist.

7. Konferenzen und Lehrervereine (§ 82).

§ 109. Uber die obligatorischen Konferenzen (Kantonal- und
Beziviskonlerenzen; verfiigt ein besonderes Reglement.

§ 110. An Schulorten mit mehreren Lehrern konnen diese eine
Ortskonfereaz bilden. Letziere versammelt sich mehrmals wih-
rend des Jahres, insbesondere vor Schulbeginn und SchulschluB
zur Besprechung von Schulangelegenheiten, wie Aufstellung der
Lehrgénge und Dezeichnung des Lehrstoffes behufs einheitlichen
Unterrichtes, Besprechungen iiber FleiBl, Fortschritt und Betragen
der Schiiler, Aufsicht, sowie andere die Schule betreffende Fragen.
Zu den Verhandiungen konnen auch die Mitglieder der Schul-
pflege eingeladcn werden. Der Vorsitzende wird von der Konfe-
renz bezeichnet.

8. Wahlder Lehrer (§% 84-100).

a) Lehrerpriifung (§ 84).

§ 111. Uber die Priifung und Patentierung der Lehrer ver-
fiigt ein besonderes Reglement.

b) Anmeldung auf die Lehrstellen (§§ 8 und 87).

§ 112. Alle Anmeldungen auf ausgeschriebene Lehrstellen
sind ausschlieBlich der Erziehungsratskanzlei schriftlich einzu-
reichen. !

Die Ausschreibung erledigter Lehrstellen geschieht durch die
Erziehungsratskanzlei im Kantonsblatte. Den Schulbehorden ist
unbenommen, neben der Ausschreibung im Kantonsblatte auch
weitere Bekanntmachungen zu veranlassen.
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§ 113. Nichtangemeldete Kandidaten sind nur wihlbar, wenn
keine amtlichen Anmeldungen vorliegen. Ausnahmen kann nur
der Erziehungsrat gestatten.

§ 114. Finden sich unter den auf eine bestimmte Schule an-
gemeldeten Lehrern solche, die wegen ihres Vorlebens oder ver-
moge ihrer individuellen Begabung fiir das Lehrfach, fiir die be-
treffende Stelle, resp. Schulstufe sich nicht gut eignen, so darf
der Erziehungsrat sie von der betreffenden Bewerberliste strei-
chen, jedoch nur so weit, als das Wahlrecht der Gemeinde dadurch
nicht verkiimmert wird. Der Erziehungsrat kann auch gegen die
Wahl eines angemeldeten Lehrers bei der Wahlbehorde Vorstel-
lungen machen, deren Verlesung im Wahlverbale ausdriicklich
erwahnt werden muB.

c) Amtsdauer,'Abﬁnderung.der durch die Gemeinder
festgesetzten Amtsdauer (8§ 88, 97, 98).

§ 115. Die Amtsdaner betrigt in der Regel vier Jahre, ausge-
nommen ist die erste Wahl nach Erwerbung des Patentes. FKr-
satzwahlen nach der Integralerneuerung erfolgen nur fiir den -
Rest der Amtsdauer.

§ 116. Sofern das Interesse der Schule es erfordert, hat der
Erziehungsrat das Recht, eine Wahl nicht zu genehmigen oder
auch, wenn diese auf vier Jahre erfolgte, die Amtsdauer zu be-
schranken.

d) Umfang der mit der Annahme einer bestimmten
Lehrstelle verbundenen Schuldienstpflicht; Ein-
gehung von besonderen Vertriagen.

§ 117. Die Primarlehrer und -lehrerinnen werden zwar je-
weilen im Sinne der beziiglichen Ausschreibungen fiir eine be-
stimmte Lehrstelle gewihlt; sie sind aber, wenn ihnen im Ver-
laufe der Amtsdauer oder auch gleich nach der Wahl vom KEr-
ziehungsrate oder von der Schulpflege eine andere Primarlehr-
stelle am gleichen Schulorte, resp. in der gleichen Gemeinde an-
gewiesen wird, gehalten, einer solchen Versetzung ohne Anspruch
auf Enischidigung sich zu fiigen.

Im Gesang, Turnen und Zeichnen kann der Bezirksinspektor
zwischen Lehrern am nimlichen Schulorte, resp. in der nidmlichen
Gemeinde einen Ficheraustausch anordnen, immerhin mit glei-
cher Stundenzahl.

§ 118. Sowohl Primar- als Sekundarschullehrer sind zur Uber-
nahme von Biirgerschulen verpflichtet.

§ 119. Besondere im Gesetze nicht vorgesehene Verpflichtun-
gen und Bedingungen diirfen von der Wahlbehdrde nur mit Ge-
nehmigung des Erziehungsrates mit einer Lehrstelle verbunden
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werden. Kein Lehrer darf ein den Schuldienst erschwerendes
oder das Einkommen schmilerndes oder iiberhaupt den gesetz-
lichen Bestimmungen widersprechendes Abkommen mit einer
Wahlbehorde oder einem andern Lehrer treffen. Derartige Ab-
machungen sind vom Erziehungsrate ohne weiteres als ungiiltig
aufzuheben.

e) Abstimmungs- und Wahlmodus (§§ 8 und 89).

§ 120. Die Volksabstimmungen iiber die Ausschreibung von
Lehrsteilen und die Lehrerwahlen finden, vorbehiltlich der beson-
dern Bestimmungen des Erziehungsgesetzes, nach den Vorschrif-
ten des Gesetzes iiber Wahlen und Abstimmungen mittelst der
Urne statt.

§ 121. Bei einer Mehrzahl von zu Wihlenden ist das absolute
Mehr nur einmal und fiir alle Kandidaten gleich zu berechnen,
tnd zwar nach der Zahl der giiltic Stimmenden.

~f)Ausibung des Lehrerwahlrechtes bei ausnahms-
weisen Verhidltnissen; Wahl von Lehrern in den
Wahlausschufl (§ 89).

§ 122. Wenn das einer Gemeinde zngehorige Schulhaus auBler-
halb ihres Gebietes liegt, oder wenn ein Schulhaus zwei oder meh-
reren Gemeinden zugleich angehort, oder wenn zwei oder mehrere
Gemeinden einer und derselben Primarschule zugeteilt sind, oder
bei ahnlichen ausnahmsweisen Verhidltnissen, haben die stimm-
fihigen Biirger des Schulkreises in derjenigen Gemeinde das
Wahlrecht auszuiiben, in deren Gebiet das Schulhaus liegt.

§ 123. Wenn die interessierten Gemeinden einen verschiedenen
Wahlmodus beschlossen haben, gilt fiir die Wahl der im Schul-
hause, das im gemeinsamen Besitze von Gemeinden ist, amtieren-
den Lehrer die direkte und geheime Volkswahl.

§ 124. Lehrer an Primar- und Sekundarschulen diirfen in
keinen Lehrerwahlausschufl gewidhlt werden.

g) Stimmberechtigung fiir die Wahl der Sekundar-
lehrerwahlausschiisse (§ 91).

§ 125. Wenn mehrere ganze Gemeinden zu einem Sekundar-
schulkreise gehoren, so erfolgt die Wahl der AusschuBmitglieder
gemeindeweise in einer einheitlichen Wahlverhandlung.

Die Feststellung des Resultates wird durch die Gemeinde-
ratsprisidenten unter der Leitung des Prisidenten derjenigen
Gemeinde vorgenommen, in welcher das Schulhaus liegt.

§ 126. Besteht der Sekundarschulkreis aus einer Gemeinde
und Teilen von andern Gemeinden, so stimmen alle im Kreise

5
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wohnenden Stimmberechtigten, wie bei den Primarlehrerwahlen,
in der Gemeinde, in welcher sich das Schulhaus befindet.

§ 127. Besteht der Sekundarschulkreis aus mehreren ganzen
Gemeinden und aus Teilen anderer Gemeinden, so findet das Ver-
fahren nach § 125 der Vollziehungsverordnung Anwendung.

Die Stimmberechtigten aus den zum Kreise gehorenden Ge-
meindeteilen stimmen in der diesem Gebiete angrenzenden Ge-
meinde.

h) Bestimmung der Zahl der Mitglieder des
Sekundarlehrerwahlaussechusses (§ 91, Abs. 2).

§ 128. Eine Bruchzahl unter 50 berechtigt nur dann zur Wahl
eines Mitgliedes, wenn dieselbe grofler ist als 25.

i) WahlausschuBl fiir Sckundarschulkreise, die
nureine Gemeinde umfassen (§ 91).

§ 129. Wenn ein Sekundarschulkreis nur eine einzige Ge-
meinde umfaBt, so kann diese von der Wahl eines besonderen
Sekundarlehrerwahlausschusses Umgang nehmen und das Wahl-
recht direkt ausiiben oder auch einem allfdlligen Primarlehrer-
wahlausschusse iibertragen.

k) Wahlrechtsvorschriften (§ 89).

§ 130. Fiir das Verfahren bei Wahlen (Anordnung, Auskiin-
digung, Beschwerden usw.) gelten, soweit das Erziehungsgesetz
nichis Besonderes verfiiet. die Bestimmungen des Gesetzes iiber
Wahlen und Abstimmungen.

) Anmeldung und Wahl bereits angestellter
Lehrer wiahrend der Amtsdauer.

§ 131. Bereits angestellte Lehrer. deren Amtsdauer noch
nicht abgelaufen ist, diirfen sich nur bei der im Friihling erfol-
genden allgemeinen Lehrstellen-Ausschreibung auf eine andere
Schule anmelden.

§ 132. Im Falle einer Wahl auf dem Wege der Berufung kann
der FErziehungsrat in der Regel die Wahl nicht genehmigen; es
sei denn, daB der betreffende Lehrer von der Wahlbehorde seines
_ bisherigen Schulortes, resp., wenn daselbst kein Wahlausschul
besteht, vom Gemeinderate eine Erkliarung heibringe, da man
gegen die beziigliche Wahl nichts einzuwenden habe.

9. Entlassung der Lehrer.
a) Abberufung, Suspension (§§ 104—106).

§ 133. Die untern Aufsichtsbehorden sind verpflichtet, von
ijedem ihnen zur Kenntnis kommenden Vergehen des Lehrers, das
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die Anwendung der $§ 104—106 des Erziehungsgesetzes bedingen
kann, ungesdumt dem Erziehungsrate Kenntnis zu geben. Die un-
tern Aufsichtsbehorden sind vom FErziehungsrate verantwortlich
zu machen, wenn infolge Verheimlichung allfalliger ihnen be-
kannter Vergehen irgendwelche Nachteile sich ergeben sollten.

§ 134. Der Erziehungsrat wird in allen Fillen, wo eine weitere
Amtsfiihrung des betreffenden Lehrers eine Gefidhrde fiir die
Sittlichkeit der Jugend befiirchten 1iBt, mit der Abberufung den
Entzug des Lehrpatentes wverbinden.

§ 185. Ein von einer Schule wegen Vergehen im Sinne des
¢ 104 des Erziehungsgesetzes abberufener Lehrer darf innerhalb
wenigstens zwei Jahren nach der Abberufung an keine Lehrstelle
einer Primar- oder Sekundarschule definitiv gewdhlt werden.

§ 136. Abberufung und Suspension mit nachfolgender Ab-
berufung haben gleichzeitigen Verlust der Besoldung zur Folge.

b) Entlassung von Lehrerinnen (§ 104).

§ 137. Verheiratete Lehrerinnen kann der Erziehungsrat zum
Riicktritt veranlassen, resp. notigenfalls auch ohne solchen ent-
lassen, und zwar ohne dafBl sie einen Anspruch auf Entschidigung
haben.

10. Urlaub, Stellvertretungen (§ 107).

¢ 138. Alle Stellvertretungen sind vom Erziehungsrate zu ge-
nehmigen; Stellvertretungen, welche voraussichtlich iiber 14 Tage
dauern, ordnet der FErziehungsrat direkt an; Stellvertretungen
von kiirzerer Dauer konnen von der Schulpflege in Ubereinstim-
mung mit dem Bezirksinspektor angeordnet werden.

§ 139. Die Lehrer sind verpflichtet, jede vorausgesehene Ab-
senz der Schulpflege und, wenn sie voraussichtlich iiber acht Tage
dauert, auch dem FErziehungsrate mitzuteilen, und um daherigen
Urlaub nachzusuchen. Bei Nichtbeachtung dieser Vorschrift ver-
liert der Lehrer fiir die betreffende Zeit den Anspruch auf die Be-
soldung.

§ 140. Die Schulpflegen sind verpflichtet, dem Erziehungsrate
von dem Falle der Notwendigkeit einer Stellvertretung jeweilen
sofort Mitteilung zu machen, unter gleichzeiliger Kenntnisgabe
ihrer Verfiigung, wenn es sich um eine Stellvertretung von kiir-
zerer Dauer handelt. »

11. Besoldung der Lehrer.

a) Festsetzung der Lehrerbesoldung, auBeror-
dentliche Zulagen, Anrechnung der Schulzeit
auBer Kanton (§§ 109, 110 und 116).

§ 141. Innerhalb der durch das jeweilige Besoldungsdekret
geschaffenen Grenzen ist die Besoldung der Lehrerschaft an den
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Primar- und Sekundarschulen, den Mittelschulen und den kanto-
nalen Lehranstalten, sowie der Beamten und Angestellten der
wissenschaftlichen Anstalten und des Lehrmittelverlages durch
den Regierungsrat derart festzusetzen, daB das Besoldungsmaxi-
mum mit dem vollendeten 12. Dienstjahre erreicht wird.

In den zwei ersten Dienstjahren ist in der Regel das Mini-
mum auszurichten; von da an steigt die Besoldung je von zwei
zu zwei Jahren in gleichen Raten bis zum Maximum.

§ 142. Schuldienst an staatlich beaufsichtigten Privatanstal-
ten innerhalb des Kantons soll bei Festsetzung der Besoldung in
der Regel ganz, Schuldienst an offentlichen Schulen auBerhalb
des Kantons in der Regel zur Hilfte angerechnet werden.

b) Wohnung, Wohnungsentschidigung (§ 111).

§ 143. Als Lehrerwohnungen gelten nur Wohnungen im
Schulhause selbst; Ausnahmen bediirfen der Genehmigung des Er-
ziehungsrates. Die Wohnung soll dem Lehrer in gutem Zustande
iibergeben werden; diese ist ebenso wieder abzutreten. In bezug
auf die Beniitzung und Instandhaltung der Wohnung gelten die
allgemein gesetzlichen Bestimmungen, desgleichen auch in bezug
auf Antritt und Kiindigung der Wohnung, soweit die Beobach-
tung dieser Bestimmungen in der Macht des Lehrers liegt.

§ 144. Wo eine Lehrerwohnung vorhanden ist, hat der Lehrer
das Recht, deren Einriumung zu verlangen; dagegen ist er nicht
pflichtig, die Wohnung anzunehmen; er kann vielmehr zwischen
der vorhandenen Wohnung und der daherigen Entsehidigung
wiahlen.

§ 145. Bei der Zuteilung der Wohnungen an konkurrierende
Lehrer hat der Gemeinderat in erster Linie den Familienstand,
in zweiter die Dauer ihres Schuldienstes in der betreffenden Ge-
meinde zu beriicksichtigen. Primarlehrer haben vor den Sekun-
darlehrern das Vorrecht; es sei denn, daB der Sekundarschulkreis
nur aus einer Gemeinde besteht.

§ 146. Allfillige Anstiinde in betreff der Wohnung sind dem
Bezirksinspektor zum Entscheide vorzulegen. Letztinstanzlich
entscheidet der Erziehungsrat.

¢) Anderweitige Verwendung der Lehrer-
wohnung (§ 190).

§ 147. Die Lehrerwohnung darf nicht an Personen vermietet
oder zu Zwecken verwendet werden, welche die Schulfiihrung
irgendwie storen oder die Aufgabe der Schule beeintridchtigen
konnten. ‘



Kanton Luzern. 69

§ 148. Die Vermietung der Lehrerwohnung darf nur durch
die Gemeindebehiorde geschehen. Untermieten sind nicht gestat-
tet. Die Kiindigungsfrist darf hochstens ein Vierteljahr betragen.

In Beschwerdefillen hat der Erziehungsrat das Recht, Mietver-
trdge, welche den Vorschriften widersprechen, aufzuheben..

d) Holzlieferung (§ 111).

§ 149. Wenn der Gemeinderat dem Lehrer die Holzlieferung
in natura verabfolgen will, so hat er ihm dies, sofern die Liefe-
rung selbst nicht schon vorher erfolgt, bis lidngstens Ende Mai
anzuzeigen. Nachher hat der Lehrer das Recht, die Barentschi-
digung zu verlangen.

Unter einem Ster ist ein Raummeter zugeriistetes Holz (Spil-
ten) verstanden.

e) Einhaltung der Zahlungstermine (§ 112).

§ 150. Zahlungstermine fiir die Ausbezahlung der Barbesol-
dung und der Wohnungs- und Holzentschidigung sind Ende Juli,
Ende Oktober, Ende Januar und Ende April. Die Gemeinden kon-
nen die Zahlungen auch monatlich leisten.

Wenn ein Lehrer das von der Gemeinde zu leistende Betreftf-
nis seiner Besoldung auf den gesetzlichen Zahlungstermin nicht
erhilt, so soll er sich mit einer Beschwerde an den Erziehungsrat
wenden, der den betreffenden Gemeinderat mahnen, resp. einver-
nehmen und nétigenfalls Exekution gegen denselben verfiigen
wird.

f) Besoldungsanwelsung bei Stellenwechsel

§ 151. Beim Weechsel einer Lehrstelle wihrend des Schuljahres
wird die Besoldung fiir beide Lehrer bis zum Tage der Stellenauf-
gabe, bezw. vom Tage des Amtsantrittes an berechnet. Zwischen-
liegende Ferien werden fiir beide nach MaBgabe der bereits er-
fiillten und der noch ausstehenden Schulzeit berechnet.

g) Vorschiisse; Abtretung von Lehrerbesoldungen.

§ 152. Vorschiisse auf Lehrerbesoldungen sollen in der Regel
nicht gemacht Werden

§ 153. Bei wiederholter Abtretung von Besoldungen soll der
Erzichungsrat den betreffenden Lehrer zur Verantwortung ziehen.

Abtretung der Besoldung an den vorgesetzten Bezirksinspek-
tor, sowie an ein Mitglied der Schulpflege oder des Wahlaus-
schusses ist nicht gestattet.

h) Reduktion der Besoldung eines Sekundar-
lehrers bei Ausfall des Sommerkurses.

§ 154. Wenn an einer Sekundarschule der Sommerkurs ganz
wegfillt, setzt der Erziehungsrat unter Wiirdigung der Umstinde
von Fall zu Fall die Besoldung fest.
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i) Hilfslehrer (§ 119).

§ 155. Nicht als Hilfslehrer im Sinne des § 119 des Erzie-
hungsgesetzes gelten Lehrer und Lehrerinnen, welche mit Genehmi-
gung des HErziehungsrates in obligatorischen Fichern, diesonst den
ordentlichen Lehrkriften iiberbunden sind, Unterricht erteilen.

§ 156. Sofern die in § 155 der Vollziehungsverordnung ge-
nannten Lehrkrifte in der Woche wenigstens 28 Stunden Unter-
richt erteilen, iibernimmt der Staat die vollen drei Viertel ihrer
staatlich festgesetzten Bescldung.

Wenn sie weniger Stunden unterrichten, so ist der Staatsbei-
trag verhiltnismidBig zu kiirzen.

An. die Besoldung von Lehrkriften, die nicht mindestens zehn
Stunden Unterricht erteilen, wird kein Staatsbeitrag geleistet.

k) Besoldung fiir beurlaubte Lehrer, fiir Stellver-
treter und Verweser; Sterbequartal (§§ 122 und 123).

§ 157. Urlaub fiir lingere Zeit wird nur vom Erziehungsrat
erteilf, und zwar in der Regel nur in Krankheitsfillen, ausnahms-
weise auch zum Zwecke weiterer fachlicher oder wissenschaft-
licher Ausbildung.

Gleichzeitig mit der Urlaubsbewilligung verfiigt der Erzie-
hungsrat, ob und in welchem MafBe dem Beurlaubten die Besol-
dung zu belassen, bezw. die Stellvertretungskosten von Staat und
Gemeinde zu tragen seien.

§ 158. Stellvertreter und Verweser erhalten fiir die Zeit ihrer
Schulfiihrung die gleiche Besoldung entsprechend ihren Dienst-
jahren, wie wenn sie als ordentliche Lehrer angestellt waren.
Dauert die Schulfiihrung nicht wenigstens ein Quartal oder fillt
sie auf ein Quartal mit weniger als zehn Schulwochen, so wird
die Besoldung pro Schulwoche berechnet und fiir diese der 40. Teil
der Jahreshbesoldung in Anschlag gebracht; sonst wird die Besol-
dung pro Quartal berechnet.

§ 159. Wird dem Stellvertreter die Holzberechtigung nicht
entzogen, oder tritt wiahrend des Schuljahres ein Verweser ein,
so ist, falls die Gemeinde diese Verpflichtung durch Naturallei-
stung abtrigt, dem neuen Lehrer wenigstens so viel Holz anzu-
weisen, als es im Verhiltnisse zu der noch iibrigen Schulzeit (An-
zahl Schulwochen) trifff. Ist der noch vorhandene Vorrat kleiner,
so ist der Ausfall zu erginzen oder durch Barentschidigung aus-
zugleichen; ist dieser groBer, so kann die Gemeinde den Wert des
Mehrbetrages von dem anderweitigen Besoldungsbeitrage in Ab-
zug bringen. Eine entsprechende Abrechnung darf, resp. soll sie
auch dem Vorginger gegeniiber treffen.

§ 160. Bei Sterbefillen kann der Erziehungsrat unter Beriick-
sichtigung der Familienverhiltnisse des Verstorbenen an seine
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Hinterlassenen zu der verfallenen Besoldung die Bezahlung einer
Zulage verfiigen, die indessen den Betrag einer Quartalbesoldung
nicht ibersteigen darf.

122 Alters- und Invaliditdtsfirsorge, Witwen-
und Waisenkasse der Lehrer.

a) Alters- und Invaliditdtsunterstiitzung
(8§ 124—126).

§ 161. Die Altersunterstiitzung tritt ein nach wenigstens 40-
Jihrigem Schuldienste, bezw. nach erfiilltem 60. Altersjahre und
entsprechendem Schuldienste. Bei Riicktritt vor diesem Termin
erfolgt die Invalidititisunterstiitzung, beides jedoeh nur in dem
Falle, wenn die betreffende Lehrperson nach gestelltem motivier-
tem Gesuche um Bewilligune des Riicktirittes vom Erziehungsrate
diese Bewilligung erhalten hat.

§ 162. Beim Austritt aus dem Schuldienste ohne Bewilligung,
bei Ubertritt in eine andere Stellung und dhnlichen Verhiltnissen
tritt eine Unterstiitzung nicht ein.

§ 163. Lehrer, welche sich um eine Alters- oder Invaliditits-
unterstiitzung bewerben wollen, haben ein beziigliches Gesuch un-
ter . Angabe ihrer Dienst-, Vermégens- und Einkommensverhilt-
nisse, begleitet von einem #rztlichen Zeugnisse und Ausweisen be-
ireffend Besteuerung und dergl. dem Erziehungsrate zuhanden des
Regierungsrates einzureichen.

§ 164. Die Festsetzung der Hohe der Alters- und Invaliditdts-
unterstiitzung erfolgt auf Antrag des Erziehungsrates durch den
Regierungsrat.

Fiir die Festsetzung sind maBgebend die Zahl der Dienstjahre
die Diensttreue, die Vermogensverhdltnisse und anderweitiges Ein-
kommen (Pensionen und dergl.) des Lehrers.

§ 165. Bei veridnderten Erwerbsverhiltnissen kann die Alters-
oder Invaliditdtsunterstiitzung revidiert oder ganz entzogen
werden.

§ 166. Der Regierungsrat kann auf Antrag des Erziechungs-
rates auch an Arbeitslehrerinnen in auBerordentlichen Fillen eine
angemessene Altersunterstiitzung bewilligen.

b) Lehrer-, Witwen- und Waisenkasse (§ 127).

.§ 167. Der Beitrag der Gemeinden an die Lehrer-, Witwen-
und Waisenkasse ist bis spitestens am Ende des ersten Quartals
dem Rechnungsfiihrer der Kasse einzubezahlen.
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C. Schul- und Aufsichtsbehorden.
I. Lehrer.

1. Aufsieht (§ 131).

§ 168. Die nichste und wunmittelbare Aufsicht iiber die
Schuljugend iiben die Lehrer aus. Sie haben die Schiiler zu ge-
regelter Titigkeit, Aufmerksamkeit, Flei, Gehorsam und anstin-
digem Betragen inner- und auBlerhalb der Schule anzuhalten und
sich des moralischen und physischen Gedeihens derselben anzu-
nehmen.

§ 169. Wo mehrere Lehrer vorhanden sind, kann die Schul-
pflege bei speziellen Anlissen oder regelmiBigen Zusammenkiinf-
ten von Schiilern fiir die Aufsicht unter den Lehrern einen ange-
messenen Turnus einfiithren.

§ 170. Wo Kinderschutzkommissionen oder Inspektorate be-
stehen, hat die Lehrerschaft sich mit diesen in Fiihlung zu halten
und bei Wahrnehmung von moralischer oder physischer Gefihr-
dung von Schulkindern ihnen Mitteilung zu machen.

2. Beziehungen zum Elternhause, Geschenke (§ 131).

§ 171. Der Lehrer soll sich bestreben, mit dem Elternhause in
angemessener Verbindung zu sein.

Er hat sich aller AuBeringen von besonderer Zu- oder Abnei-
gung gegen einzelne Schiiler oder deren Familien zu enthalten. Es
ist ihm strenge untersagt, dem Sechiiler Schimpf- oder Spottnamen
beizulegen oder iiber die Eltern vor den Kindern AuBerungen zu
tun, die das Ansehenund die Ehre der Familie beeintriachtigen
konnten. :

§ 172. Es ist Pflicht der Eltern und Pflegeeltern, den Lehrer
in FErfiillung seiner Obliegenheiten zu unterstiitzen, namentlich
seine Anzeigen iiber den FleiB und das Verhalten ihrer Kinder
entgegenzunehmen und die ihnen vom Lehrer zugestellten Noten-
biichlein einzusehen und zu unterzeichnen. Bei Beschwerden ge-
gen den Lehrer haben sie sich nach Vorschrift des § 106 dieser
Verordnung zu verhalten.

§ 173. Die Annahme von Geschenken seitens der Schiiler oder
Eltern ist dem Lehrer verboten.

3. Beiziehung von Schiilern zu Verrichtungen.

§ 174. Der Lehrer kann zu bestimmten kleinern Verrichtun-
gen Schiiler (als Ordner) in bestimmter Kehrordnung verwenden.
Ebenso kénnen Schiiler zur Beaufsichtigung im Sinne der Selbst-
regierung bezeichnet werden.

Der Lehrer wird durch die Ubertragung solcher Verrichtun-
gen an einzelne Schiiler seiner Aufsichtspflicht nicht entbunden.
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Er soll daher, insofern er nicht unmittelbar vorher die Kinder
anderwiirts zu beaufsichtigen hatte, spitestens zehn Minuten vor
Beginn des Unterrichtes im Schulhause anwesend sein und darf
dieses, bezw. die Schiiler nicht verlassen bis: nach Schluf des
ganzen Unterrichtes.

§ 175. Die Verwendung von Schiilern zu Verrichtungen im
privaten Interesse des Lehrers oder dessen Familie (Botendienste,
Einkdufe und dergl) ist nicht gestattet.

§ 176. Es ist dem Lehrer strengstens verboten; die Schiiler,
sei es einzeln, sei es in groBerer Anzahl, fiir Besorgung von Ar-
beiten (z. B. Ziegelreichen, Aufsuchen von Verungliickten und
dergl.) zur Verfiigung zu stellen.

Das gleiche gilt fuar Inanspruchnahme von Schulem zum
Theaterspielen.

4 AufsichtauBerder Sehule.

§ 177. Das Aufsichtsrecht, bezw. die Aufsichtspflicht des Leh-
rers iiber die Schuljugend, soweit es sich um die Volksschule
(Primar-, Biirger- und Sekundarschule) handelt, erstreckt sich
auch nach Moglichkeit auf deren gesamtes Verhalten aanBer der
Schule und Unterrichtszeit. Insbesondere hat er ein scharfes
Auge auf den FleiB und die hiusliche Betitigung zu richten, auf
Verhinderung von unanstindigen Reden und Fluchen, von Balge-
reien und Tatlichkeiten, von Herumschwirmen und Wirtshaus-
besuch, von Unanstindigkeit beim Baden, von né#chtlichem Awus-
bleiben nach dem Liuten der Betglocke, von Hausieren, Bettel,
Diebereien, mutwilliger Beschidigung fremden Eigentums wund
auf Beobachtung der Vorschriften iiber Tierschutz und Tier-
‘quilerei usw. zu dringen.

Die beziiglichen Bemiihungen des Lehrers sollen die Behorden,
besonders die Schulpflegen und Polizeiorgane unterstiitzen. Ge-
schieht dies nicht, so soll der Lehrer beim Bezirksinspektor An-
zeige machen.

§ 178. Wo die Schiiler in groBerer Zahl zusammenkommen,
sei es beim Kirchenbesuche oder bei festlichen Anlidssen oder
Spaziergingen usw., hat der Lehrer die Pflicht der Uberwachung.
Von dieser Pflicht kann er zeitweise durch den Bezirksinspektor,
dauernd nur durch den Erziehungsrat dispensiert werden.

5. Spezielle Aufsiechtspflichten (Wirtshaus- und
Kinobesuch, Rauchen, SchuBwaffen, Vereine).

§ 179. Den Schulkindern ist der Besuch von Wirtshdusern,
Tanzboden, Kinos und andern Vergniigungslokalen untersagt.
Betreffend den Kinobesueh im besondern verfiigt die bezughche
Verordnung des Regierungsrates.
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§ 180. Das Hausieren durch Schulkinder — besonders auch
in Wirtslokalen — ist verboten, ebenso die Inanspruchnahme der-
‘selben fiir Kegelstellen und dergl. in Wirtschaften.

$ 181. Schulkindern ist jegliche Teilnahme an Vereinen Er-
wachsener und an Vereinsauffithrungen und Produktionen unter-
sagt.

¢ 182. Das Tragen und der Gebrauch von SchieBwaffen und
andern Waffen, von Feuerwerkskorpern und dergl. sind der
Schuljugend strengstens verboten. Im Ubertretungsfalle sind die
betreffenden Gegenstdnde zu konfiszieren und die Fehlbaren
" strenge zu bestrafen.

§ 183. Die Kinder sind wiederholt aufmerksam zu machen auf
die Gefihrlichkeit des Begehens von Hisenbahnlinien, des Beriih-
rens elektrischer Anlagen wund Leitungen. des Besteigens von
Autos und Fubrwerken und dergl.

§ 184. Sie sind des weitern zu ermahnen, Zerstorung und Be-
schidigung &ifentlicher Anlagen, von Ruhebinken, Wegweisern
usw. zu unterlassen.

Dem Pflanzenschutz ist fortwidhrende Aufmerksamkeit zu
widmen. '

6. Rauchen.

§ 185. Der Schuljugend ist das Rauchen strengstens verboten.
Rauchutensilien, Zigarren ete. sind im Ubertretungsfalle zu kon-
fiszieren und die Fehlbaren zu bestrafen.

Die Lehrer sollen in den Schuilokalen und wahrend der Pau-
sen sich des Rauchens enthalten.

7. Spaziergéange.

§ 186. Bei Schulspaziergingen ist die Verabreichung alkoho-
lischer Getridnke an Schulkinder verboten. Auch die Lehrerschaft
soll sich, des Beispiels wegen, bei solchen Anlissen des Alkohol-
genusses enthalten.

Dem Pflanzenschutze ist bei Schulspaziergingen besondere
Aufmerksamkeit zu schenken.

§ 187. Vortage von Sonn- und Feiertagen sind nicht zu gré-
Bern Schulspaziergingen zu beniitzen.

8 Strafen, Strafmittel, korperliche Ziichtigung
' (8§ 131, 137 und 183).

§ 188. Der Lehrer soll bei Ausiibung seiner Strafbefugnis ge-
recht und chne Leidenschaft verfahren. Strafe in der Aufregung
ist zu vermeiden.

§ 189. Strafmittel des Lehrers sind: Freundliche Warnung,
allein oder vor der Klasse; ernster Verweis, allein oder vor der
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Klasse; Versetzung an einen besondern Platz; Zurickbehalten in
der Schulstube nach SchluB des Unterrichtes; Verzeigung an die
Eltern; Bemerkungen im Notenbiichlein; Karzer.

§ 190. Korperliche Ziichtigung darf nur in Ausnahmefillen
zur Anwendung kommen; als Strafmittel ist einzig die Applizie-
rung einzelner Rutenstreiche auf die flache Hand gestattet; jede
Ziichtigung, welche das koérperliche Wohl oder das sittliche Ge-
fiihl des Schiilers gefihrden konnte, ist strengstens verboten. Die
Rute darf nicht im Schulzimmer herumliegen, sondern soll einge-
schlossen gehalten werden.

Jede korperliche Ziichtigung ist mit Angabe ihres Grundes
schriftlich vorzumerken.

Die Uberweisnng von Schiilern an Schulabwarte, Polizisten ete.
behufs korperlicher Ziichtigung ist verboten.

§ 191. Das Zuriickbehalten des Schiilers in der Schulstube —
nicht iiber die Mittagszeit und nicht ldnger als eine Stunde — ist
- nur bei gleichzeitiger Anwesenheit des Lehrers und unter ange-
messener Beschiftigung des Bestraften zulissig.

Die Beniitzung. polizeilicher Arrestlokale zum FEinsperren von
Schulkindern ist verboten.

Unzuldssig ist ferner die Verweisung aus dem Schulzimmer.

§ 192. Das oftmalige Abschreiben der namlichen Aufgabe und
das ZerreiBen der Hefte des Schiilers als Strafmittel sind zu ver-
meiden.

§ 193. Bei schwereren oder wiederholten Vergehen gegen die
Disziplin ete. hat der Lehrer den Schuldigen der Schulpflege an-
zuzeigen.

Von schwerern Vergehen, welche die Entfernung des Schiilers
aus der Schule in Frage kommen lassen, ist dem Erziehungsrate
sofort Kenntnis zu geben.

9. Absenzen (§§ 79, 132, 133 und 136).

§ 194. Der Lehrer ist verpflichtet, auf regelmiafligen und un-
unterbrochenen Besuch der Schule durch die schulpflichtigen Kin-
der zu dringen.

§ 195. Eltern, Pflegeeltern, Vormiinder, Dienstherren ete. sind
fiir den regelmiBigen Schulbesuch ihrer, bezw. der ihnen anver-
trauten Kinder verantwortlich.

§ 196. Der Lehrer ist verpflichtet, jede Absenz in die zutref-
fende Rubrik des Absenzenverzeichnisses einzutragen. Die Ein-
tragung hat jeden halben Tag zu geschehen, so dafl das Absenzen-
verzeichnis jederzeit nachgefiibrt ist.

Als Absenz gilt die Versiumnis eines halben Schultages, so-
wie dreimaliges unentschuldigtes Zuspitkommen wum mehr als
eine Viertelstunde.
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Als unentschuldigt gilt jede Absenz, welche nicht vorher bewil-
ligt oder nicht spitestens mnerhalb vier Tagen giiltiz entschul-
digt worden ist.

§ 197. Als giiltige Entschuldigungsgriinde gelten nur die im
Erziehungsgesetze genannten Fille (§ 133 des Erziehungsgesetzes).

§ 198. Wenn als Entschuldigung fiir Schulversiumnisse
Krankheit angegeben wird, so soll der Lehrer, sofern er an der
Richtigkeit der ihm gemachten Angabe zweifelt, iiber den Tatbe-
stand sich zu vergewissern suchen und kann zu diesem Zwecke,
wenn seine anderweitige Erkundigung nicht zu einem sichern Re-
sultate fiihrt, die Beibringung eines #rztlichen Zeugnisses verlan-
gen. Letzteres hat auf jeden Fall zu geschehen, wenn die Absenz
iiber acht Tage andauert.

§ 199. Absenzen infolge allgemeiner behordlicher Anordnun-
gen bei Epidemien und dergl. sind nicht als Schulversaummsse
zu notieren.

§ 200. Wird ein Kind wihrend eines Schulkurses durch den
Bezirksinspektor fiir den Rest desselben vom Schulbesuche dis-
pensiert, so ist es als ausgetreten und sein ferneres Ausbleiben
nicht mehr als Schulversiumnis zu betrachten, resp. zu notieren.

§ . 201. Sind Kinder durch Kleidermangel am Schulbesuche
verhindert, so hat der Lehrer bei der zustindigen Armen-, bezw.
Vormundschaftsbehorde auf Abhilfe zu dringen.

§ 202. Der Absenzenrapport an die Schulpflege und den Be—
zirksinspektor hat regelmiBig (halbmonatlich) zu geschehen. Bei
andaunernder unentschuldigter Abwesenheit eines Schiilers hat der
Lehrer auch in der Zwischenzeit Anzeige zu machen. Bei wieder-
holter Nachlissigkeit des Lehrers hat der Bezirksinspektor ihn
dem Erziehungsrate zu verzeigen.

10. Schulhygiene (§ 134).

§ 203. Der Lehrer hat den gesundheitlichen Verhédltnissen der
Schulkinder, sowie iiberhaupt den sanitarischen Verhiltnissen
seiner Schule genaue Aufmerksamkeit zu widmen, und, wo er
Ubelstinde findet, auf Abhilfe zu dringen; er ist verpflichtet, die
schulhygienischen Vorschriften streno'stens zu beobachten (vergl.
§§ 315324 dieser Verordnung).

11. Abgabe von Lehrmitteln, Lehrmittel fiir arme
Schulkinder (§§ 78, 199).

§ 204. Der Lehrer hat, wo die Unentgeltlichkeit der Lehrmittel
nicht besteht, fiir den rechtzeiticen Bezug der individuellen Lehr-
mittel zu sorgen und sie an die Schiiler abzugeben. Soweit iiber
die Art, Qualitit, den Bezug ete. der Lehrmittel besondere Ver-
fiigungen bestehen, hat er sich genau an diese zu halten; soweit
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dies nicht ausdriicklich der Fall ist, hat er fiir deren tadellose
Qualitdt zu sorgen. Die Berechnung einer bescheidenen Provision
ist ihm gestattet.

§ 205. Es ist an den einzelnen Schulorten fiir moglichste Ein-
heit in der Form und Qualitit der Lehrmittel zu sorgen.

§ 206. Soweit die Lehrmittel an der Primar- und Sekundar-
schule, sowie an der Arbeits- und Biirgerschule nicht unentgelt-
lich verabfolgt werden und der Lehrer von den Schiilern fiir das
ihnen verabfolgte Material bis zum Schlusse des betreffenden
Schulhalbjahres, resp. bei der Biirgerschule bis zum Schlusse des
betreffenden Kurses, trotz zweimaliger Mahnung noch nicht be-
zahlt ist, stellt er dem Schulverwalter derjenigen Gemeinde, in
welcher das Schulkind wohnt, eine spezifizierte Rechnung zu, wel-
cher diese innerhalb 14 Tagen zu bezahlen hat. Der Schulverwal-
ter mag, wenn die Eltern nicht notorisch arm sind, diese nochmals
zur Bezahlung auffordern und nétigenfalls Betreibung gegen
sie anheben.

§ 207. Wenn Eltern, die noch Lehrmittel schuldig sind, aus
dem Schulkreise in eine andere Gemeinde fortziehen, so hat der
Lehrer dies dem Schulverwalter ungesiumt anzuzeigen, der in
einem solchen Falle die Lehrmittelschulden zuhanden des Lehrers
einkassiert, eventuell ihm diese von sich aus bezahlt.

§ 208. Wenn die Einkassierung von Lehrmittelschulden infolge
Nachlissigkeit des Lehrers, speziell infolge verspiateter Rech-
nungsstellung und Nichtbeachtung der genannten Fristen unmog-
lich wird, hat er die betreffenden Ausgaben an sich zu tragen.

Uber allfillige Anstinde zwischen dem Lehrer und dem Schul-
verwalter entscheidet der Bezirksinspektor.

§ 209. Die dem Lehrer auf Grund der vorstehenden Bestim-
mungen ausbezahlten Betrige hat der Schulverwalter in die Schul-
rechnung aufzunehmen und darf sie nicht weiter mit einem Wai-
senamte ete. verrechnen.

12. Schulsparkassen.

§ 210. Wo Schul- oder Jugendsparkassen bestehen, hat der
Lehrer fiir seine Schule, auf Aufforderung hin, die Mitwirkung
zu itibernehmen.

II. Schulvorsteher.

Einridumung besonderer Kompetenzen (§ 138).

§ 211. Wenn eine Gemeinde wiinscht, daB dem Schulvorsteher
einzelne Kompetenzen der Schulpflege oder des Bezirksinspektors
iibertragen werden, hat sie sich mit einem beziiglichen Gesuche an
den Erziehungsrat zu wenden.
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Die Abgrenzung der Kompetenzen ist in einem solchen Falle
genau zu umschreiben.

§ 212. Zeigen sich bei derartigen auBerordentlichen Kompe-
tenzzuerkennungen Ubelstinde, so kann der Erziehungsrat jeder-
zeit die erteilte Ermichtigung zuriickziehen.

III. Schulpflegen.

1. Schulpflegekreise, Wahl der Schulpflegen und
Anzahl ihrer Mitglieder (§§ 139 und 140).

§ 213. Die Schulpflegekreise fallen in der Regel zusammen
mit den Lehrerwahlkreisen nach MaBgabe des § 89 des Erziehungs-
gesetzes. Ausnahmen von dieser Regel kann auf beziigliche Ge-
suche der Regierungsrat bewilligen.

§ 214. Wenn ein Primarschulpflegekreis nur eine oder zwei
Schulen umfaBt, so geniigt es, wenn die Schulpflege aus drei Mit-
gliedern besteht; zdhlt dieser aber mehr Schulen, so sollen in die
Schulpflege wenigstens fiinf Mitglieder gewidhlt und die einzelnen
Ortsschulkreise hiebei entsprechend beriicksichtigt werden.

§ 215. Wenn ein Primarschulpflegekreis und ein Sekundar-
schulkreis zusammenfallen und nur eine einzige Gemeinde umni-
fassen, so ist es nicht notig, daB zwei Schulpflecen gewihlt wer-
den, sondern es kann die Aufsicht iiber beide Schulstufen einer
und derselben, von der Gemeinde zu wihlenden Schulpflege iiber-
tragen werden.

2. Rechte und Pflichten der Schulpflegen, Einzel-
kompetenz der Prisidenten (§§ 142—145 und 161).

§ 216. Die Schulpflege hat fiir die ihr unterstellten ‘Schulen
eine Disziplinarverordnung zu erlassen, welche dem Erziehungs-
rate zur Genehmigung mitgeteilt werden soll.

Sie hat die ndmlichen Strafkompetenzen wie der Lehrer ($§ 188
u. ff. der Vollziehungsverordnung) und darf von diesen in ver-
schirftem MaBe Gebranch machen. Nach fruchtlosen Mahnungen
und Strafen von ihrer und von seiten des Lehrers kann sie bis
auf einen Tag Einsperrung iiber ein Schulkind verhingen, gegen
pflichtvergessene Eltern an zustindiger Stelle Klage einreichen
und der Ortspolizei zur Hebung von Ubelstinden im Sinne der
Schulverordnung verbindliche Weisungen erteilen. In dringen-
den schweren Fillen kann sie unter sofortiger Kenntnisgabe an
den Bezirksinspektor, bezw. an den Erziehungsrat Verfiigungen
treffen, welche sonst in die Kompetenz der letztern fallen.

§ 217. Sofern die Biirgerschule einem Primarlehrer des Schul-
ortes iibertragen wird, fillt die Aufsicht iiber sie der betreffenden
Primarschulpflege zu.
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§ 218. Die Mitglieder der Schulpflegen besuchen nach einer
Jeweilen beim Beginn eines Schuljahres festzusetzenden Kehr-
ordnung die Schulen ihres Kreises. Jedem Mitgliede sind be-
stimmte Schulen, bezw. Klassen zur Visitation zuzuweisen.

§ 219. Die Schulpflege ist berechtigt, Verfiigungen betreffend
Zuteilung von Lehrern an Schulabteilungen zu erlassen (§ 117 der
Vollziehungsverordnung).

§ 220. Sie setzt nach Einholung des Gutachtens der Lehrer-
schaft die Ferien fest nach MaBgabe von § 33 dieser Verordnung.

§ 221. Sie wihit einen Schularzt, dem die hygienische Aufsicht
iiber die Schule nach MaBgabe von § 327 hienach obliegt. Der
Schularzt ist zu den Sitzungen der Schulpflege einzuladen.

§ 222. Die Schulpflege hat das Recht der Antragstellung an
den Schulverwalter, bezw. den Gemeinderat in allen Schulangele-
genheiten, speziell auch betreffend Schullokale, Schulmobiliar, all-
gemeine Lehrmittel ete. )

§ 223. Die Schulpflege erstattet, abgesehen von den vorge-
schriebenen Anzeigen wund Berichten wihrend des Schuljahres,
sjeweilen nach dessen SchluB, und zwar bis lidngstens Ende April,
iiber ihre in dessen Verlauf entfaltete Titigkeit dem Bezirksin-
spektor nach Mafigabe cines hiefiir aufzustellenden Schemas einen
Gesamtbericht. Dieser Bericht soll speziell auch enthalten die
Antrige der Schulpflege betreffend die Noten der Lehrer (§ 161
des Erziehungsgesetzes).

§ 224. Die Verfiigungen und Beschliisse der Schulpflege er-
folgen durch deren Gesamtheit in ordentlicher Sitzung. In auBer-
cordentlich dringenden Fillen verfiigt der Schulpflegepréasident un-
fer sofortiger Anzeige an die Schulpflege.

3. Arbeitsschulkommissionen (§ 146).

§ 225. Die Tatigkeit der Frauenaufsichtskommission bezieht
sich in der Hauptsache auf die Methodik und die Leistungen der
Arbeitsschule und die Beschaffung des Arbeitsstoffes. Uber ihre
Beobachtungen erstatten sie den Schulpflegen Bericht und all-
fillige Antrige. Die beziiglichen Verfiigungen erlassen die fiir
die Primarschule zustindigen Organe.

§ 226. Den Frauenaufsichtskommissionen kann dureh die
Schulpflege auch die Beaufsichtigung des Unterrichtes in der
Haushaltungskunde und verwandten Fachern an den Primar- und
Sekundarschulen iibertragen werden.

IV. Bezirksinspektor.

1. Kontrolle der individuellen und allgemeinen
Lehrmittel (§§ 149 und 150).

§ 227. Der Bezirksinspektor iiberwacht speziell den Zustand

und die Aufbewahrung der individuellen und allgemeinen Lehr-
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mittel. Er hat sich zu vergewissern, da nur die obligatorisechen
Lehrmittel gebraucht werden und daB die vorgeschriebenen allge-
meinen Lehrmittel in gutem Zustande vorhanden sind. Er kon-
trolliert sdmtliche individuellen Lehrmittel nach Qualitit und
Preis. Er hat die Pflicht, wo sich Mingel zeigen, beziigliche Ver-
fiigungen zur Abhilfe zu treffen und im Falle der Nichtbeachtung
an den Erziehungsrat zu rapportieren.

2. Schulhygiene (§ 149).

§ 228. Der Bezirksinspektor hat dem Zustande des Schul-
hauses, der Schullokalititen ete. und iiberhaupt der Beobachtung
der schulbhygienischen Vorschriften genaue Aufmerksamkeit zu
schenken und bei allfdlligen Mingeln sofort dem Erziehungsrate
Bericht zu erstatten (8§ 262 u. ff. der Vollziehungsverordnung).

3. Priifungen (§ 149).

§ 229. Der Bezirksinspektor setzt die Priifungen an und leitet
sie soweit moglich selber. Im Verhinderungsfalle iibertrigt er
die Leitung der Schulpflege.

4 Aufsicht iiber die Sechulbibliotheken (§ 150).

§ 230. Das Recht zur Aufsicht iiber die Schulbibliotheken
steht in erster Linie der Schulpflege zu; in zweiter Linie und in
Uberordnung iiber diese ist der Bezirksinspektor ermichtiet und
verpflichtet, nicht bloB vom Stande und der Besorgung solcher
Bibliotheken und den daherigen Neuanschaffungen Kenntnis zu
nehmen und allfillig ungeeignete Biicher auszuscheiden, sondern
auch iiber Besorgung und Beniitzung derselben verbindliche Ver-
fiigungen zu treffen.

§ 231. Fiir die Primarschule (5. und 6. Klasse) sind in der
Regel Klassenbibliotheken einzurichten. Wo fiir getrennte Schu-
len eine gemeinsame Bibliothek besteht, hat jeder Lehrer den Be-
zug der Biicher zu iiberwachen und beim Unterrichte sich davon
zu iiberzeugen, daB die bezogenen Biicher mit Nutzen gelesen
werden.

§ 232. Jede Sekundarschule soll eine Bibliothek besitzen. Fiir
deren Unterhalt und VergroBerung sind alljahrlich wenigstens
Fr. 40.— auf Rechnung des Schulkreises zu verwenden.

5. Berichterstattung (8§ 136, 145 und 163).

§ 233. In dem jeweilen bis lingstens Ende Mai dem Kanto-
nalschulinspektor zuhanden des Erziehungsrates einzureichenden
Jahresberichte der Bezirksinspektoren darf alles wegbleiben, was
bereits in den einzelnen Schulberichten enthalten ist. Dringende
Gegenstinde sollen aber weder in die Schulberichte, noch in den
allgemeinen Bericht aufgenommen, sondern in besonderer Kin-
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gabe dem Erziehungsrate mitgeteilt werden. Auch kann letzterer
iiber einen simtliche Inspektoren betreffenden Gegenstand jeder-
zeit einen Spezialbericht von denselben verlangen.

§ 234. Wenigstens alle zwei Jahre stellt der Bezirksinspektor
jedem Primar- und Sekundarlehrer seines Bezirkes an der Hand
eines beziiglichen Formulars einen Bericht iiber den Befund der
betreffenden Schule zu; den neu in den Schuldienst tretenden
Lehrern gegeniiber hat dies jedenfalls schon im ersten Schuljahre
zu geschehen.

6. Abwandlung der unentsehunldigten Sehul-
versaumnisse (§§ 79, 132, 133, 136, 142. 144, 151—154).

§ 235. Wenn unentschuldigte oder nicht geniigend entschuldigte
Schulversiumnisse vorkommen, so ist gegeniiber den betreffenden
Kindern, resp.ihren Eltern folgendes Strafverfahren einzusehlagen:

1. Der Lehrer soll méglichst bald, jedenfalls wenn ein Kind
binnen 14 Tagen zweimal (an zwei Halbtagen) oder, falls die ein-
zelnen Absenzen weiter auseinander liegen, seit Beginn des Schul-
halbjahres dreimal die Schule versiumt hat, ohne da8 ihm von
Seite des Elternhauses eine Anzeige gemacht wird, sei es direkt
oder durch benachbarte Schulkinder usw., sich iiber die Ursache
des Wegbleibens vergewissern. Ist letzteres ein wunbegriindetes,
so erliBt er sofort eine Mahnung an die betreffenden Eltern
" (Pflegeeltern usw.). Kommt das Kind gleichwohl noch nicht zur
Schule, so macht er auBerordentlicherweise ungesiumt Anzeige
an die Schulpflege oder gleich an den Bezirksinspektor.

2. Die Schulpflege erlidft auf die Anzeige des Lehrers sofort
auch ihrerseits eine Mahnung oder statt derselben eine Vorla-
dung, letzteres besonders in dem Falle, wenn ihr die betreffenden
Eltern bereits als nachlidssie bekannt sind. Wenn wiahrend der
zur Berichterstattung an den Bezirksinspektor eingeriumten Frist
(Erziehungsgesetz § 136) die Absenzen infolge offenbarer Renitenz
fortdauern oder in auffallender Weise sich mehren, so fillt die
Schulpflege die in § 152 des Gesetzes vorgesehene crste GeldbuBle
aus, immerhin unter sofortiger Kenntnisgabe an den Bezirksin-
spektor. Daneben bleibt es der Schulpflege anheimgestellt, in
solchen Fillen das siumige Kind durceh die Ortspolizei in die
Schule bringen zu lassen.

3. Der Bezirksinspektor hat sich zunichst bei seinen Schul-
besuchen von der genauen Fiihrung des Absenzenverzeichnisses
zu iiberzeugen, sowie die prompte Ausfiihrung der in bezug auf
die Absenzenabwandlung dem Lehrer und der Schulpflege iiber-
bundenen Verpflichtungen zu iiberwachen.

In allen von der Lehrerschaft, bezw. Schulpflege ihm iiber-
wiesenen Fillen schreitet er sofort strafend ein, sei es durch Ver-

6
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hingung einer GeldbuBe (Erziehungsgesetz § 152) oder aber durch
Uberweisung an das Statthalteramt (Erziehungsgesetz § 154). Falls
er von der regelmifligen Berichterstattung her AnlaB zum Ein-
schreiten nimmt, so soll er dies immer im Sinne rascher Erledi-
gung und moglichster Forderung eines fleiligen Schulbesuchs tun.

Der Bezirksinspektior scll nach Vorschrift des Gesetzes ein-
mal ausgefidllte GeldbuBen ete. nur in ganz auBerordentlichen
Fillen aufheben.

Gegen Strafverfiigungen des Bezirksinspektors wegen unent-
schuldigten Absenzen besteht kein Rekursrecht.

4, Von den ausgefillten GeldbuBen soll der Bezirksinspektor
jeweilen sofort dem zustindigen Statthalteramte in doppelter Aus-
fertigung Anzeige erstatten, welehes dieselben innerhalb Monats-
frist, eventuell auf besonderes Verlangen des Bezirksinspektors
sofort zu beziehen und halbjahrlich dem Schulverwalter abzu-
liefern hat.

Buflen, welche innerhalb zwei Monaten nach Mitteilung des
Straferkenntnisses nicht bezahlt werden, sind in Gefingnisstrafen
umzuwandeln und letztere sofort zu vollziehen.

5. Die Bezirksinspektoren haben ein Verzeichnis der ausge-
fillten GeldbuBen alljihrlich aaf SchluB8 des Schuljahres dem Er-
ziehungsrate einzureichen. Fir das Verzeichnis bestimmt der Er-
ziehungsrat ein Formular. Ebenso haben die Amtskanzleien halb-
jahrlich dem Erziehungsrate an Hand eines von letzterm auf-
gestellten Formulars itber den Bezug und die Ablieferung der Bu-
Ben, bezw. den Vollzug der entsprechenden Gefingnisstrafen sich
auszuweisen. : '

6. Die Statthalteriamter erstatten ferner auf Ende des Jahres
dem Erziehungsrate Bericht iiber di€ von ihnen abgewandelten,
resp. den Amtsgerichten iiberwiesenen Fille.

7. Unentschuldigte Absenzen von Biirgerschiilern sind vom
Lehrer dem Sektionschef mitzuteilen und von diesem nach MaB-
gabe des § 152 des Erziehungsgesetzes mit GeldbuBen oder mit Ar-
rest zu bestrafen. Uberdies sollen die unentschuldigt versiumten
Stunden nach SchluB des Kurses nachgeholt werden. Die Nach-
holung der versiumten Stunden hebt die verfiigte BuBe nicht auf.

8. Wenn Pflegeeltern wegen Schulversdumnissen ihrer Pflege-
kinder in die zweite BuBe verfillt oder dem Statthalteramte
iiberwiesen werden miissen, so hat der Bezirksinspektor zum
Zwecke besserer Versorgung dieser Kinder hievon dem FErzie-
hungsrate Anzeige zu machen.

9. Wenn die Schuld der Absenzen offensichtlich nicht bei den
Eltern, Vormiindern ete. liegt, sondern bei den Schiilern selbst,
so ist gegen letztere disziplinarisch vorzugehen.

Schulpflegen und Bezirksinspektoren sind ermichtigt, reni-
tente Schiiler polizeilich in die Schule fithren zu lassen.
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10. Die beim Wechsel des Wohnortes, resp. des Schulkreises
gemachten unbegriindeten Absenzen sind am neuen Schulorte
strafbar. - : ,

7. Bezirksinspektorenkonferenzen (§ 163).

§ 236. Der Erziehungsrat veranstaltet je nach Bediirfnis Kon-
ferenzen der Bezirksinspektoren zur Besprechung von Schul-
fragen. Die Traktanden bezeichnet der Erziehungsrat.

Die Leitung der Bezirksinspektorenkonferenzen liegt dem
Kantonalschulinspektor ob.

Sy

8. Arbeitsschul-Inspizientinnen (§ 160).

§ 237. Die Inspizientinnen haben die ihnen unterstellten Arbeits-
und weiblichen Fortbildungsschulen jahrlich wenigstens einmal zu
besuchen und die Priifung abzunehmen.

Sie sorgen fiir genaue Befolgung des Lehrplanes und Beniit-
zung der obligatorischen Lehrmittel. Sie schenken besondere
Aufmerksamkeit dem Unterrichte in der Haushaltungskunde.

Nach Schluff des Schuljahres erstatten sie dem Erziehungsrate
nach Formular Bericht iiber den Stand ihrer Schulen. :

Die Inspizientinnen konnen die Lehrerinnen ihres Kreises pe-
riodisch zu Konferenzen einladen. Fiir diese Konferenzen findet das
Reglement iiber die Konferenzen der Lehrer sinngemiBe An-
wendung.

9. Turninspektor.

§ 238. Zur Beaufsichtigung des Turnbetriebes an den Volks-
schulen kann der Erziehungsrat einen Turninspektor bestellen.
Dessen Pflichten und Rechte werden durch ein besonderes Regle-
ment bestimmt.

D. Schulverwaltung.

1. Schulhausbaupflicht (§ 188).

§ 239. Wenn das einer Gemeinde zugehorige Schulhaus auBer-
halb ihres Gebietes liegt, oder wenn ein Schulhaus zwei oder meh-
reren Gemeinden zugleich angehort, oder bei dhnlichen ausnahms-
weisen Verhiltnissen haftet die Pflicht fiir dessen Erbauung und
des Unterhaltes auf derjenigen Gemeinde, resp. denjenigen Ge-
meinden, welche das betreffende Schulhaus besitzen oder beniitzen.

§ 240. Allfdllige Abmachungen von Gemeinden betreffend ge-
meinsamen Bau und Unterhalt eines Schulhauses unterliegen der
Genehmigung des Erziehungsrates.

9. Schulkostenbeitrag (§ 189).

§ 241. Bei Berechnung des von einer andern Gemeinde einzu-
fordernden Schulkostenbeitrages miissen allfillige Staatsbeitrige,
die Kosten fiir Luxuszutaten (eine die zweckméfBige Kinrichtung



84 Kanton Luzern.

iiberschreitende Bauweise und Dekoration) und die auf Ridumlich-
keiten, welche nicht im Dienste der Schule stehen (Gemeinderats-
kanzlei und dergl ), entfallenden B‘mausvaben in Abzug gebracht
werden.

§ 242. Die von einer Gemeinde zu der vom Regierungsrate
iestgesetzten Besoldung ihres Lehrpersonals verabfolgten Zulagen
diirfen den mitbeteiligten Gemeinden gegeniiber nicht verrechnet
werden.

§ 243. Die Frage, welche Lehrmittel zu den allgemeinen g2-
héren, ist nach Mafigabe des Lehrplanes zu entscheiden. .

3. Rechnungsfiihrung betreffend den Schulkosten-
beitrag (§ 189).

§ 244. Uber die Primarschulausgaben ist, wenn eine Gemeinde
mehrere Schulkreise zdhlt, von denen ecinzelne in andere Gemein-
den iibergreifen, fiir Jeden Schulkreis eine gesonderte Rechnung
zu fiihren, wenigstens soweit die Ausgaben gemiB § 189
des Erziehungsgesetzes in die Repartition aufgenommen werden
diirfen. Diese Spezialrechnungen sind schlieflich wieder zu einer
Gesamtrechnung zu vereinigen.

§ 245. Die beitragspflichtigen Gemeinden haben nicht an die
Kosten aller, sondern blo8 derjenigen Schulen einen Beitrag zu
leisten, denen einzelne Liegenschaften derselben zugeteilt sind.

§ 246. Die zwischen zwei oder mehreren Gemeinden erforder-
liche Abrechnung ist in der Weise durchzufiihren, daf} vorerst
die Steuerkraft der verschiedenen, zu einem und demselben Schul-
kreise vereinigten Gemeindeteile ermittelt und sodann das Betreff-
nis berechnet wird, welches nach MaBgabe der Steuerkraft der
zur namlichen Schule gehorenden Gemeindeteile auf jede einzelne
der betreffenden Gemeinden entfillt.

§ 247. Uber die Einnahmen ist in allen Fillen nur eine einzige
Rechnung zu fithren und von einer Verteilung derselben auf die
einzelnen Schulen Umgang zu nehmen.

4 Staatsbeitrdge an Schulhausbauten (§ 193).

§ 248. Staatsbeitriage konnen der Gemeinden innerhalb des vom
GroBen Rate hiefiir ausgesetzten Kredites bewilligt werden:
1. fiir Erbauung von Schulhiusern und fiir Hauptreparaturen
an solchen;
2. fiir Errichtung von Turnhallen und Anlage von Turnplitzen
und deren erstmalige Ausriistung.
§ 249. MaBgebend fiir die Ermittlung des Staatsbeitrages sind:
1. Die Hohe der Bausumme laut genehmigter Baurechnung.
Bei der Festsetzung der Hohe der Bausumme diirfen nicht in
Anrechnung gebracht werden folgende Ausgaben:
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a) fiir Landerwerb, soweit das Land nicht als Bau-, Turn- oder
Spielplatz beniitzt wird;

b) fiir Raumlichkeiten, welche nicht unmittelbar Schulzwecken
dienen, z. B. Gemeinderatskanzleien und dergl.;

¢) fiir eine die zweckmiBige Einrichtung iiberschreitende Bau-
weise und Dekoration (Luxusausgaben);

d) fiir Gratifikationen jeder Art und die Schulhauseinweihung;

e) fiir Mobiliar.

Von der Bansumme sind ferner in Abzug zu bringen allfillige
Geschenke und Legate, und zwar sowohl in bar als in der Form
von unentgeltlicher Abtretung von Baugrund, sowie der Bauzins.

Bei Bauten mit einer Kostensumme von iiber Fr. 200,000.—
kommt im Maximum der Betrag von Fr. 200,000.— in Berechnung.

2. Der SteuerfuB der Gemeinde, und zwar derart, daB der
Staatsbeitrag bestimmt wird durech den Gesamtsteuerfu im Poli-
zeiwesen, welcher erreicht wiirde, wenn zum Durchschnitte des
SteuerfuBes der letzten fiinf Jahre vor Genehmigung der definiti-
ven Baupline durch den Erziehungsrat die fiir Amortisation der
urspriinglichen Bausumme (ohne Zinsberechnung) innerhalb 15
Jahren nétig werdende SteunerfuBerhhung addiert wird.

§ 250. Der Staatsbeitrag wird nach folgender Skala berech-

net:
Gesamt- Prozente
steuerful des Staatsbeitrages
0—4 Einheiten 8
47 = 10
7 und mehr Einheiten 12

In auBerordentlichen Fillen kann der Regierungsrat die Ver-
setzung in die nichsthohere Klasse bewilligen.

§ 251. Der bewilligte Staatsbeitrag ist sofort fiir die Amorti-
sation der Bauschuld zu verwenden.

§ 252. Gemeinden, welche auf einen Staatsbeitrag Anspruch
machen wollen, haben ihre beziiglichen Gesuche jeweilen bis spi-
testens Mitte August einzureichen.

§ 253. Die Auszahlung der Subventionen ist abhingig von der
Hohe der vom GroBen Rate bewilligten Kredite. Soweit der Kre-
dit eines Jahres nicht ausreicht, sind die Gemeinden auf die Kre-
dite der folgenden Jahre zu verweisen, und zwar nach der c¢hro-
nologischen Reihenfolge ihrer Subventionsgesuche.

5. Einschreiten der Aufsichtsbehdrde in Sechul-
hausbausachen und bei Anschaffung von Schul-
inventar ete. (§§ 192, 194 und 196).

§ 254. Siumigen Gemeinden, welche trotz Mahnung die im Ge-

setze, resp. in gegenwirtiger Verordnung ihnen auferlegten
Pflichten betreffend Neubau oder Reparatur eines Schulhauses
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cder von Schullokalititen, Anweisung eines Turnplatzes, Anschaf-
fung und Verbesserung von Schulinventar und allgemeinen Lehr-
mitteln usw. nicht erfiillen, kann vom Regierungsrate auf den
Antrag des Erziehungsrates zeitweise der Beitrag des Staates an
die Besoldung ihres Lehrpersonals entzogen werden, in welchem
Falle sie das daherige Betreffnis selbst zu leisten haben.

§ 255. Gemeinden, welche in der FErfiillung ihrer Schulhaus-
baupflicht sdumig sind, soll ein Staatsbeitrag an die Schulhaus-
kaukosten nicht zuerkannt werden.

§ 256. Wenn wegen zu kleinem Flidcheninhalt des Turnplatzes
die Knaben einer einzelnen Schule in zwei Turnabteilungen ge-
trennt werden miissen und infolgedessen eine Mehrbelastung de:
Lehrer iiber die im Lehrplane vorgesehene Stundenzahl eintritt,
hat die Gemeinde diese auf beziigliche Reklamation von sich aus
hiefiir zu entschidigen. Das gleiche gilt fiir Trennung von Ar-
beitsschulen infolge zu geringen Raumes des Arbeitsschullokales.

6. Staatsbeitrdge an die Unentegeltlichkeit der
Lehrmittel (§ 195).

§ 257. Gemeinden, welche auf einen Staatsbeitrag an ihre Aus-
gaben fiir die unentgeltliche Abgabe der obligatorischen indivi-
duellen Lehrmittel oder Schulmaterialien Anspruch machen wol-
len, haben ihr Gesuch bis spitestens Ende Mai nach vorgeschrie-
benem Formular und unter Beilage der Belege der Erziehungs-
ratskanzlei einzusenden. Verspitete Eingabenr sind nicht zu be-
riicksichtigen.

§ 258. Subventionsberechtigt sind ausschlieflich obligatorische
individuelle Lehrmittel und Schulmaterialien. Anschaffungen an-
derer Art sind von den Gemeinden aus der Rechnungsstellung
auszuscheiden.

§ 259. Die Schulverwaltungen sind verpflichtet, strenge Kon-
irolle dariiber zu fithren, daB keine unnoétizen und keine Luxus-
anschaffungen gemacht werden.

§ 260. Die Lehrerschaft darf an die Schiiler nur die hiefiir
notwendigen Lehrmiftel und Schulmaterialien abgeben.

Die Sechiiler sind strenge anzuhalten, Lehrmitiel und Mate-
rialien sorgfilltig zu behandeln und zu verwenden. Schiiler, wel-
che dieselben mutwillig beschidigen, sind zum Ersatz auf eigene
Kosten anzuhalten, eventuell vom weitern Bezuge auszuschlie8en.

§ 261. Hat eine Gemeinde die Unentgeltlichkeit der Lehrmittel
eingefiihrt, so kann der Geémeinderat einen Lehrer mit der Besor-
gung der betreffenden Geschifte, sowie mit der Rechnungsfiih-
rung beauftragen. Fiir diese Verrichtungen ist er von der Ge-
meinde angemessen zu entschidigen.
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E. Schulgesundheitspflege.

I. Das Schulhaus (§§ 190 und 191).

1. Situation, Baugrund, Turn- und Spielplatz.

§ 262. Das Schulhaus soll annihernd in der Mitte des Schul-
kreises, nach allen Seiten frei, wenn moglich etwas erhoht gelegen
und leicht und sicher zuginglich sein. Luft und Licht sollen reich-
lich Zutritt haben.

§ 263. Es ist sowohl die Nidhke von staubigen StrafBlen als von
kleinen stehenden Gewissern zu vermeiden, cbenso die Nachbar-
schaft von Wirtshiiusern, Schlachtbinken, Kisereien und von Fa-
briken, gewerblichen Anlagen und Verkehrsanstalten, deren Be-
irieb mit starkem Rauch, iiblen Geriichen, schidlichen Gasentwick-
lungen und stérendem Geridusche verbunden ist. Auch die nichste
N&dhe von Viehstidllen und Diingerhaufen ist zu meiden.

§ 264. In der Niahe des Schulhauses diirfen keine Wirtschaften
errichtet und darf nichts geduldet werden, wodurch Rohes oder
sittlich Gefidhrliches der Jugend aufgedrangt wird.

-§ 265. Der Baugrund muB trocken, poros, fiir Wasser und Luft
durchlissig und von Verunreinigungen moglichst frei sein. Die
Bodenfeuchtigkeit muB durch Kanalisation oder Drainage entfernt
werden.

§ 266. Fiir Turn- und Spielzwecke soll um das Schulhaus ein
freier, trockener und leiecht zu reinigender Platz zur Verfiigung
stehen, der zweckdienlich mit Biumen bepflanzt werden und we-
nigstens acht Quadratmeter Raum fiir jeden Schiiler einer gleich-
zeitig zu unterrichtenden Turnabteilung aufweisen soll.

2. Brunnen oder Wasserversorgung.

§ 267. Beim Schulhause soll ein Brunnen mit tadeilosem
Trinkwasser vorhanden sein. Die Qualitdt des Wassers ist von
Zeit zu Zeit festzustellen. Der Bezirksinspektor hat sich bei sei-
nen Schulbesuchen zu iiberzeugen, daB diese Untersuche vorge-
nommen werden. _

Anstatt eines Brunnens geniigt eine richtig ins Schulhaus ein-
gefiihrte, gut funktionierende Wasserversorgung mit erforderli-
cher Wassermenge. : '

3. Baudart und Einriehtung des Schulhauses.

§ 268. Die Bauart des Schulhauses muB eine moglichst solide
sein. Die Regel ist Hau-, Bruch- oder Backsteinbau; die Erstel-
lung von Holz- oder Fachwerkbauten ist fiir kleine, landliche
Schulhduser zulissig.
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§ 269. Das Gebidude soll in seiner ganzen Ausdehnung unter-
kellert und durch Isolierung vermittelst undurchlissiger Schich-
ten im Boden und an den Mauern vor allen schidlichen Einfliissen
geschiitzt sein.

Das ErdgeschoB ist wenigstens 80 em iiber das Bodenniveau
“zu erhohen.

§ 270. Das Schulhaus darf in der Regel nur solche Riume
enthalten, welche zu Schulzwescken dienen. Soll dasselbe noch zu
andern Zwecken, z.B. fiir Unterbringung der Gemeinderatskanzlei
ete., beniitzt werden, wofiir eine spezielle Bewilligung des FErzie-
hungsrates erforderlich ist,so muB das eigentliche Schulhaus von
den andern Gebiudeteilen moglichst abgesondert werden. Gemein-
samer Eingang und gemeinsame Treppen sind nicht zulissig.

§ 271. Die Ginge sollen hell und leicht liiftbar sein. In diesen
oder in besondern Lokalen sind Vorrichtungen zum Aufhidngen
von Kleidungsstiicken und zur Aufstellung der Regenschirme an-
zubringen. Die Treppen sollen breit und leicht ansteigend ange-
legt, mit hohen Gelindern versehen und gut beleuchtet sein. Die
Tritthohe soll 15 em nicht iibersteigen.

Die Tiiren sollen von innen nach auBlen gedffinet werden konnen.

Die Zimmerboden sollen leicht zu reinigen und schlecht schall-
leitend sein. Auch die Zwischenwinde sollen moglichst schalldicht
erstellt werden. :

Die Winde sollen in hellem Farbenton gehalten sein.

Die Laufflichen in Korridoren und Stiegen sollen ein Aus-
gleiten des Kindes moglichst verhindern.

§ 272. Die Erstellung von besondern Bad- und Wascheinrich-
tungen (Brausebider) wird empfohlen. Fiir Aus- und Ankleide-
raume ist das Zellensystem durchzufiihren.

Vor den Eingingen sind bequeme Vorrichtungen zum Reini-
gen der Schuhe anzubringen.

§ 273. Das Schulhaus ist mit Blitzableiter zu versehen; wenn
es nicht feuersicher erstellt worden, sind Feuerloschapparate an-
zubringen.

.4 Heizung, Ventilation.

§ 274. Die Heizung kann Ofenheizung oder Zentralheizung
sein; sie soll zugleich der Ventilation dienen. Eisentfen ohne vol-
lizg gasdichte Fiitterung sind nicht zuldssig. Die Luft darf vom
Heizkorper nicht zu stark erhitzt und nicht zu trocken werden.
Kohlenoxyd oder andere Verbrennungsgase sollen nicht in die
Schulrdume eintreten konnen. Bei allen Heizungsanlagen ist auf
ein technisch richtiges Verhiltnis zwischen Heizkérper und Heiz-
raum Riicksicht zu nehmen.

§ 275. Die Heizkorper und Ventilationséffnungen sind so an-
zubringen, daB Kinder nicht in deren unmittelbare Nahe zu sitzen
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kommen, eine moéglichst gleichmiBige Erwirmung der Lokale
stattfindet und der rationelle Unterrichtsbetrieb nicht beeintrich-
tigt wird.

5. Schullokale.

§ 276. Das Schulzimmer soll ein Rechteck bilden, dessen Linge
nicht iiber 10 Meter, dessen Breite nicht iiber 7,5 Meter und dessen
Hohe 3—4 Meter betrigt. Auf dem Lande kann eine Hohe bis
auf 2,8 Meter bewilligt werden. In Primarklassen ist eine Boden-
fliche von 1 Quadratmeter, in héhern Klassen eine solche von
1,2 Quadratmeter pro Kind erforderlich. Das Verhiltnis von
Fensterfliche zu Bodenfliche soll mindestens 1 : 5 sein.

§ 277. Die Schulzimmer sollen wenn mogliech mit der Fenster-
seite gegen S oder SO gerichtet und die Schulbinke so aufstell-
bar sein, daB das Licht von links einfillt. Beleuchtung von vorn
ist unzulissig.
~ Die Fenster sind moglichst nahe an die Decke zu fiihren und
mit Oblichtfliigeln zum Aufklappen nach innen zu versehen. Die
Fensterbriistung soll nicht zu tief liegen, eventuell ist eine Schutz-
vorrichtung anzubringen.

§ 278. Fiir Schulzimmer und Lehrerwohnung sollen Doppel-
fenster oder Vorfenster und Jalousien, fiir die Schullokale iiber-
dies Vorhinge oder leicht bewegliche Storen vorhanden sein.
In jedem Schulzimmer sollen mindestens zwei Vorfenster ganz
geodffnet werden konnen.

6. Turnhalle.

§ 279. Die Turnhalle soll leicht ventilierbar, mindestens 4 Me-
ter hoch, sowie hell und heizbar sein und wenigstens 3 Quadrat-
meter Raum fiir jeden Schiiler einer Turnabteilung bieten. Der
Boden soll aus moglichst staubfreiem, elastischem, jedoch nicht
glattemm Material bestehen. Die Verwendung von Linoleum- oder
Korkbelag wird empfohlen.

7. Abtrittanlage.

§ 280. Die Abtritte sind fiir Knaben und Midchen getrennt
zu halten und vom Hauptbau gut abzuschlieBen, so daB Abtritt-
gase weder in die Ginge, noch in die Schulzimmer eindringen
konnen.

Die Abtrittriume miissen hell und gut ventilierbar sein.

Fiir die Knaben sind Pissoirs zu erstellen.

§281. Auf je 40 Knaben und je 20 Mddchen soll mindestens ein
Abtrittsitz zur Verfiigung stehen. Die Sitze und Pissoirs sind
durch geniigend hohe Zwischenwinde, die nicht ganz auf den Bo-
den reichen, zu trennen. Wo irgend moglich, sollen die Abtritte an
Schwemmkanalisationen ohne Senkgrube angeschlossen werden.
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Die Abtrittrohre sollen aus glasiertem Ton, Steingut oder
Eisen, die Senkgrube mufBl aus Zement bestehen und sicher ein-
gedeckt sein.

Wo die Moglichkeit vorhanden, ist Wasserspiillung einzurichten.

8. Lehrerwohnunge.

. § 282. Die Lehrerwohnung soll bestehen aus mindestens drei
gerdumigen Zimmern, von denen zwei heizbar sind, Kiiche, Antei!
Keller und Estrich und besonderem Abf{ritt.

Diese soll von den Unterrichtsriumen moglichst getrennt und
fiir sich abschlieBbar sein. Wo zum Schulhaus ein Garten gehort,
hat der Lehrer das Recht auf einen Teil desselben.

II. Das Sechulmobiliar.

1.Imallgemeinen.

§ 283. Jedes Schulzimmer soll auBer den Schulbinken wenigstens
enthalten einen gerdumigen Schrank (Wandschrank), einen Tisch
(Pult) mit verschlieBbarer Schublade, eine bis zwei mattschwarz
angestrichene Wandtafeln mit passendem Gestell, ein Thermo-
meter, Papierkorb, und, sofern keine andere Wascheinrichtung
zur Verfiigung steht, ein Wassergefi mit Handtuch.

Das Thermometer soll ca.1,5 Meter iiber dem Boden hédngen.

2. Schulbinke.

§ 284. Die Bestuhlung soll aus richtie konstruierten Schul-
binken bestehen. Es sind sowohl starre als bewegliche Bank-
-systeme zulidssig. Fiir jede Schule sollen mindestens drei ver-
schiedene GriBen vorhanden sein.

Die Platzbreite soll mindestens 50 em pro Kind betragen.

§ 285. Die Sitzhohe darf nicht groBer und nicht kleiner sein
als die Lénge des Unterschenkels von der Kniekehle bis zur FuB-
sohle gemessen, also ca. 2/ der Korperlinge; die Sitzbrettiefe muB
der Linge des Oberschenkels, also ca. !/s der Korperlinge, ent-
sprechen. Die vordere Sitzkante muB etwa 1—3 em hoher liegen
als die hintere; das Sitzbrett soll entsprechend der Sitzfliche et-
was ausgehohlt sein und eine Neigung von vorn nach hinten haben.

§ 286. Die senkrechte Entfernung der Sitz- von der Tischfliche
ist-bei Knaben zu s, bei Midchen zu Y/~ der Kirperlinge plus 3—5
Zentimeter zu berechnen, so daB beide Vorderarme ohne Hebung
der Schultern zwanglos auf den Tisch aufgelegt werden kénnen.

Die wagrechte Entfernung zwischen der innern Tisehkante
und der vordern Sitzkante soll eine Minusdistanz sein, so zwar,
daB sich ein Hiniiberriicken der innern Tischkante ube1 die vor-
dere Bankkante von 3—5 em ergibt.

Die Steigung der Tlechplatte gegen die Horizontale soll 12°
betragen.
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§ 287. Die Riicklehne soll an der Bank befestigt und so hoch
sein, daBl sie noch als Kreuzlehne dient. Sie soll eine nach vorn
konvexe Flidche darstellen, so dal der Riicken sie beim Schreiben
berithren kann.

3. Zeichnungstische.

§ 288. Die Zeichnungstische sollen so konstruiert sein, da diz
Vorderkante der Tischplatte in ihrer Hohenlage fixiert, die AuBen-
kante dagegen beweglich ist, so daB die Tischplatte in eine be-
liebige Steigung gebracht werden kann.

Die Sitze miissen der Korperlinge der Schulkinder so ange-
paBt sein, daB deren FiiBe fest auf dem Boden stehen, Ober- und
Unterschenkel einen rechten Winkel bilden und beide Vorder-
arme auf der Tischplatte ohne Hebung der Schultern zwanglos
aufliegen konnen.

III. Liftung, Heizung, Reinigung, anderweitige
Beniitzung des Schulhauses.

1. Luftuneg.

§ 289. Es ist dafiir zu sorgen, daB die Schulzimmer und Turn-
hallen nach jedem Schulhalbtage wihrend mindestens einer halben
Stunde griindlich geliiftet werden. Ferner ist jeweilen wihrend
den Pausen fiir entsprechende Liiftung zu sorgen.

2. Heizung.

§ 290. Die Schulzimmer sind so zeitig zu heizen, dafl die Ther-
mometer in denselben bei Beginn des Unterrichtes nicht unter
12° C. zeigen. Die Temperatur soll sodann wihrend der ganzen
Unterrichtszeit auf 15—17° C. erhalten werden.

3. Reinigung. _

§ 291. Alle beniitzten Unterrichtszimmer, Ginge, Treppen sol-
len mindestens zweimal wochentlich nach vorheriger Befeuchtung
und bei offenen Fenstern gekehrt und wenigstens vierteljahrlich
gefegt werden.

Der Staub ist nach jedem Kehren auf den Schulbinken,
Schrinken, Gesimsen ete. mit einem feuchten Tuche zu entfernen,
die Vorhinge sind abzustauben.

§ 292. Holzerne FuBboden sind jahrlich wenigstens einmal mit
heiBem Leinél zu trinken und die Winde mit feuchtem Tuche
vom Staube zu reinigen.

Die Fenster sollen stets rein gehalten werden.

§ 293. Die Turnhalle soll téiglich gekehrt und abgestaubt wer-
den; der Staub ist, nachdem er sich gesetzt, mit einem feuchten
Tuche aufzunehmen. - Monatlich wenigstens einmal, bei Beniit-
rung durch Vereine mehrmals, ist die Turnhalle zu fegen und sind
Winde und Geridte zu reinigen.
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§ 294. Die Abtritte sind tdglich zu reinigen und wenigstens
einmal in der Woche zu fegen. Auch ist fiir gehorige Spiilung
zu sorgen. Schreibereien, Zeichnungen ete. an den Winden sind
nicht zu dulden, sondern sofort zu entfernen.

§ 295. In samtlichen dem Schulbetriebe - dienenden Riumen
ist verboten, auf den Boden oder an die Winde zu spucken.

§ 296. Die Schulplitze sind moglichst rein zu halten.

§ 297. Die Verwendung von Schulkindern fiir die Reinigungs-
arbeiten ist nicht gestattet.

4. Beniitzung des Schulhauses und einzelner
Schullokale zu andern als Schulzwecken (§ 190).

§ 298. Jeder der Schule nachteilige Gebrauch des Schulhauses
ist untersagt.

Namentlich diirfen keine Lokale desselben fiir den Betrieb
einer Wirtschaft, des Metzgergewerbes oder als Kisemagazin be-
niitzt werden. Im weitern gelten betreffend Beniitzung und Ver-
mietung von Lokalen des Schulhauses die Vorsehriften der §§ 147
und 148 dieser Verordnung.

§ 299. Die Beniitzung der Schullokale und Turnhalle durch
Vereine ete. ist wihrend der Unterrichtszeit gar nicht, auBer der-
selben nur so weit gestattet, als dieselbe den Unterrichtsbetrieb
nicht beeintrdchtigt. Hs darf dureh diese Inanspruchnahme die
Zimmerordnung nicht gestért und die vorgeschriebene Liiftung
und Reinigung der Unterrichtsriume nicht gehemmt oder ver-
hindert werden, sondern es sollen diese Arbeiten im Gegenteil
entsprechend der Beniitzung der Rdume vermehrt werden.

§ 300. Das Rauchen in den dem Schulbetriebe dienenden
Raumen ist verboten.

§ 301. Der Bezirksinspektor, eventuell der Schularzt, ist zur

Kontrollierung der Beobachtung dieser Vorschriften berechtigt
und verpflichtet.

IV. Spezielle Vorschriften betreffend die
: Gesundheitspflege.

1. Anweisung der Sitze an die Schiiler,
Korperhaltung.

§ 302. Die Kinder sind nach ihrer Gré8e in die Schulbinke
zu verteilen.

Kurzsichtigen, schwerhorigen oder sonstwie gebrechlichen
Kindern sind passende Plitze anzuweisen und ist denselben be-
sondere Aufmerksamkeit zn widmen.

§ 303. Die Korperhaltung der Kinder ist wihrend des Unter-
richtes, speziell widhrend des Schreibens und Zeichnens, stets ge-
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nau zu beobachten. Beim Sitzen soll die ganze Tiefe der Bank
verwendet werden. Die untere Lendengegend soll gegen die
Kreuzlehne angelehnt sein; die Fiile sollen mit der ganzen FuB-
fiiche auf den Boden, bezw. dem FuBbrette aufgesetzt werden.
Die Arme sollen nicht eng an den Oberkérper anliegen und nicht
zur Stiitze desselben dienen, sondern leicht aufliegen und jeder-
zeit frei beweglich sein. Beim Lesen, Schreiben, Zeichnen, den
Handarbeiten ete. soll der normale Abstand des Auges von der
Schrift, bezw. Zeichnung oder Arbeit — ca. 35 em — moglichst
eingehalten werden.

2.Wechsel in der Beschidftigung, Beriicksichtigung
anormaler Beleuchtungsverhdltnisse.

§ 304. In der Beschiftigung der Schulkinder ist so viel als
moglich ein planmiBiger Wechsel einzuhalten, so daB Uberan-
strengung vermieden wird. An Verstand und Gedichtnis diirfen
beim Vormittagsunterrichte groBere Anforderungen gestellt wer-
den als nachmittags.

§ 305. Auf auBerordentliche Verhiltnisse ist Riicksicht zu
nehmen, z. B. ist Schreiben bei schlechter Beleuchtung zu vermei-
den. Abweichungen vom Stundenplan sind unter derartigen Um-
stinden gestattet.

§ 306. Beim Schreibunterricht sollen zeitweise kurze gymna-
stische Ubungen der Hand und der Arme ausgefiihrt werden.

3. Pausen.

§ 307. In jedem ganzen Schulhalbtag ist eine Pause von zwolf
Minuten einzufiigen. Wihrend derselben sollen die Kinder sich
unter Aufsicht des Lehrers im Freien, oder, wenn dies nicht mog-
lich, in den Gingen bewegen. In den Schulzimmern ist inzwischen
fiir gehorige Liuftung zu sorgen.

4 Hausaufgaben.

§ 308. Bei den Hausaufgaben ist jede Uberlastung zu vermeiden.

§ 309. In den zwei untersten Klassen sind schriftliche Haus-
aufgaben nicht gestattet; in der 3. und 4. Klasse soll die Inan-
spruchnahme durch dieselben fiir einen mittelm#Bigen Schiiler eine
halbe Stunde und von der 5. Klasse an eine Stunde pro Tag nicht
iiberschreiten. Schulfreie Tage diirfen nicht belastet werden und
ist die Erteilung von Aufgaben vom Vormittag auf den Nach-
mittag unstatthaft.

5. Unterricht im Freien.

: § 310. Die zeitweise Verlegung des Unterrichtes ins Freie
wird empfohlen. Wenn das Thermometer vormittags 11 Uhr im
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Schatten eine Temperatur von 25° C. oder mehr zeigt, soll nach-
mittags in der Regel kein Unterricht in den Schullokalen gehal-
ten werden.

6. Aufsiecht iiber die Gesundheitsverhidltnisse
der Kinder.

§ 311. Auf die gesundheitlichen Verhiltnisse der Kinder,
deren Ernihrung, Reinhaltung des Korpers und der Kleider soll
die Lehrerschaft bestindig ihr Augenmerk richten.

§ 312. Eltern, deren Kinder infolge Unreinlichkeit mit Krank-
heiten (z. B. Kritze) oder Ungeziefer hehaftet sind, sind vom
Lehrer zu Mafnahmen fiir Abhilfe aufzufordern. Sofern dieser
Aufforderung nicht ungesiumt nachgekommen wird, sind die El-
tern der Schulpflege zu verzeigen, welche eventuell fiir Zwangs-
reinigung sorgt.

§ 313. Mangelhaft oder gesundheitswidrig ernihrte Schul-
kinder (Verabfolgung alkoholischer Getrinke und dergl) hat der
Lehrer der Schulpflege zu verzeigen, welche entweder direkt fiir
bessere Erndhrung sorgt (Mittagssuppe, § 9 des Erziehungsgeset-
zes) oder die Eltern mahnt. Bleibt die Mahnung ohne Erfole zum
Nachteil der Gesundheit der Kinder, soll die Schulpflege sich an
die zustindige Vormundschaftsbehorde wenden.

7. Ausbeutung der kindlichen Arbeitskraft.

§ 314. Wenn der Lehrer bemerkt, daB die Arbeitskraft der
Kinder zum Nachteile ihrer Gesundheit ausgebeutet wird, z. B.
durch Arbeit fiir Fabriken, Heimarbeit und dergl., durch iiber-
mifBige Anstrengung bei ldndlichen Arbeiten, speziell aber durch
Nachtarbeit, so hat er der Schulpflege Anzeige zu machen. Letz-
tere ist verpflichtet, bei den Eltern. Dienstherrschaften etec. auf
Abhilfe zu dringen, eventuell verzeigt sie die Schuldigen der
zustiandigen Vormundschaftsbehorde.

8. MaBnahmen bei epidemischen Krankheiten.

§ 315. Kinder, welche an Grippe, Scharlach, Diphtherie, Ma-
sern, Windpocken, Keuchhusten, Mumps oder offener Tuberkulose
leiden, sind durch die behandelnden Arzte, bezw. durch die Lehrer-
schaft und das Pfarramt vom Besuche der Kirche, Schule und
Kinderlehre auszuschliefen. Die AusschlieBung darf erst dann
wieder aufgehoben werden, wenn die Gefahr der Ansteckung laut
arztlichem Zeugnis als beseitigt anzusehen ist. Der AusschluB8
soll mindestens dauern:

bei Grippe 2 Wochen,
» Scharlach 6 Wochen,
» Diphtherie 4 Wochen,
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bei Masern 2 Wochen,

» Mumps 2 Wochen,

» Windpocken 2 Wochen,
vom Beginn der Krankheit an gerechnet; bei Keuchhusten bis
8 Tage nach Aufhéren der krankhaften Hustenanfille.

§ 316. Gesunde Geschwister von an Grippe, Scharlach, Diph-
‘therie oder epidemischer Genickstarre erkrankten Kindern, sowie
andere derselben Haushaltung angehiérende Kinder miissen bis
nach stattgefundener Desinfektion des Kranken und des Kran-
kenzimmers von der Schule, Kirche und Kinderlehre fernbleiben.

Bei Auslogierung des Kranken diirfen die gesunden Kinder
derselben Haushaltung bei Scharlach erst 14 Tage, bei Diphtherie
5 Tage nach Eintritt der Trennung zu der Schule und Kinderlehre
zugelassen werden. Diese Fristen gelten auch fiir gesunde, eva-
kuierte Kinder.

Der behandelnde Arzt hat sofort nach Konstatierung des
Krankheitsfalles obige Anordnungen zu treffen.

§ 317. Die Vorsechriften des § 316 sollen durch den Gemeinde-
ammann, resp. die stidtische Polizeidirektion auf alle Kinder aus-
gedehnt werden, welche mit dem erkrankten Kinde in dem nim-
lichen Hause wohnen, sofern aus irgend einem Grunde (enges Zu-
sammenwohnen der einzelnen Haushaltungen, mangelnde Vor-
sicht ete.) eine Ubertragung befiirchtet werden muB. Von dem
Vorhandensein derartiger Verhiiltnisse hat der behandelnde Arzt
unverziiglich dem Gemeindeammann, bezw. der stidtischen Poli-
zeidirektion Kenntnis zu geben. _

§ 318. Die vom Besuche der Kirche, Schule, Kinderlehre und
Kleinkinderschule ausgeschlossenen Kinder sind von Spielplitzen
und dem Verkehr mit andern Kindern fernzuhalten.

Mit Husten behafteten Kindern einer Haushaltung, in der sich
Keuchhustenkranke befinden, ist aller Besuch der Kirche, Schule
und Kinderlehre untersagct.

Gesunde Geschwister von Keuchhusten- und Masernkranken,
sowie andere einer Haushaltung, in weleher sich solehe Kranke be-
finden, angehorende Kinder sind wihrend der ganzen Dauer der
Krankheit vom Besuche der Kleinkinderschulen und Krippen,
sowie anderer Vereingungen von unter sechs Jahren alten Kin-
dern ausgeschlossen. A

§ 319. Tritt bei einer in einem Schulbause wohnenden Familie
" eine Erkrankung an Scharlach, Diphtherie oder epidemischer
Genickstarre ein, so soll sofort die Auslogierung des Kranken
vorgenommen, oder, wenn diese nicht moglich ist, die Schule ge-
schlossen werden, bis die Krankheit abgelaufen ist.

Bei Grippe, Masern, Keuchhusten oder Typhus ist entweder
strenge Isolierung oder die Auslogierung anzuordnen. Die dahe-
rige Anordnung ist Sache der Schulpflege.
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In allen Fillen sollen die von den Kranken beniitzten Raume
gereinigt und desinfiziert werden.

§ 320. Bei sehr verbreitetem oder sehr bosartigem Auftreten
von Grippe, Scharlach, Diphtherie, epidemischer Genickstarre,
Masern oder Keuchhusten sind auf Verfiigung des Schul- oder
Amtsarztes die Schulen, bezw. die Klassen seitens der Schulpflege
fiir so lange zu schlieBen, als es die behandelnden Arzte fiir not-
wendig erachten. In dringenden Fillen hat die Schulpflege von
sich aus eine provisorische Verfiigung zu erlassen.

Eine gegen derartige Anordnungen beim Sanititsrate, bezw.
beim Regierungsrate erhobene Beschwerde hat keine sistierends
Wirkung.

Der Wiedereroffnung der Schule hat die Desinfektion derje-
nigen Schullokale voranzugehen, in denen Kinder verkehrt hatten,
welche an Scharlach oder Diphtherie erkrankten.

§ 321. Beim Auftreten einer Grippe-, Scharlach-, Diphtherie-
oder Genickstarre-Erkrankung in der Familie eines Lehrers, bezw.
einer Lehrerin soll die betreffende Lehrperson so lange, als von
zustindiger Stelle angeordnet wurde, von der Schule fernbleiben.

Bei Keuchhusten ist die Auslogierung der Patienten oder der
Lehrperson anzustreben. Wenn dies nicht moglich ist, hat die
Schulpflege im Einverstindnisse mit dem Schul- oder Amtsarzt
die zweckentsprechenden Vorkehrungen zu treffen.

9 322. Von der SchlieBung oder Wiederer6ffnung einer Schule
ist dem Bezirksinspektor und dem Erziehungsrate seitens der
Schulpflege, eventuell seitens des behandelnden Arztes Mittei-
lung zu machen.

§ 323. Der Lehrer soll bei verddchtigen Ausschligen oder an-
deren Anzeichen, welche auf ansteckende Krankheiten oder auf
das Vorhandensein eines Krankheitsherdes schlieBen lassen, die
beziigliche Weisung nicht abwarten, sondern das betreffende Kind
sofort aus der Schule wegweisen, hievon aber der Schulpflege
(Direktion, Schularzt), eventuell auch der Gesundheitskommission
sofort Kenntnis geben.

§ 324. Bei epileptischen Anfillen sollen die Kinder unter
sicherer Begleitung nach Hause gebracht und die Schulpflege
(Direktion, Schularzt) hievon benachrichtigt werden.

9. Schuldrzte (§ 143).

§ 825. Die Schulbehdrden der Stadt Luzern regeln ihr Schul-
arztinstitut den Bediirfnissen entsprechend unter Vorbehalt der
Genehmigung und unter Oberaufsicht des FErziehungsrates.

§ 326. Die iibrigen Schulpflegen kénnen die Besorgung der schul-
drztlichen Funktionen zu Beginn jeder Amtsdauer durch einen
VertragsabschluB mit einem oder mechreren patentierten Arzten
regeln. Ein Vertragsdoppel ist dem Erziehungsrate einzuhdndigen.
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9 327. Die Schulidrzte haben folgende Aufgaben:

1. Den Untersuchk der in das schulpflichtige Alter getretenen
Kinder auf Schwachsinn, Sprachfehler, Gehors- und Augenkrank-
heiten und sonstige Gebrechen (Struma ete.) und die Ausferticung
beziiglicher Tabellen und Rapporte.

Diese Eintrittsuntersuchung kann aunch durch den Hausarzt
geschehen, jedoch nach dem von der Schule gelieferten Formulare.

2. Jihrlich einmaligen Besuch der unterstellten Schulen oder
Schulklassen wihrend der Unterrichtszeit zur Feststellung der
hygienischen Zustidnde der Sehullokale in bezug auf Reinlichkeit,
Beleuchtung, Beheizung und Ventilation, die Trinkwasserversor-
gung, Bider, Aborte usw.; ferner zur Kontrolle der Placierung
und Koérperhaltung der Schiiler, zur Beobachtung neu aufgetre-
tener Sprachgebrechen, Schwachsinnszustinde, Augen- und Ohren- -
leiden, Verkrimmungen der Wirbelsinle, von tuberkuldsen Er-
krankungen, Haut- und Haarkrankheiten, des Zustandes der
Zihne, von Alkoholentartung, Anzeichen geistigcer Ubermiidung,
Kopfschmerzen, Nasenbluten, Nervesitidt usw., und damit verbun-
den zum KErla8 der nétigen Anordnungen (Mitteilungen) an El-
tern, Vormiinder, Behorden zwecks Hebung der gefundenen anor-
malen Zustinde

3. Uberwachung und Mitwirkung bei den MaBnahmen gegen
epidemiseche Krankheiten (§ 315 der Vollziehungsverordnung).

4. Teilnahme an den Sitzungen der Schulpflege und Ausiibung
der ihm ferner durch gegenwirtige und eventuell weitere Verord-
nungen eingerZumten Rechte und Cbliegenheiten.

§ 328. Die Behandlung kranker Sehulkmder ist nicht Sache
des Schularztes von Amtes wegen.

$ 329. Die Schulédrzte haben auf Jahresschlufl fiir ihre Verrich-
tungen den Schuipflegen zuhanden der Polizeigemeinden spezifi-
zierte Rechnung zu stellen gemiB dem Gesetze iiber den Gebiihren-
tarif.

§330. Die Schulpflegen haben die Verteilung dieser Kosten auf
die Gemeinden des Schulpflegekreises gemil § 143, Abs.3, des Hr-
ziehungsgesetzes und die Auszahlung des Schularztes zu besorgen.

F. Vollziehungs- und SchluBbestimmungen.

§ 331. Diese Verordnung tritt auf 1. Mai 1922 in Kraft mit
Ausnahme der §§ 155 und 156, welche auf den 1. Januar 1923 in
Kraft treten, sofern der GroBe Rat den fiir deren Vollzue erfor-
derlichen Kredit bewilligt.

Durch sie werden alle mit ihr in Widerspruch stehenden Be-
stimmungen, speziell die Vollziechungsverordnung vom 27. April
1904, aufgehoben.
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§ 332. Gegenwirtige Verordnung - ist im Kantonsblatte be-
kanntzumachen, in die Sammlung der Verordnungen aufzuneh-
men, dem Erziehungsrate zum Vollzuge mitzuteilen und urschrift-
lich ins Staatsarchiv niederzulegen.

2. Turnprogramm fiir die Volksschulen des Kantons Luzern, I, Il
und Ill. Stufe. (Erlassen 1922.) :

2. Mittelschulen und Berufsschulen.

3. Aus: Reglement fiir die Kunstgewerbeschule in Luzern. (VomA
22. April 1922.) :

Der Regierungsrat des Kantons Luzern,

in Hinsicht auf § 36 des Erziehungsgesetzes vom 13. Okto-
ber 1910;
auf den Antrag der Aufsichtskommission und des Erziehungs-
rates, :
beschlieBt:

I. Zweek dér Anstalt.

§ 1. Die kantonale Kunstgewerbeschule in Luzern will ihre
Schiiler zu einer von Kunstsinn getragenen Ausiibung ihres Ge-
werbes heranbilden; sic will an der Weiterentwicklung heimatli-
chen Gewerbes und Kunstgewerbes mitwirken; sie will im Volke
das Verstindnis wecken und vermehren fiir kiinstlerisch-kulturelle
Bestrebungen iiberhaupt.

IL. Organisation.

§2 Im allgemeinen.

Die Kunstgewerbeschule umfaBt:

1. eine allgemeine Abeilung;

2. folgende kunsteewerbliche Abteilungen:

a) Bildhauerei und Modellieren fiir Kunstgewerbler,
b) Dekoratives Zeichnen und Malen,

¢) Holzschnitzerei,

d) Kunstschlosserei,

e) Stickerei;:

Lehrwerkstitten mit vertraglicher Berufslehre;
Meisterwerkstitten; :
Freikurse, den Erfordernissen der Zeit entsprechend.

O 20

§ 3. Die allgemeine Abteilung.
Die allgemeine Abteilung gibt befihigten jungen Leuten Ge-

legenheit, sich im Modellieren, in den zeichnerischen Fichern, im
Olmalen und Aquarellieren auszubilden.
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§4 Die kunstgewerblichen Abteilungen.

Die kunstgewerbvlichen Abteilungen bilden junge Leute zu
Fachleuten ‘aus, welche in ihrem Berufe kiinstlerisch selbstindig
titig sind (Kunstgewerbler).

§ 5 Die Lehrwerkstatten.

Die- Lehrwerkstétten bilden junge Leute in vertraglicher Be-
rufslehre zu tiichtigen Arbeitern aus. :

§ 6. Die Meisterwerkstidtten.

Die Meisterwerkstitten fiihren vorbildliche Arbeiten aus, um
fordernd auf das Gewerbe einzuwirken. Zu diesem Zwecke konnen
ausgebildete Arbeiter und Arbeiterinnen oder befidhigte Schiiler
zugezogen werden.

§ 7. Die Freikurse.
~ Die Freikurse geben Gehilfen und Lehrlingen in Meisterwerk-
stitten Gelegenheit, sich kiinstlerisch und fachtechnisch weiterzu-
bilden.
III. Behirden der Schule.

§ 88 Im allgemeinen.

Behorden der Schule sind:
der Erziehungsrat,
die Aufsichtskommission.

§ 9. Zusammensetzung der Aufsichtskommission.

Der Erziehungsrat wahlt eine aus sieben Mitgliedern beste-
hende Aufsichtskommission und bezeichnet aus deren Mitte den
Prisidenten. Im iibrigen konstituiert sich die Aufsichtskommis-
sion selbst. Diese kann den Direktor, die Lehrerschaft oder ein-
zelne Lehrer zu ihren Sitzungen beiziehen.

§ 10. Der Prisident der Aufsichtskommission.

Dem Prisidenten der Aufsichtskommission kommen folgende
besondere Funktionen zu:

Er widmet namentlich durch oftere Schulbesuche dem Unter-
richte und iiberhaupt dem gesamten Anstaltsbetriebe eine mog-
lichst eingehende Aufmerksamkeit und steht der Direktion und
dem Lehrpersonal in jeder Hinsicht beratend zur Seite.

Er beaufsichtigt die Schulverwaltung und nimmt Antrige der
Direktion und des Lebrerkollegiums zuhanden der Aufsichtskom-
mission entgegen. IThm ist zuhanden der Aufsichtskommission
der jeweilige Jahresberieht vorzulegen.

§ 11. Die Aufsichtskommission.

Die Aufsichtskommission hat folgende Obliegenheiten:
1. Sie versammelt sich auf die Einladung des Prisidenten or-
dentlicherweise nach der Eroffnung, sowie am Schlusse eines
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jeden Schuljahres; auBerordentlicherweise so oft es das In-

teresse der Schule erfordert.

Sie iiberwacht die Schule.

Sie begutachtet zuhanden des Regierungsrates:

a) die Neubesetzung von Lehrstellen:

b) die Lehrprogramme fiir die Schule urd die einzelnen Ab-
teilungen;

¢) die vom Direktor vorgelegten Stundenpline;

¢) die Zuteilung der Stipendien;

e) die Anschaffungen, welche die Kompetenzen des Direktors
iiberschreiten;

f) die Vorschlige fiir das Jahresbudget;

g) die Strafmittel bei Verfehlung gegen das Disziplinar-
reglement.

Sie erledigt die Gesuche um ErlaB des Schulgeldes.

. Sie genehmigt die Ubernahme gréBerer Arbeiten durch die

Schule.

. Sie priift und begutachtet die vom Sekretir vorzulegenden

Jahresrechnungen und Inventarien der Anstalt, sowie alle
diese betreffenden Fragen und Angelegenheiten, welche von
der Oberbehérde zu entscheiden sind.

IV. Die Lehrerschaft.

§$12 Im allgemeinen.

Als Lehrkrifte der Schule wirken:

der Direktor,
der Sekretir,
die Fachlehrer,
die Lehrer,

die Hilfslehrer.

§ 13. Der Direktor.

An der Spitze der Schule steht der Direktor, der vom Regie-
rungsrate gewahlt wird. Der Direktor hat folgende Obliegenheiten:

!

2.

Unmittelbare Leitung der Schule und die Vertretung der-
selben nach auBen.

In Verbindung mit dem Sekretir die Begleichung der lau-
fenden Ausgaben im Rabmen der bewilligten Kredite.

. Aufstellung von Vorschligen bei Neubesetzung von Lehr-

stellen zuhanden der Aufsichtskommission. )
Abfassen des Jahresberichtes und Awusstellung der Schul-
zeugnisse.

Anfertigung von Lehrvertrigen im Namen der Schule.
Beaufsichtigung der Absenzenkontrolle.

. Anordnung und Leitung der Konferenzen des Lehrerkolle-

giums.
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Aufstellen der Stundenpline zuhanden des Lehrerkolle-
giums und der Aufsichtskcmmission.

In Verbindung mit dem Sekretir die Sorge fiir die Samm-
lungen.

Die Ubernahme von Arbeitsauftrigen seitens Privater, Aus-
arbeitung der Entwiirfe fiir iibernommene Vertragsarbeiten
unter Mithilfe der Fachlehrer.

§ 14. Der Sekretir.

Zur Entlastung des Direktors ist demselben ein Sekretir zur
Seite gestellt, der vom Erziehungsrat gewihlt wird.

Derselbe hat folgende Obliegenheiten:

: )

DN

Er verwaltet die Anstalt und fiihrt deren Kasse. Dement-
sprechend vermittelt er alle Einnahmen und Ausgaben, als:
Schul- und Haftgelder, Materialerlés aus Schiilerarbeiten,
Ertrignisse aus Vertragsarbeiten cte. Am Schlusse des
Kalenderjahres erstattet er dem Direktor Bericht iiber die
Bibliothek, die Sammlungen und das Arbeitsmaterial.

. Er erledigt gemeinsam mit dem Direktor die Korrespon-

denz, die Insertionen in der Tagespresse und in den Fach-
blattern.

. Er nimm{ die Anmeldungen der Schiiler mit den beziigli-

chen Ausweisen entgegen, filhrt ein genaues Schiilerver-
zeichnis mit vollstdndiger Angabe der Personalien, der Hei-
mat und des Wohnortes, des Geburtsdatums, der Namen der
Eltern und der letztbesuchten Schulanstalt.

. Er macht Anzeige iiber wiederholte und unentschuldigte

Absenzen der Schiiler an deren Eltern, Vormiinder oder
Meister.

. Nach Eroffnung des Schuljahres teilt er dem Prisidenten

der Aufsichtskommission die Mutationen der Schule und
der einzelnen Abteilungen mit.

. Er fiihrt das Protokoli iiber die Sitzungen des Lehrerkolle-

giums.

. Er leitet und besorgt Blbhothek und Sammlungen nach

Reglement.

. Er fihrt Kontrolle uber das Schulinventar der einzelnen

Abteilungen.

. Er 1aBt sich von den Fachlehrern Auskunft erteilen iiber

den Materialbestand ihrer Abteilungen.
§15. Die Fachlehrer.

Jeder Abteilung der Schule steht ein vom Regierungsrate ge-
wihlter Fachlehrer vor.

- BEr ist der Leiter des beruflichen Lehrfaches. Ihm kénnen
auch andere Faecher iibertragen werden.



102 Kanton Luzern.

" Dem Fachlehrer liegen auBer der Leitung des Unterrichtes

ob:

1. Die Verwaltung und Kontrolle iiber Eingang, Ausgang und
Bestand der den Schiilern abzugebenden Materialien.

2. Die Verwaltung, Kontrolle und Inventarisierung der Ma-
schinen, Werkzeuge und des sdmtlichen Lehrmaterials der
Schule, das der betreffenden Abteilung zugewiesen -ist.

3. Die Einreichung von Vorschligen fiir die Beschaffung von
Lehrmaterial.

4. Die Fiihrung der Absenzenkontrolle und d1e Anzeige der
Absenzen an den Sekretir.

Voriibergehende Anderungen im Stundenplan seiner Abteihmg

erfordern die Genehmigung des Direktors.

3 16 D¢ Lehrer.

Die Lehrer werden vom Regierungsrate als Vorsteher fiir
ein oder mehrere Lehrficher ernannt. :

Als ihnen iiberbundene Obliegenheiten gelten die in § 15,
Ziffer 1—5, genannten Bestimmungen.

§ 17. Die Hilfslehrer.

Die Hilfslehrer werden auf Vorschlag der Direktion und der
Aufsichtskommission vom FErziehungsrate auf die Dauer eines
Kurses ernannt. Sie sind Leiter von Spezialkursen und unter-
stehen der Direktion.

Die Hilfslehrer fiihren iiber ihre Abteilung Kontrolle glezch
den Fachlehrern.

§ 18. Die Lehrer und Hilfslehrer sind zur Haltung von 28
Wochenstunden verpflichtet.

V. Das Lehrerkollegium.
$19. ITm allgemeinen.

Die simtlichen Lehrer der Schule bilden das Lehrerkollegium.
Vorsitzender desselben ist der Direktor. Das Lehrerkollegium
versammelt sich jeweilen nach Anfang eines Semesters und gegen
Ende desselben, iiberdies so oft es das Interesse der Schule er-
fordert.

Der Direktor, der Sekretir und die Fachlehrer haben beschlie-
Bende, die Hilfslehrer dagegen nur beratende Stimme.

Die Teilnahme an den Sitzungen ist fiir das gesamte Lehr-
personal obligatorisch. '

§ 20. Aufgaben des Lehrerkollegiums.

Dem Lehrerkollegium stehen zu:

a) Der Entscheid iiber Aufnahme von Schiilern und der Antrag
auf Abweisung von Aufnahmsgesuchen zuhanden der Auf-
sichtskommission.
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b) Die Bestimmung der Qualifikationsnoten fiir die Zeugnisse.

¢) Die Begutachtung von Stipendiengesuchen.

d) Die Beratung des Stundenplanes. :

e) Die Antragstellung iiber alle vorliegenden oder im SchoBe
der Lehrerschaft aufgeworfenen Fragen iiber Angelegen-
heiten, welche den Geschiftskreis oder das Interesse der
Anstalt beriihren.

VL. Die Schiiler.

$21. Im allgemeinen.
Die Kunstgewerbeschule organisiert ihre Schiiler in:
1. Kunstgewerbeschiiler,
2. Hospitanten,
3. Lehrlinge,
4. Meisterschiiler.

§ 2. Kunstgewerbeschiiler.

Kunstgewerbeschiiler sind solche Zoglinge, welehe alle vor-
geschriebenen Ficher einer kunstgewerblichen Abteilung besu-
chen. Sie konnen analog den Meisterschiilern zur Ausfiithrung von
iilbernommenen Arbeiten zugezogen werden.

§ 23. Hospitanten.

Diese sind Teilnehmer an den einzelnen Unterrichtsstunden
oder an einem Freikurs.

§ 24. Lehrlinge.
Lehrlinge sind junge Leute in vertraglicher Berufslehre.

§ 25, Meisterschiiler

sind Schiiler oder Schiilerinnen einer kunstgewerblichen - Abtei-
lung, welche die erforderliche Fihigkeit erworben haben, oder
Lehrlinge, die nach der Lehrzeit sich an der Schule weiterbilden
wollen. Die Meisterschiiler konnen zur Ausfithrung iibernomme-
ner Arbeiten zugezogen werden und arbeiten dann gegen Ent-
schiadigung fiir die Schule. Die Hohe der Entschiddigung bestimmt
der Direktor mit dem betreffenden Fachlehrer.

§ 26. Aufnahme der Schiiler.

Die ordentliche Einschreibung fiir den Unterricht findet je-
weilen zu Anfang eines Semesters auf erfolgte Ausschreibung
hin beim Sekretariate statt. Immerhin kéonnen auch Eintritte in
- die einzelnen Abteilungen nach schriftlicher oder miindlicher: An-
meldung bei der Direktion oder beim Sekretariate wihrend des
Schuljahres erfolgen.
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§ 27. Schulgeld.

Jeder Schiiler hat zuhanden der Schule bei seinem Eintritte
in die Schule ein Schul- und Haftgeld zu entrichten.

Die Héhe dieses Schul- und Haftgeldes bestimmt der Erzie-
hungsrat auf Vorschlag des Lehrerkollegiums uvwnd der Aufsichts-
kommission. :

Das Haftgeld eines Kunstgewerbeschiilers oder Hospitanten
wird am Ende des Schuljahres zuriickerstattet, bei Lehrlingen
nach der Bestimmung des Lehrvertrages.

Haftgelder, die nicht nach bestimmter Zeit in Empfang ge-
necmmen werden, fallen in eine Kasse fiir Unterstiitzung bediirf-
tiger Schiiler.

VerldBt ein Schiiler unbegriindet vor Schluf8 des Jahres, ein
Lehrling vor Beendigung seiner vertraglichen Lehrzeit die An-
stalt, so verliert er den Ansprueh auf das Haftgeld zugunsten der
vorgenannten Unterstiitzungskasse.

Bediirftige Schiiler kénnen von der Entrichtung des Schul-
und Haftgeldes ganz oder teilweise befreit werden.

Der Unterricht ist unentgeltlich fiir Schiiler an der Kantons-
sehule, sowie fiir Lehramtskandidaten.

$28. Schuljahr und Scehulzeit.

Das Schuljahr zerfilit in Winter- utnd Semmersemester. Be-
ginn und Schluf der Semester fiir die Schule im allgemeinen,
wie fiir einzelne Abteilungen, bestimmt der FKErziehungsrat auf
Vorschlag der Direktion.

Der Unterricht dauert in der Regel von 8—12 Uhr, von 14 bis
18 Uhr und von 19—21 Uhr.

An Vorabenden vor Sonn- und Feiertagen fillt fiir die Abend-
stunden der Unterricht aus.

Kurse fiir Gehilfen und Lehrlinge in Meisterwerkstitten sind
auf Samstag nachmittags und die Abende zu verlegen. :

Der Stundenplan wird endgiiltiz vom Erzmhungsrate festge-
setzt.

§ 30. Stipendien.

Der Erziehungsrat kann aunf den Vorschlag des Lehrerkolle-
giums und der Aufsichtskommission fleifigen und begabten diirf-
tigen Sechiilern aus den hiefiir zu Gebote stehenden Mitteln (Kre-
diterteilung durch den GroBen Rat, Stiftungen ete.) Stlpendlen
zuerkennen.

3. Lehrerschaft aller Stufen.

4. Verordnung betreffend die Priifung uad Patentierung der Primar-
lehrer und Primariehrerinnen des Kantons Luzern. (Vom 13. Ja-
nuar 1922.)
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Der Erziehungsrat des Kantons Luzern,

in Revision des Lehrerpriifungsreglements vom 17. August
1900, sowie dessen teilweisen Abanderungen vom 19. Januar 1905
und vom 10. Februar 1919;

mit Hinsicht auf die §§ 84, 85 und 183, Ziffer 4, des Erziehungs-
gesetzes vom 13. Oktober 1916, '

beschlieBt:

A. Aligemeine Bestimmungen.

§ 1. Alljihrlich am Schlusse des Schuljahres findet am Lehrer-
seminar in Hitzkirech die ordentliche Priifung fiir die Bewerber
und Bewerberinnen um Lehrstellen an den Primarschulen des
Kantons Luzern statt.

Der Zeitpunkt der Priifung wird vom Erziehungsrate festge-
setzt und durch die Erziehungsratskanzlei publiziert.

§ 2. Die Priifung ist unentgeltlich. Dagegen ist fiir das Pa-
tent eine Kanzleigebiihr von Fr. 26.— zu bezahlen. Bewerber aus
auBerkantonalen Lehranstaiten, die nicht Luzerner Biirger sind,
haben eine Gebiihr von Fr. 30.— zu entrichten.

Fiir die Kosten einer auflerordenlichen Priifung haben die be-
treffenden Kandidaten cufzukommen.

§ 3. Die Zulassung zur Prifung ist abhiingig von dem Aus-
weise dariiber, da8 der Bewerber:

a) in biirgerlichen Ehren und Rechten steht und einen tadel-
losen Leumund geniefBt;

b) keine korperlichen Gzbrechen hat. welche die Ausiibung des
Lehrerberufes wesentlich beeintrichtigen, und

¢) das Lehrerseminzr des Kantons Luzern oder ein anderes
Seminar mit anndhernd gleichem Lehrziel absclviert und in
simtlichen der Priifung unterliegenden Fiacechern Unterricht
genossen hat. Kandidaten, welche eine andere Anstalt be-
sucht oder Privatunterricht genossen haben, diirfen zur Prii-
fung zugelassen werden, wenn der Bewerber nach Absolvie-
rung einer zweiklassigen Seckundarschule wenigstens einen
Unterricht von noch vier Jahren, der sieh iiber alle Pru-
fungsgegenstinde erstreckt, erhaiten hat.

§ 4. Wer sich der Priifung unterziehen will, hat innert der
durch Publikation bekanntgegebenen Frist dem Hrziehungsrate
ein Gesuch einzureichen.

Diesem Gesuche sind beizufiigen:

a) ein kurzer LebensabriB (curriculum vitae);

b) Zeugnisse iiber den vorhergegangenen Primar- und Sekun-

darschulunterricht, sowie die einzelnen Jahreszeugnisse
iiber die genossene Seminarbildung, bezw. anderweitige
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Zeugnisse, welche iiber die Zeitdauer, den Umfang und den
Erfolg des in einzelnen Féchern genossenen Unterrichts Auf-

~ schluf} geben (§ 3); :

¢) ein gemeinderitliches und ein pfarramtliches Sittenzeugnis,
und

d) Zeugnisse seltens der Schulpﬂege und des Bez1rksmspektors
iiber eventuelle bisherige Schulfiihrung.

§ 5. Uber die Gesuche um Zulassung zur Lehrerpriifung ent-
scheidet der Erziehungsrat.

§ 6. Der Seminardirektor stellt unter Vorbehalt der Geneh-
migung durch den Prisidenten der Priifungskommission das Prii-
fungsprogramm auf. Die Kanzlei des Erziehungsrates bereitet die
Examinandenverzeichnisse auf Notentabellen zuhanden der ein-
zelnen Mitglieder der Priifungskommission, 'der Seminarlehrer
und der Experten vor.

§ 7. Der Priifung haben sich in der Regel alle zu unterziehen,
welche eine Lehrstelle an der Primarschule des Kantons iiberneh-
men wollen. Der Erziehungsrat kann solchen Lehrern und Leh-
rerinnen, welche sich iiber eine in einem andern Kantone mit Er-
folg bestandene Priifung a2usweisen, ohne nochmalige Priifung
ein provisorisches oder definitives Wahlfihigkeitszeugnis erteilen.

B. Die Priifungskommission.

§ 8. Zur Leitung nnd Uberwachung wihlt der Erziehungsrat
jeweilen fiir die Dauer einer Legislaturperiode eine Priifungskom-
mission von fiinf Mitgliedern, deren Prisident dem Erziehungsrat
angehort. Das Sitzungsprotokoll fiihrt ein von der Kommlssmn
gewihlter Lehrer des kantonalen Lehrerseminars.

§ 9. Die Kommission tritt ordentlicherweise anldBlich der Pa-
tentpriifungen zu einer Eroffnungs- und SchluBkonferenz, auBer-
ordentlicherweise zur Behandlung anderer in ihren Bereich geho-
render Fragen zusammen.

An der Eroffnungskonferenz sind die Themen der schriftlichen
Priifung und der Lehrproben vorzulegen; die Priifungskommis-
sion entscheidet selbst iiber die Auswahl der Themen oder iiber-
trigt die Entscheidung einer Subkommission.

An der SchluBkonferenz werden die Priifungsresultate hespro-
chen und endgiiltig zusammengestellt.

$ 10. An den ordentlichen Sitzungen hat die gesamte Lehrer-
schaft des kantonalen Lehrerseminars mit beratender Stimme teil-
zrunehmen, wiahrend fiir die auBerordentlichen Sitzungen die Ein-
ladung einzelner Lehrpersonen oder des gesamten Lehrpersonals
auf jeweiligen BeschluB der Priifungskommission erfolgt. Der Se-
minardirektor ist zun allen Sitzungen einzuladen.
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§ 11. AuBer den durch §§ 8 und 9 umschriebenen Aufgaben
hat die Priifungskommission folgende Kompetenzen:

a) sie kann, gestiitzt auf ausreichende Griinde, endgiiltic von
der Priifung in Musik und Turnen dispensieren;

b) ihre Mitglieder haben jederzeit das Recht, an der miindlichen
Priifung Fragen zu stellen;

e) Vorfille beziiglich Unkorrektheit und -Undisziplin seitens
der Priiflinge wibrend der Dauer der Priifungen erledigt sie
endgiiltig;

d) ihre Mitglieder kénnen Personen, die kein ernsthaftes Inter-
esse nachweisen, von den miindlichen Priifungen aus-
schlieBen.

§ 12. Nach Ermittlung des Priifungsergebnisses durch die
SchluBkonferenz erstaitet die Priifungskommission dem Erzie-
hungsrate einen von dessen Kanzlei in ein besonderes Protokoll
einzutragenden schriftlichen Bericht, in welechem enthalten sein
sollen: : ,

a) Familien- und Personenname, sowie Heimatsort jedes ein-

zelnen Kandidaten (in alphabetischer Reihenfolge):

b) Angabe der bei der Priifung gestellten schriftlichen Auf-

gaben;

¢) Priifungsnoten in jedem einzelnen Fache;

d) Antriage betreffend Patentierung;

e) allfiallige Bemerkungen iiber einzelne Kandidaten.

§ 13. Die Mitglieder der Priifungskommission beziehen nebst
Reiseentschidigung ein Taggeld von Fr. 20— Fiir Mitglieder,
welche auBerhalb des Seminars niichtigen miissen, wird iiberdies
eine Zulage von Fr. 5— entrichtet. Der Aktuar erhilt fiir die
Abfassung des Protokolls ein Honorar von Fr. 20—.

C. Examinatoren und Experten.

§ 14. * Die Priifungen werden abgenommen vom Lehrpersonal
des kantonalen Lehrerseminars.

Fiir Fachpriifungen, welche Spezialkenntnisse voraussetzen,
ernennt der Erziehungsrat die niotizen Experten, und zwar jewei-
len fiir die betreffende Priifung.

§ 15. Fiir die schriftlichen Arbeiten werden von dem betref-
fenden Examinator zuhanden der Ersffnungskonferenz je drei
Themata vorgeschlagen, unter welchen dieselbe die Auswahl trifft.
Die Vorsehlige fiir die Aufsatzthemata sind vorgingig der Eroff-
nungskonferenz bei den Mitgliedern der Priifungskommission
rechtzeitig in Zirkulation zu setzen. '

§ 16. Die schriftlichen Arbeiten der Examinanden werden
von dem betreffenden Examinator durchgesehen, beurteilt und der
Priifungskommission iibermittelt. =



108 Kanton Luzern

§ 17. Die Examinatoren werden pro Priifungsstunde mit
Fr.2.—henoriert und beziehen fiir die Korrektur der schriftlichen
Arbeiten pro Priifungsfach eine Entschadigung von Fr. 5—. Die
Experten erhalten die gleichen Taggelder und Entschidigungen,
wie die Mitglieder der Priifungskommission.

D. Priifungsficher.

§ 18. Die Priifung erstreckt sich iiber folgende Ficher: Reli-
gionslehre, Pidagogik, theoretische wund praktische Methodik
(Lehriibung), deutsche und franzosische Sprache, Mathematik, Na-
turgeschichte, Naturlehre, Geschichte, Geographie, Schonschreiben,
Zeichnen, Musik, Turnen und weibliche Handarbeiten.

§ 19. Die Priifung in diesen Fichern richtet sich im allgemei-
nen nach dem Lehrplan des kantonalen Lehrerseminars. Fiir die
in § 28 genannten Teilgebiete hat der Kandidat bei der zweiten
Teilpriifung den Unterrichtsausweis zu leisten.

Im Besondern gelten fiir die Priifung in den einzelnen Fa-
chern folgende nihere Bestimmungen:

a) Religionslehre: Kenntnis und vertieftes Verstindnis des
alten und neuen Testamentes und des Katechismus. Das
Wichtigste aus der Bibelkunde. — Das Kirchenjahr., —
Wichtigere Tatsachen aus der Kirchengeschichte. — Metho-
dik des Religionsunterrichtes (besonders des Unterrichtes in
der biblischen Geschichte) an der Volksschule.

b) Pidagogik: Kenntnis der Grundziige der Psychologie; deren
Anrwendung in Erziehung und Unterricht. — Aus der allge-
meinen Erziehung: Erziehungsziel, Erziehungsmittel, Erzie-
hungsfaktoren (versehiedene Ansichten dariiber), Erzie-
hungsgrundsitze. — Geschichtlicher Uberblick iiber das Er-
ziehungswesen (im besondern das Volksschulwesen) wvon
Christus bis auf wnsere Zeit. e

¢) Methodik: Kenntnis der allgemeinen und speziellen Metho-
dik. — Lehriibung.

d) Deutsche Sprache: Fertigkeit, die Gedanken iiber einen be-
kannten Gegenstand miindlich und sechriftlich sprachrichtig
und logisch darzustellen. — Richtiges und #asthetisches Le-
sen nach den Grundsitzen der deutschen Phonetik. — Kennt-
nis der deutschen Grammatik. — Die Hauptmomente aus den
einzelnen Epochen der deutschen Literaturgeschichte mit be-
sonderer Beriicksichtigung der ersten und zweiten Bliite-
periode. — Sechweizerische Schriftsteller. — Eingehende,
durch Lektiire erworbene Kenntnis von wenigstens sechs
groBeren Werken der klassischen oder der neuern Zeit.

e) Franzosische Sprache: Richtiges und geldufiges Lesen. —
Kenntnis der Formenlehre. — Fertigkeit im Ubersetzen eines
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leichtern Textes vom Franzosischen ins Deutsche und um-
gekehrt. — Hinige Fertigkeit in der Konversation. —
Schriftliche Bearbeitung eines einfachen Themas in franzo-
sisicher Sprache.

f) Mathematik. 1. Algebra: Sicherheit im Rechnen mit allge-
meinen und besondern Zahlen im Bereich der Grundopera-
tionen. Kenntnis der Rangoperationen. Lineare und quadra-
tische Gleichungen und Gleichungssysteme. Die arithmetische
und geometrische Reihe und die Anwendung der letztern in
der Zinseszins- und Rentenrechnung.

2. Geometrie: Einfache gesetzmiBige Beziehungen an Ge-
bilden und Figuren der Ebene und des Raumes mit Aus-
schluBB der Trigonometrie. Einschligige Berechnungen.

g) Naturgeschichte: Bau, Leben und Pflege des menschlichen
Korpers mit besonderer Beriicksichtigung der Erndhrung. —-
Grundziige der Botanik. — Grundziige der Zoologie.

h) Naturlehre: Bekanntschaft mit den Hauptlehren der Physik.
— Die wichtigst®dn Metalloide und Metalle, ihre wichtigsten

Verbindungen und deren Anwendung in Landwirtschaft und
Technik.

i) Geschichte: Grundziige der allgemeinen Geschi¢hte nund ein-
gehende Kenntnis der Schweizergeschichte.

k) Geographie: TUbersichtliche Kenntnis der Geographie der
fiinf Erdteile.

1) Schonschreiben: Fertigkeit und Korrektheit in der deutschen
oder englischen Kurrentschrift. Als Schriftprobe gilt das
Aufsatzheft des letzten Jahres.

m) Zeichnen: Ausfiihrung einer Zeichnung nach Natur. Kurze
Arbeit an der Wandtafel. Vorlegen der Zemhnunwen der
letzten zwei Seminarjahre.

n) Musik. Theorie: Elementare Musiklehre; Intervallen- und
Akkordlehre; zwei- und dreiteilige Liedform. Singen: Vor-
trag eines selbstgewihlten volkstiimlichen Liedes; Singen
eines vorgelegten, dem obligatorischen Gesanglehrmittel
entnommenen Liedes. Ausweis iiber Treffsicherheit. Instru-
mentalmusik: Violine oder Klavier, eventuell Harmonium
(nach Selbstwahl). Violine: Spielen eines vorgelegten Stiik-
kes im Bereich der I.—III. Lage und der Lieder des obliga-
torischen Gesanglehrmittels. Klavier: Spielen eines vier-
stimmigen vorgelegten Liedes oder eines Sonatinensatzes. —
Methodik des Gesangunterrichtes an der Volksschule.

0) Turnen: Verstindnis der eidgendssischen Turnschule. Frei-
Ordnungs-, Geridt- und Kommandieriibungen. — Methodik
des Turnunterrichtes an der Volksschule.
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p) Weibliche Handarbeiten: Stricken, Nihen, Flicken von Ge-
stricktem und Gewobenem. Zuschneiden, Schnittmusterzeich-
nen, Abformen und Gestalten von Leibwischestiicken und
andern Nutzgegenstinden. Methodisches.

E. Priifungsmodus.

§ 20. Die Priifung soll im besondern erkennen lassen, ob der
Kandidat in den einzelnen Fichern selbstdndig und emsmhtlg
denken und urteilen kann.

§ 21. Die Priifung zerfillt in eine schriftliche, mundhche und
rraktische, und wird in zwei Teilpriifungen abgelegt.

§ 22. Die Zulassung zur ersten Teilpriifung setzt die erfolg-
reiche Absolvierung von drei Seminarkursen, die Zulassung zur
zweiten Teilpriifung die erfolgreiche Absolvierung von vier Semi-
narkursen oder eins durch § 3, ¢, festgelegten Bildungsganges
voraus. 5

§ 23. Fiir die schriftliche Priifung werden die Abfassung
e¢ines Aufsatzes iiber ein padagogisches, methodisches oder allge- -
meines Thema, ein leichter franzosischer Aunfsatz, die Losung einer
~ algebraischen und geometrischen Aufgabe und Proben im Zeich-
nen verlangt.

Alle zugleich zu Priifenden erhalten die nidmliche Aufgabe,
und zwar erst in dem Awugenblick, in welchem die Bearbeitung
beginnen soll. Dije Benutzung unerlaubter Hilfsmittel wird mit
sofortiger Zuriickweisung von der Priifung bestraft. Hievon sind
die Priiflinge vor Beginn der Priifung in Kenntnis zu setzen.

Die schriftlichen Ausarbeitungen geschehen unter Aufsicht,
wobei fiir die Selbstindigkeit jeder Arbeit gesorgt werden soll
Nach Ablauf der durch die Priifungskommission festgesetzten
Zeit sind die Arbeiten abzuliefern.

§ 24. Die praktische Priifung erstreckt swh auf Musik, Turnen,
Handarbeit und auf eine Lehriibung, die 10—15 Minuten dauert,
und zu welcher Schulkinder zugezogen werden.

§ 25. Abgesehen von dem zum Teil miindlichen Verfahren in
den Fichern des § 24 findet eine eigentliche miindliche Priifung
in allen iibrigen in § 18 genannten Fichern statt.

Das Abberufen der Kandidaten von der schriftlichen und
praktischen zur miindlichen Priifung ist nicht gestattet.

Die miindliche Priifung geschieht in Gruppen. Jede Gruppe
zahlt im Maximum vier Kandidaten. Die Priifungszeit pro Vierer-
gruppe betrigt 40 Minuten.

§ 26. Die erste Teilpriifung erstreckt sich auf Algebra und
Geometrie (miindlich und schriftlich). — Allgemeine und Schwei-
zergeschichte bis zur franzosischen Revolution. — Geographie, mit
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Ausnahme der Schweizergeographie. — Botanik, Zoologie, Soma-
tologie. — Weibliche Handarbeiten.

§ 27. Die zweite Teilprifung findet in allen iibrigen durch
§¢ 18 und 19 bestimmten Fichern statt mit Ausnahme der in § 28
festgelegten Teilgebiete. '

§ 28. Fiir das biirgerliche Rechnen, die Schweizergeographie,
die mathematische Geographie und die Geschichte von der fran-
zosischen Revolution an fillt die Jahresnote des 4. Seminarkurses
zur Auf-, bezw. Abrundung der in den betreffenden Fichern er-
haltenen Priufungsnote in Betracht. '

§ 29. Jedes einer Gruppe zugeteilte Mitglied der Priifungs-
kommission triagt unmittelbar nach Anhérung der Priifung eines
Kandidaten die ihm zutreffend erscheinende Note in seine Ta-
belle ein. Ist die Priifung mit einer Gruppe beendigt, so hat sich
dieses Mitglied (eventuell Mitglieder) unmittelbar nachher mit
dem Examinator auf bestimmte Notenantrige zu verstindigen.

§ 30. Die praktische und die miindliche Priifung sind 6ffentlich
(siehe § 11, d). Zu den schriftlichen Priifungen ist Unbeteiligten
der Zutritt nicht gestattet.

F. Patentierung.

§ 31. Unmittelbar nach SchluB der Priifung findet die Schlub-
konferenz zur Beratung der zu erteilenden Noten statt. Hiebei
diirfen der Gesamteindruck der Priifung und die bisherigen Lei-
stungen eines jeden Kandidaten in Betracht gezogen werden. Die
Examinatoren geben, jeder in seinem Fache (Fichern), jedem Kan-
didaten eine Note nach der Skala 6 (beste) bis 1 (geringste).

In der franzosischen Sprache werden die Noten der schrift-
lichen und miindlichen Priifung zu einer gemeinsamen Fachnote
ver:zinigt. _

Bei der endgiiltigen Festsetzung der Fachernoten kommen nur
ganze Zahlen in Betracht. )

Das Patent enthilt 17 Noten, und zwar: Religionslehre, Deutsch
(schriftlich), Deutsech (miindlich), Franzosisch, Pidagogik, Metho-
dik, Lehriibung, Mathamatik (schriftlich), Mathematik (miindlich),
Naturgeschichte, Naturlehre, Geschichte, Geographie, Schénschrei-
ben, Zeichnen, Musik, Turnen, resp. weibliche Handarbeiten.
~ § 32. Es werden Patente ven unbeschrinkter Zeitdauer und
Patente von beschrinkter Zeitdauer ausgestellt.

Auf dem Patente sind die Fachnoten und die Notensummen
anzugeben.

Ein Patent von unbeschrinkter Zeitdauner (definitives Patent)
wird erteilt, wenn:

_a) die Summe simtlicher Fachnoten nicht unter 76, und
b) keine einzelne Fachnote unter 3 sinkt.
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Betrifft die Fachnote, die unter 8 sinkt, Musik oder Turnen, so
kann der Erziehungsrat anf Antrag der Priifungskommission trotz-
dem ein Patent von unbeschrinkter Zeitdauner ausstellen.

Ein Patent von beschrinkter Zeitdauer (provisorisches ?atent)
wird ausgestellt, wenn:

a) die Summe sdmtlicher Fachnoten nicht unter 66, und .
b) nicht mehr als eine Fachnote unter 3 sinkt.

Ein zeitlich beschrinktes Patent kann auch ausgestellt wer-
den, wenn der Kandidat wegen mangelnder Charakterreife von
- der zuletzt besuchten Lehranstalt niecht empfohlen wird.

§ 33. Der Inhaber eines Patentes von beschrinkter Zeitdauner
kann vom Erziehungsrate verhalten werden, nach wenigstens zwei
Jahren sich einer neuen teilweisen oder Gesamtpriifung zu unter-
ziehen.

Gestiitzt ‘auf besonders gute Zeugnisse iiber Schulfiihrune
kann der Erziehungsrat von der Wiederholung der Nachpriifung
dispensieren.

§ 34. Fiir diejenigen Kandidaten, die sich einer Priifung in
Religion nicht unterziehen (Priiflinge nicht katholischer Konfes-
gion), reduzieren sich die erferderlichen Punktzahlen auf 72,
bezw. 62. :

Examinanden, die entweder von Musik oder Turnen oder von
beiden Fidchern dispensiert werden. unterliegen den Anforderun-
gen des § 32 dennoch im vollen Umfange.

G. Ubergangs- und Séhluﬁbestimmungen.

§ 35. Gegenwiirtiges Reglement tritt sofort in Kraft und fin-
det erstmals Anwendung im Friihjahr 1922, und zwar
fiir die Schiiler des III. Seminarkurses des Schuljahres 1921/22
in vollem Umfange,
fur die Schiiler des IV. Seminarkurses des Schuljahres 1921/_4;
soweit die Ubergangsverhiltnisse es gestatten.

Das Reglement ist in die Sammlung der Gesetze ete. betreffend
das Schulwesen aufzunehmen und den Mitgliedern der Priifungs-
kommission, den Seminarlehrern nund auf Verlangen den Inter-
essenten zuzustellen.

Dureh dasselbe werden aufgehoben: :

a) das Reglement vom 17. August 1900, soweit es die Primar-

lehrer und -lehrerinnen betrifft;
b) die iiber den gleichen Gegenstand erlassenen teilweisen Ab-
inderungen vom 19. Januar 1205 und 10. Februar 1919.

5. Provisorische Verordnung betre'fend die Priifung und Patentierung
der Sekundarlehrer und -lehrerinnen des Kanteas Luzern. (Vom
10. November 1922.)
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V. Kanton Uri.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922,

N N N

V. Kanton Schwyz.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

A

VI. Kanton Obwalden.
Verordnung iiber Schulgesundheitspflege. (Vom 17. Januar 1922.)

T S N

Vil. Kanton Nidwalden.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

VIiii. Kanton Glarus.

Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

N G P N R A N

iX. Kanton Zug.

1. Mittelschulen.

I. Disziplinarverordnung fiir die Kantonsschule in Zug. (Vom 24. April
1922:)

2. Lehrerschaft aller Stufen.

2. Gesetz betreffend teilweise Abiéinderung der Gesetze iiber Besol-
dung der kantonalen Behdrden, Beamten und Angestellten vom
14, Oktober 1920 und iiber Besoldung der Primar- und Sekundar-
lehrer vom 31. Januar 1921. (Vom 16. November 1922.)

Der Kantonsrat,

in Erginzung der Geestze iiber Besoldung der kantonalen Be-
horden, Beamten und Angestellten vom 14. Oktober 1920 und der
Primar- und Sekundarlehrer vom 31. Januar 1921,

beschlieBt:

§ 1. Dureh dringlichen KantonsratsbeschluB konnen je nach
den Kosten der Lebenshaltung:
a) die im Gesetze iiber Besoldung der kantonalen Behorden,
Beamten und Angestellten festgesetzten fixen Besoldungen
und Wartgelder um hochstens 25%,
b) die im gleichen Gesetze vorgesehenen weitern Ansitze um
hochstens 20°%, und
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¢) die im Gesetze betreffend die Besoldung der Primar- und
Sekundarlehrer in § 1 vorgeschriebenen Mindestbesoldungen
und Stundenentschidigungen und in § 2, lit. a, vorgeschrie-
benen Dienstalterszulagen um hochstens 15 %
herabgesetzt werden.

§ 2. Die Ansitze si'nd jeweilen vor der Budgetberatung gleich-
malig fir jede Kategorie von Behorden, Beamten, Angestellten
und Lehrern festzulegen.

§ 3. Das vorliegende Gesetz tritt — vorbehiltlich § 34 der
Kantonsverfassung — erstmals fiir das Jahr 1923 in Wirksamkeit.
Der Regierungsrat ist mit dessen Vollzug beauftragt.

e e et S UL

X. Kanton Freiburg.
1. Fortbildungsschulen.

I. Programm der Fortbildungsschulen. (Provisorisch fiir drei Jahre.
[In Kraft seit 1. November 1922.])

2. Lehrerschaft aller Stufen.

2. Gesetz iiber die Pensions- und Invaliditdtskasse der Lehrerschaft
der offentlichen Primar- und Sekundarschulen. (Vom 14. Fe-
bruar 1922.) :

Der GroBle Rat des Kantons Freiburg,
auf Antrag des Staatsrates,
beschlieit:

I. Kapitel.
Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Die Pensions- und Invalidititskasse de.r Lehrerschaft
der offentlichen Primar- und Sekundarschulen ist eine juristische
Person. Sie hat ihren Sitz in Freiburg.

Art. 2. Sie bezweckt die Ausrichtung eines Ruhegehaltes an
ihre Mitglieder und deren Versicherung gegen die Folgen der In-
validitat und des Todes innert den Grenzen dieses Gesetzes.

Art. 3. Einzig die Lehrerschaft der offentlichen Primar- und
Sekundarschulen hat Anrecht auf die Mitgliadschaft der Kasse.

Der Beitritt ist obligatoriseh. Fiir die Geistlichen, die Mit-
glieder von Kongregationen und alle Lehrer, die bei ihrem Amts-
antritt iiber 35 Jahre zlt sind, ist er indessen fakultativ.

Die Lehrerinnen an Haushaltungsschulen, die das Lehrpatent
fiir den Primarunterricht erlanet haben, sind als Mitglieder der
Kasse zugelassen. Immerhin werden diejenicen Lehrerinnen,
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welche vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amte waren, als
Mitglieder der Kasse zugelassen, selbst wenn sie nur das beson-
dere Diplom fiir den Haushaltungsunterricht besitzen.

Als Mitglieder der Kasse werden ebenfalls zugelassen die Ar-
beitslehrerinnen, welche wihrend wenigstens vier Tagen in der
Woche an den 6ffentlichen Primarschulen unterriehten.

Ausnahmsweise kann der Staatsrat dem Freiburger, welcher
im Besitze des kantonalen Diploms fiir den Unterricht ist und
voriibergehend an einer freiburgischen Lehranstalt titig ist, ge-
statten, Mitglied der Kasse zu sein; die der Kasse zu entrichten-
den Beitrige sind in diesem Falle ausschlieBlich zu Lasten des
Betreffenden.

I1. Kapitel.
Verwaltung.

Art. 4. Die Kasse wird unter der Aufsicht des Staatsrates
vom Komitee und der Generalversammlung verwaltet.

Art. 5. Die Generalversammlung besteht aus allen Mitglie-
dern der Kasse. Die Beschliisse werden durch die Mehrheit der
an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder gefaBt.

Art. 6. Die Versammlung héalt jahrlich in Freiburg eine or-
dentliche Sitzung ab.

Sie versammelt sich in auBerordentlicher Weise, wenn das
Komitee es fir angezeigt hilt, oder auf begriindetes Verlangen
eines Fiinftels der Mitglieder.

Art. 7. Das Komitee besteht aus fiinf Mitgliedern, wovon drei
vom Staatsrat und zwei von der Generalversammlung fiir eine
vierjahrige Amtsdauer ernannt werden.

Das Komitee bezeichnet fiir eine vierjahrige Amtsdauer sei-
nen Fridsidenten, Vizeprisidenten, Kassier und Sechriftfiihrer.

Die Mitglieder des Komitees miissen der Kasse angehoren.

Art. 8. Das Komitee erliBt das Reglement, welches die MaB-
nahmen zum Vollzug dieses Gesetzes, namentlich in bezug auf die
Buchfiihrung, die Geldanlagen, die Verwaltung, den Einzug der
Beitrage, die Ausrichtung der Pensionen, die Riickkiufe ete.
festlegt.

Das Reglement wird der Generalversammlung zur Genehmi-
ecung und dem Staatsrat zur Ratifikation unterbreitet.

Art. 9. Alle Streitfille zwischen der Kasse und einem ihrer
Mitglieder werden, unter Vorbehalt des Rekurses an den Staats-
rat, vom Komitee entschieden.

II1. Kapitel.
Kasse und Kapitalien.
Art. 10. Die Kasse wird gespeist durch:
a) die Zinsen ihrer Kapitalien;
b) die Beitrige ihrer Mitelieder;
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¢) die Staatsbeitrige;

d) die Gebiihr fiir den Riickkauf der Dienstjahre;

e) die Schenkungen, die Vermichtnisse und die auBelordent-
lichen Zuweisungen;

f) den Reinertrag der BuBen fiir Schulversiumnisse.

Art. 11. Der Staatsrat ordnet durch ein Reglement alles, was
Bezug hat auf die Bestrafung der Absenzen und den Einzug der
SchulbuBlen, deren Reinertrag in die Kasse fillt.

Art. 12. Die Kasse ist von jeglicher Gemeinde- und Pfarrei-
steuer befreit.

Art. 13. Die Staatsbank iibernimmt die Verwaltung der Ka-
pitalien und die Aufbewahrung der Titel und Werte.

Art. 14. Die Jahresrechnungen werden der Generalversamm-
lung, sowie dem Staatsrat zur Genehmigung und dem GroBen Rat
zur Ratifikation pnterbreitet.

IV. Kapitel.
Beitriige.

Art. 15. Die Mitgliederbeitrige bestehen in:
a) einem Abzug vom Jahresgehalte:
von 5% bis und mit Fr. 4000.—;
von 5,5% von Fr. 4001.— bis Fr. 5000.—;
von 6% von Fr. 5001.— bis Fr. 6000.—.
Fiir die Lehrerinnen betrigt der Abzug 3,5% des Ge-
haltes, welches auch dessen Hohe sei.
- Der Jahresgehalt umfaBt das gesetzliche Minimum, die
Alterszulage und fiir die Lehrerschaft der Landschulen die
vorgesehenen Zubehorden; diese werden mit Fr. 500.— be-
rechnet;
b) einem Abzug gleich dem ersten Viertel jeder Erhéhunge der
Alterszulage.

Art. 16: Die Beitrdge des Staates richten sich nach dem Jah-
resgehalt. Sie sind auf 6% fiir die Lehrer und auf 3,5% fiir die
Lehrerinnen festgesetzt.

Sie werden auf Vorweisung des Bordereaus der auf Grund
von Art. 15, lit. a, gemachten Abziige in die Kasse cinbezahlt.

V. Kapitel.
Pensionen und andere Vorteile.

Art. 17. Die Mitelieder der Lehrerschaft, welche dasz Lehramt
aufgeben, haben nach 30 Dienstjahren Anspruch auf eine Pension
von 50°% des letzten auf Fr. 6000.— beschrinkten Jahresgehaltes.
Diese Pension nimmt zn um 1°% des Gehaltes fiir jedes weitere
Dienstjahr bis zum Maximum von 60° nach 40 Dienstjahren.
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Der Staatsrat hat das Recht, jedes Mitglied, welches wenig-
stens 25 Dienstjahre hinter sich hat und nicht mehr imstande ist,
sein Amt weiterzufiihren, zu pensionieren. Die Pension, nach
25 Jahren, ist auf 40 % des letzten auf Fr. 6000.— beschrinkten
Jahresgehaltes festgesetzt.

Art. 18. Im Falle der Invaliditit, welche im Laufe der fiinf
ersten Dienstjahre, mit Ausschlufl des ersten, eingetreten ist, ent-
richtet die Kasse eine einmalige Abfindung von 45, 60, 80 oder
100°/0 des letzten Jahresgehaltes, je nachdem die Invaliditdt im
Verlaufe des 2., 3., 4. oder 5. Dienstjahres eingetreten ist. Im
Todesfall geht diese Abfindung ganz auf die Witwe und die unter
18 Jahre alten Kinder iiber.

Ist die Invaliditit nach dem 5. Dienstjahr eingetreten, so ent-
richtet die Kasse eine lebenslingliche Pension auf Grund des letz-
ten Jahresgehaltes. Diese Pension betrigt vom 6. Jahre an 15%
des Gehaltes und wichst um 1 oder 2% per Dienstjahr bis zum 30.,
gemilB nachstehender Tabelle:

Vom 6. Jahre an 15% Vom 19. Jahre an 28%,
5 e . 169 B L) iy 301 20,
5 B i ol ' : 5 os u st . v SO
75 s g L 4478 . e » 32%
e L eepads w. A9 e Rk - S . 34%
» 11. ” ”» 20 0’0 ”» 24. » ’ 36 0!0
SiheN I B e Al T S » 38%
LS H IR 2 22% iSRS , 40°%,

o alde TiT; L U239, DR s [T » 429,
et |3 KJGREe » 249, it OB . 44%
RIS | e st 12500 TSR e e . 469%
b 17. 2 2 26 0’0 ; 1 30. 55 . 48 0"0

S o e R o [ R | P . D09%

Art. 19. Stirbt ein Versicherter, welecher mehr als fiinf Dienst-
Jahre hinter siech hat, oder ein Pensionierter, so entrichtet die
Kasse:

1. der Witwe eine lebenslingliche Rente von der Hilfte der in
Art. 17 und 18 vorgesehenen Pensionen, immerhin mit einem
Minimum von 20° des letzten Jahresgehaltes des verstor-
benen Gatten; ,

ist die Witwe wenigstens 20 Jahre jiinger, als ihr Gatte,
so wird ihre Rente auf die Hailfte herabgesetzt:

die Witwe hat gar keinen Rentenanspruch, wenn ihr
Gatte sich erst nach zuriickgelegtem 60. Altersjahr, oder
nachdem ihm eine Rente zuerkannt wurde, verheiratet hat;
sie hat ferner keinen Anspruch, wenn sie sich einer groben
Vernachlissigung ihrer Pflichten gegeniiber den Kindern
schuldig macht, oder wenn sie beim Tode des Ehemannes
aus eigener Schuld liingere Zeit von ihm getrennt gelebt hat:
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verheiratet sich die Witwe wieder, so wird ihr Pensions-
anspruch mit einer einmaligen Abfindung in der Hohe des
dreifachen Betrages ihrer Jahresrente ausgekauft;
2. jedem ehelichen Kinde bis zum zuriickgelegten 18. Alters-
jahr und unter der Bedingung, daB die Ehe, aus welcher
es hervorgegangen ist, vor der Zuerkennung einer Rente
geschlossen worden sei, eine Pension von 4¢° des letzten
Jahresgehaltes des verstorbenen Versicherten; fiir eine
Doppelwaise wird diese Pension auf 89, erhoht.

Die Witwen- und Waisenrenten diirfen zusammen die
Pension, welche der Verstorbene bezog, oder bezogen hitte,
nicht iibersteigen;
wenn der Verstorbene ledig oder kinderloser Witwer war,
den Personen, deren Unterstiitzung ihm von (Gesetzes wegen
oblag, und welche er tatsichlich unterstiitzte, eine einmalige
Abfindung, welche 80°%, der von ihm einbezahlten Jahres-
beitrige erreichen kann, ohne Zins.

oo

Art. 20. Die Pensionen werden nach Vierteln am Schlusse
jedes Vierteljahres ausbezahlt.

Art. 21. Die Mitglieder der Lehrerschaft, welche ihren Beruf
aufgeben, ohne die Riickzahlungen, auf welche sie Anspruch ha-
ben, zu fordern, konnen, wenn sie ihren Dienst wieder aufnehmen.
ihre frithern Einzahlungen geltend machen.

Art. 22. Die Beitridge werden ohne Zins zuriickerstattet:

Vollstandig: den Lehrerinnen, welche das Lehramt infolge
von Heirat oder Eintrittes in den geistlichen Stand aufgeben.

Zu drei Vierteln: den Mitgliedern, welche, ohne da Imvalidi-
tdat vorliegt, und ohne auf einen Ruhegehalt Anspruch zu haben,
das Lehramt aufgeben.

Nach Ablauf von zwei Jahren kann die Riickzahlung der Bei-
trage nicht mehr verlangt werden.

Art. 23. Die Kasse wird den Verpflichtungen, welche ihl; kraft
der Gesetze der Jahre 1881, 1895 und 1917 erwachsen, weiterhin
nachkommen.

V1. Kapitel.
Riickkiiufe.

Art. 24. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden von Rechts
wegen auf alle Mitglieder der Lehrerschaft Anwendung, welche
der durch das Gesetz vom Jahre 1917 vorgesehenen Organisation
beigetreten sind.

Die andern Mitglieder, welche noch unter den frithern Gesetzen
stehen oder keiner Pensionskasse angehoren, konnen sich, unter
Vorbehalt des Riickkaufs, so wie er frither geregelt worden ist
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(Art. 24 bis 26 des Gesetzes vom Jahre 1917), dem neuen Gesetze
unterstellen.

Art. 25. Die Pensionen der ehemaligen Vereinsmitglieder von
frither als 1881, welche sich nicht den spitern Gesetzen unterstellt
haben, bleiben endgiiltig auf Fr. 80.— festgesetzt.

VII. Kapitel.
AuBerordentliche Zuweisungen.

Art. 26. Der Staatsrat wird die Zuweisungen, welche notwen-
dig sind, um der Unzulidnglichkeit des Garantiekapitals zu steuern,
auf die Bundessubvention an die 6ffentliche Primarschule erheben.

Art. 27. Nach einer ersten Periode von fiinf Jahren und her-
nach alle zehn Jahre wird die technische Lage der Kasse unter-
sucht werden, um die auBerordentlichen Zuweisungen, welche die-
ser noch gemacht werden miissen, festzusetzen. Der Staatsrat
trifft die MaBnahmen, welche notwendig sind, um die Stabilitit
der Kasse zu sichern und um dem GroBen Rat je nach den Be-
diirfnissen eine Abdnderung der Beitrige oder Leistungen zu be-
antragen.

VIIIL. Kapitel.

SchluBbestimmungen.

Art. 28. Siamtliche Bestimmungen, welche mit diesem Gesetz
in Widerspruch stehen, sind aufgehoben.

Art. 29. Dieses Gesetz tritt rickwirkend auf 1. Januar 1922
in Kraft.

Also beschlossen vom Groflen Rat, zu Freiburg, den 14. Fe-
bruar 1922.

3. Réglement de la Caisse de retraite et d’invalidité des membres
du personnel enseignant des écoles primaires et secondaires pu-
bligues. (Du 18 mai 1922.)

XIl. Kanton Solothurn.
Lehrerschaft aller Stufen.

Verordnung betreffend die V. Klassifikation der Einwohner- bezw.
Schulgemeinden fiir die Staatsbeitrdge an die Besoldungen der
Primarlehrer, Primarlehrerinnen und Arbeitslehrerinnen, sowie fiir
die Gemeindebeitrdge an die staatlichen Altersgehaltszulagen des
Lehrpersonals der Primarschule. (Vom 21. Februar 1922.)
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Xll. Kanton Baselstadt.
1. Allgemeines.

|. Gesetz betreffend Abénderung des § 45 des Schulgesetzes vom
21. Juni 1880 (Fassung vom 27. Mai 1920). (Vom 27. April 1922.)
Der GroBe Rat des Kantons Baselstadt,
in Erledigung eines von 3571 Stimmberechtigten gestellten
Initiativbegehrens, das von der Gesamtheit der Stimmberechtigten
am 23./24. April 1921 gutgeheiflen worden ist,
beschlieBt:

I. §45 des Schulgesetzes vom 21.Juni1880 in der Fassung vom
27. Mai 1926 wird aufgehoben und durch folgenden neuen Para-
graphen ersetzt:

Ll1I. Religionsunterricht.
S 45. Die Erteilung des Religionsunterrichtes in den Schulen ist
Sache der religitsen Gemeinschaften.

Die staatlichen Behérden stellen den religiosen Gemein-
schaften vom 1. bis zum 9. Schuljahre im Rahmen des nor-
malen Schulpensums wichentlich zwei Stunden zur Verfii-
gung und iiberlassen ihnen unentgeltlich die notwendigen
Schullokalititen. :

Die Einzelheiten werden durch eine Ordnung festgelegt,
die im Einvernehmen mit den religiosen Gemeinschaften
vom Erziehungsrat erlassen wird und der Genehmignng
durch den Regierungsrat unterliegt.

Den Lehrkriften an den 6ffentlichen Schulen ist es gestat-
tet, im Auftrage der religiosen Gemeinschaften Religions-
unterricht zu erteilen.”

II. Ubergcangsbestimmungen. Die Erteilung des Re-
licionsunterrichtes durch die offentlichen Schulen wird stufen-
weise eingestellt, und zwar:

auf Frithjahr 1921 fiir die 1. und 2. Klasse der Primarsehule,
auf Friihjahr 1922 fiir die 3. und 4. Klasse der Primarschule,
auf Frithjahr 1923 fiir die 1. und 2. Klasse der Mittelschule.

ITI. Der Regierungsrat wird beauftragt, dieses Gesetz gemiB
§ 5 des Gesetzes betreffend das Verfahren bei Ausiibung der Ini-
tiative und des kantonalen Referendums vom 16. November 1875
(Fassung vom 28. Dezember 1911) der Gesamtheit der Stimmbe-
rechtigten zur Annahme oder zur Verwerfung vorzulegen.

2. Lehrerschaft aller Stufen.

2. Lehrerbildungsgesetz. (Vom 16. Miirz 1922.)
Der GroBBe Rat des Kantons Baselstadt
erliBt folgendes Gesetz:
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I. Allgemeines.

§ 1. Der Staat sorgt fiir die Ausbildung und Fortbildung von
Lehrern nach MaBgabe dieses Gesetzes.

Lehrer im Sinne dieses Gesetzes sind Lehrer und Lehrerinnen.

Der Vollzug dieses Gesetzes liegt insbesondere dem Erzie-
hungsdepartement unter Mitwirkuneg des Erziehungsrates ob.

Fir die Zustindigkeit des Erziehunegsrates gelten neben die-
sem (Gesetze die Vorschriften des Schulgesetzes.

§ 2. Fiir die Auvsbildung von Lehrern bestehen ein Lehrer-
seminar und eine Ubungsschule (vorbehalten bleibt § 13, 3. Ahsatz).
AuBerdem haben sich alle Bildungs- und Erziehungsanstalten im
Kanton in den Dienst der Ausbildung der Lehramtskandidaten
und der Fortbildung der Lehrer zu stellen.

II. Organisation der Lehrerbildung.

1. Der theoretisch-padagogische Unterricht
im Lehrerseminar.

§ 3. Das Lehrerseminar sorgt fiir die theoretiseh-pidagogische
Ausbildung aller Lehramtskandidaten, sowie in besonderen Kur-
sen fiir die Ausbildung der Kindergirtnerinnen.

§ 4. Das Seminar steht unter der Aufsicht einer Kommission.
deren Amtsdauer mit derjenigen des Regierungsrates zusammen-
fallt. Die Kommission besteht aus einem Priasidenten und acht
Mitgliedern. Je ein Mitglied wihlen die philosophisch-historische
und die mathematisech-naturwissenschaftliche Abteilung der philo-
sophischen Fakultit. Die iibrigen Mitglieder wihlt der Regie-
rungsrat. Der Kommission sollen angehéren zwei Vorsteher oder
Lehrer der Volksschulen und ein Vorsteher oder ein Lehrer einer
oberen Schule. Den Prisidenten bezeichnet der Regierungsrat.

Den Sitzungen der Kommission wohnen der Vorsteher des
Seminars und ein von der Seminarlehrerschaft gewihlter Ver-
treter mit Sitz und Stimme bei, sofern nicht ihre persdnlichen
Verhiltnisse behandelt werden. :

Zu den Beratungen iiber die Kurse der Kindergirtnerinnen
werden die Inspektorin der Kleinkinderanstalten und eine von
der Lehrerschaft der Kleinkinderanstalten gewihlte Kmdelgalt—
" nerin mit Sitz und Stimme zugezogen,

Die Befugnisse der Kommission sind im ‘tllrrememen dieje-
nigen einer Schulinspektion nnd werden vom Erziehungsrat durch
Ordnung oder Reglement naher bestimmt.

§ 5. Die Leitung des Seminars wird einem Seminardirektor
iibertragen. Tiir seine Dienst- und Besoldungsverhiltnisse gelten
im allgemeinen die Bestimmungen des Schulgesetzes und des
Lehrerbesoldungsgesetzes iiber die Rektoren.

Der Seminardirektor ist zugleich Lehrer an der Anstalt.
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Zur Erledigung der Verwaltungsgeschifte wird ihm das er-
forderliche Bureaupersonal zur Verfiigung gestellt.

§ 6. Den Unterricht am Seminar erteilen der Seminardirektor,
Hauptlehrer und Hilfslehrer.

Die Hauptlehrer werden auf unbestimmte Zeit angestellt; fiir
ihre Dienst- und Besoldungsverhiltnisse gelten die Bestimmungen
der Schulgesetzgebung iiber die Lehrer der oberen Schulen.

Die Hilfslehrer werden vorzugsweise aus der Zahl der Lehrer
anderer Schulen im Nebenamt mit kleiner Stundenzahl unter ent-
sprechender Reduktion der Stundenzahl im Hauptamt auf be-
stimmte Zeit angestellt. Zu Hilfslehrern am Seminar gewihlte
Lehrkrifte sind zur Annahme des Lehrauftrages verpflichtet.

Die hauptamtliche Anstellung der Hilfslehrer wird durch die
Verwendung am Seminar nicht beriihrt. Die Besoldung und Ge-
samtstundenzahl der im Hauptamt an andern Schulen angestell-
ten Hilfslehrer regelt sich nach den Vorschriften des Lehrerbesol-
dungsgesetzes iiber die Besoldung von Lehrern, die an Schuleu
verschiedener Stufen unterrichten; dabei gilt das Seminar als
obere Schule. Lehrkrifte, die in ihrem Hauptamt nicht geniigend
entlastet werden konnen, erhalten eine Zulage. Bei Entlassung
wegen Dienstunfihigkeit wird die Pension auf Grund der ihmen
. gemiB ihrem Dienstalter im Hauptamte zustehenden Besoldung
berechnet. Nach Ablavf der Amtsdauer treten diese Hilfslehrer
wieder ganz in den Dienst ihrer Schule iiber: doch ist Erneuerung
der Anstellung am Seminar zulidssig.

Fiur die Dienst- und Besoldungsverhiltnisse anderer Hilfs-
lehrer gelten die Bestimmungen der Schulgesetzgebung iber die
Lehrer der oberen Schulen mit beschrinkter Stundenzahl. Die
Dienstverhiltnisse und Besoldungen von probe- oder aushilfsweise
angestellten Lehrern bestimmt der Erziehungsrat.

§ 7. Die Vikare werden vom Seminardirektor im Einverstind-
nis. mit dem Prisidenten der Seminarkommission ernannt.

Die Kosten der Stellvertretung werden durch die zentrale
Vikariatskasse nach den gesetzlichen Vorschriften bestritten.

§ 8. Fiir die Lehrerkonferenz gelten die Bestimmungen des
Schulgesetzes. :

§ 9. Fiir die Kurse werden Klassen eingerichtet, die danernd
nicht mehr als 15 Schiiler zdhlen sollen.

Auswiartswohnende konnen in der Regel nur aufgenommen
werden, so lange keine Uberfiilllung der Klassen eintritt.

§ 10. Die Seminarkurse fiir Primarlehrer umfassen drei Se-
mester.

Die Kurse fiir Lehrer an mittleren und oberen Schulen und
fiir Fachlehrer umfassen zwei Semester. Eine beschrinkte Fort-
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setzung der Fachstudien ist den Lehramtskandidaten neben dem
Seminarbesuch gestattet.
Die Kurse fiir Kindergirtnerinnen umfassen vier Semester.
Die Ferien fallen- mit denjenigen der oberen Schulen zusammen.

§ 11. Die Seminarkommission kann einen Schiiler bei mangeln-
der Eignung zum Lehrerberuf und bei ungeniigenden Leistungen
entlassen, bei Mangel an Fleil oder bei schlechtem Betragen ver-
warnen und voriibergehend oder ginzlich vom Seminar aus-
schliefen. Die génzliche AusschlieBung unterlieget der Genehmi-
gung des Erziehungsrates.

§ 12. Die Ordnung des Seminars bestimmt die fiir die Kurse
zu leistenden Vergiitungen.

2. Der praktische Unterrieht in der Ubungs-
gschule.

§ 13. Die Ubungsschule dient der praktischen Ausbildung der
Lehramtskandidaten fiir sidmtliche Schulstufen. Sie steht unter
der Aufsicht der Seminarkommission und unter der Leitung des
Seminardirektors oder eines Seminarhauptlehrers. TIm letztern
Fall iibt der Seminardirektor mit der Seminarkommission die
Aufsicht iiber die Ubungsschule aus.

Die Ubungsschule soll ein Abbild der obligatorischen Volks-
schule sein; ihr kann ein Kindergarten angegliedert werden.

Fiir die praktische Ausbildung der Lehramtskandidaten kon-
nen durch BeschluB des Erziehungsrates, nach Anhorung der Se-
minarkommission, neben oder an Stelle der Ubungsschule auch
Klassen anderer Schulen und deren Lehrer in Anspruch genom-
men werden.

§ 14. Fiir die Einrichtung und den Betrieb der Ubungsschule
sind die fiir die darin vertretenen Schulstufen geltenden Bestim-
mungen maflgebend, soweit nicht von der Seminarkommission da-
fiir besondere Vorschriften aufgestellt werden, die der Genehmi-
gung des Erziehungsrates unterliegen. Die Klassenabteilungen
der Ubungsschule kénnen simultan gefiihrt werden.

§ 15. Die Lehrer werden, wenn moglich, aus dem Lehrkorper
der iibrigen Schulen gewihlt. Sie sind, soweit tunlich, zugleich
Haupt- oder Hilfslehrer am Seminar.

Die Wahl des Leiters und der Lehrer trifft der Erziehungsrat
auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Wiederwahl ist zuléssig:
doch soll auf angemessenen Wechsel im Bestande der Lehrerschaft
gesehen werden. .

Lehrer, die vom Dienste an der Ubungsschule zuriicktreten,
oder deren Amtsdauer abgelaufen ist, treten in den Dienst einer
anderen Schulanstalt iiber, gemif den bei der Wahl getroffenen
Vereinbarungen.
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§ 16. TI'iir die Befugnisse und Pflichten des Leiters sind die
fiir die Schulvorsteher geltenden Vorsechriften mafBgebend.

Fiir Dienstverhéltnisse und Besoldung der Lehrer gelten dis
Vorschriften der Schulgesetzgebung.

Der KErziehungsrat kann dem Leiter und den Lehrern, ein-
schlieBlich den in § 13, Absatz 3, genannten, eine besondere Ent-
schadigung fiir die Mehrarbeit bewilligcen, die ihnen durch die
Mitwirkung bei der Ausbildung der Lehramtskandidaten er-
wichst. Diese Entschidigung fillt bei der Pensionsberechtigung
nicht in Betracht.

§ 17. Die Lehrerschaft der Ubungsschule nimmt auBer an den
eigenen Konferenzen bei Behandlung wichtiger Gegenstinde auckh
an den allgemeinen Konferenzen und den Fachkonferenzen der
Lehrer ihrer Schulstufe teil. :

TII. Die Aushildung der Lehrer.

§ 18. Samtliche Lehramtskandidaten erhalten ihre theoretisch-
pidagogische Ausbildung am Lehrerseminar, ihre praktische Aus-
bildung an der Ubungssehule. Die Studienpline bestimmen, ob
und welche Vorlesungen an der Universitit zu besuchen sind.

Kandidaten fiir das Lehramt an mittleren oder an oberen
Schulen erhalten ihre wissenschaftliche Ausbildung an der Uni-
versitit. Kandidaten, die nicht Deutseh als Priifungsfach gewihlt
haben, miissen am Seminar einen Kurs fiir deutsche Sprachen
besuchen, der durch eine Priifung abzuschlieBen ist. Ferner ha-
ben . alle Kandidaten fiir das Lehramt an mittleren oder an oberen
Schulen einen Kurs iiber bildende Kunst zu besuchen.

Die Kandidaten fiir das Lehramt an mittleren Sehulen haben
an einem Kurs fiir Sehreiben, Stenographie, Turnen oder Knaben-
handarbeit teilzunehmen.

Die Kandidaten fir das IL.ehramt an Primarschulen haben
sich als Spiel- und Hortleiter auszubilden und minnliche Kandi-
daten wenigstens einen Knabenhandarbeitskurs zu absolvieren.

§ 19. Kandidaten, die sich fiir den Gesang-, Zeichen-, Koch-
und Haushaltungsunterricht, fiir Unterriecht in weiblichen Hand-
arbeiten, Sehreiben, Stenographie, Turnen oder Knabenhandarbeit
oder in Fichern der beruflichen Bildungsanstalten vorbereiten,
crhalten ihre besondere Fachausbildung an der Allgemeinen Ge-
werbeschule und an der Frauenarbeitsschule, an o6ffentlichen oder
privaten, vom Erziehungsdepartement als Lehrerbildungsanstalten
anerkannten Fachbildungsanstalten, am Seminar oder an der Uni-
- versitdt in besonderen Kursen. Die Studienplidne (§ 23) bestim-
men, inwieweit solche Kandidaten auch Umversﬁa’tsvoxlesulwen
oder andere Kurse zu besuchen haben.

Die wissenschaftliche und methodische Ausbildung und Prii-
fung der Lehramtskandidaten in Religion ist Angelegenheit der
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religiosen Gemeinschaften. Der FErziehungsrat ist befugt, mit
letztern ein Abkommen zu treffen, das der Genehmigung des
Regierungsrates unterliegt.

§ 20. Die wissenschaftliche Ausbildung und die Fachausbil-
dung in den in § 19 genannten Fichern kann auch an gleich-
wertigen, aullerhalb des Kantons liegenden Anstalten erworben
werden.

Das Erziehungsdepartement trifft die nétigen Vereinbarungen
mit privaten Fachbildungsanstalten iiber deren Beniitzung durch
Lehramtskandidaten.

§ 21. Fiir den Besuch des Lehrerseminars ist in der Regel
ein Reifezeugnis erforderlich. Ohne Reifezeugnis werden aufge-
nommen: die Absolventen anderer schweizerischer Lehrerbildungs-
anstalten, zukiinftige Kindergartnerinnen und Koch-, Haushal-
tungs- und Arbeitslehrerinnen, die sich iiber die vorgeschriebene
allgemeine und Fachvorbildung ausweisen. Kindergirtnerinnen
haben aullerdem eine Aufnahmeprifung abzulegen; sie miissen
wenigstens 18 Jahre alt sein.

Die néheren Aufnahmebedingungen werden dvrch Verordnung
festgesetzt. Der Entscheid iiber die Zulassung steht den Vorste-
hern der Lehrerbildungsanstalten zu; der Rekurs an die zustin-
dige Kommission und an die oberen Behirden ist vorbehalten.

§ 22. Die Dauer der wissenschaftlichen und pidagogischen
Vorbereitung soll bei den Kandidaten fiir das Lehramt an oberen
Schulen mindestens 9, bei Kandidaten fiir das Lehramt an mitt-
leren Schulen mindestens 6 Semester betragen.

Die Dauer der Fachlehrerausbildung (§ 19) wird durch die
Studienplidne bestimmt. Fir zukiinftige Fachlehrer an beruflichen
Bildungsanstalten und Kindergirtnerinnen kann auBerdem prak-
tische Berufstitigkeit von 1—2 Jahren verlangt werden.

Fiir 'die Dauer der Seminarausbildung gilt § 10.

§ 23. Fiir jede Kategorie von Lehramtskandidaten stellt der
Erziehungsrat nach Anhoérung der Seminarkommission und fiir
die mittlere und obere Schulstufe auch der philosophischen Fa-
kultdt der Universitit einen Studienplan auf, worin insbesondere
geregelt werden: Die Dauer und der Gang der Ausbildung, die
Zahl und Art der Priifungsficher, die Anforderungen an Kandi-
daten, die schon eine Priifung abgelegt haben.

Befreiung von den Anforderungen des Gesetzes und der Stu-
dienpline konnen in Hinzelfillen das Erziehungsdepartement und,
soweit sie im Studienplan allgemein geregelt ist, die Kommission
coder die Vorsteher der Lehrerbildungsanstalten gewdhren.
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IV. Die Lehrerpriifungen.

§ 24. Die Kandidaten, die ein Zeugnis iiber ihre Lehrbefihi-
gung zu erhalten wiinschen, haben sich einer Priifung zu unter-
ziehen.

Fiir die Zulassung zur Priifung sind die Vorschriften des
ITI. Abschnittes dieses Gesetzes und die in dessen Ausfithrung
erlassenen Bestimmungen maBgebend. Die Ausweise der Lehrer-
bildungsanstalten iiber die Erfiillung dieser Vorschriften sind fiir
die Priifungskommission verbindlich.

Es werden folgende Priifungen abgehalten:

a) Allgemeine Priifungen fiir Kindergértnerinnen, Primarlehrer,
Lehrer an mittleren Schulen, Lehrer an oberen Schulen, Ge-
sanglehrer, Zeichenlehrer, Turnlehrer, Koch- und Haushal-
tungslehrerinnen, Arbeitslehrerinnen. :

b) Einzelpriifungen in einem oder mehreren der fiir die allge-
meinen Priifungen festgesetzten Hauptficher.

¢) Priifungen fiir Lehrer in Schreiben, Stenographie, Turnen,
Knabenhandarbeit.

d) Priifungen in Fichern der beruflichen Bildungsanstalten.

Bei den Priifungen fiir Lehrer an mittleren und Lehrer an
oberen Schulen ist die den Kurs fiir deutsche Sprache abschlie-
Bende Priifung obligatorisch fiir alle Kandidaten, die nicht Deutseh
als Priifungsfach gewahlt haben. Der wissenschaftliche Teil und
der pidagogisch-praktische Teil dieser Priifungen koénnen gleich-
zeitig oder zeitlich voneinander getrennt bestanden werden. Fhr
die Ablegung des zweiten Teiles der Priifungen gelten die Be-
stimmungen des § 22, 1. Absatz.

Mittellehrer haben sich auBlerdem in mindestens einem der
Fiacher Schreiben, Stenographie, Turnen oder Knabenhandarbeit
priifen zu lassen.

Kandidaten, die eine allgemeine Priifung bestanden haben,
erhalten ein Diplom; Kandidaten, die eine Einzelpriifung (3..Ab-
satz, b u. ¢) oder eine Priifung fiir Ficher der beruflichen Bil-
dungsanstalten bestanden haben, erhalten einen Ausweis.

Kandidaten fiir das Lehramt an mittleren oder an oberen
Schulen erhalten erst nach Ablegung beider Teile der Priifung
ein Diplom. Uber das Ergebnis einer Teilpriifung wird ein Aus-
weis ausgestellt.

§ 25. Die Priifungen stehen unter der Leitung von Priifungs-
ausschiissen, deren Zahl durch Verordnung bestimmt wird. Die
Ausschiisse bestehen aus einem Prisidenten, einem Vizeprisiden-
ten und 3—5 Mitgliedern und werden vom Erziehungsrat auf eine
Amtsdauer von drei Jahren gew#hlt. In den Ausschiissen sollen
die Seminarkommission, die Lehrerschaft der Lehrerbildunes-



Kanton Baselstadt. ' 127

anstalten und die Schulen, fiir welche der den Gepriiften ausge-
stellte Befahigungsausweis gilt, vertreten sein. Im Ausschuff fiir
die Priifung von Lehrern an mittleren und Lehrern an oberen
Schulen soll auch die Universitit vertreten sein.

Zur Besorgung der Schreibarbeiten und Kassengeschiafte er-
nennt jeder AusschuB einen Sekretir, der nicht sein Mitelied zu
sein braucht.

Die Ausschiisse legen dem Erziehungsdepartement alljihrlich
Bericht und Rechnung vor.

Fiir Priifungen, die fiir das Gebiet der Eidgenossenschaft ein-
heitlich geregelt werden, gelten die vom Bundesrat erlassenen
Vorschriften.

§ 26. Die Priifungen werden unter der unmittelbaren Leitung
eines Mitgliedes des Priifungsausschusses durch Examinatoren
aus dem Kreis der AusschuBmitglieder oder aus dem Lehrkorper
der Universitit, der Lehrerbildungsanstalten oder der iibrigen
ScHulen abgehalten. Der AusschuB bezeichnet die Priifungsleiter
und die Examinatoren. Es kann zu solchen auch Fachleute er-
nennen, die nicht einer der vorhergenannten Anstalten angehoren.

§ 27. Die Kandidaten haben eine Priifungsgebiihr zu entrich-
ten. Die Priifungsleiter und die Examinatoren erhalten Priifungs-
gelder; der Sekretir bezieht eine Entschidigung. Das Niahere wird
durch Verordnung bestimmt.

§ 28. Das Prifungsverfahren wird durch Reglemente des Er-
ziehungsrates geordnet, die der Genehmigung des Regierungsrates
unterliegen. Der Priifungsausschull entscheidet iiber die Zulas-
sung zur Priifung und iiber die Dispensation von einzelnen Fiachern.
Gegen diese Entscheide, sowie wegen Verletzung der Vorschriften
iiber das Priifungsverfahren kann binnen 14 Tagen Rekurs an den
Erziehungsrat ergriffen werden; dessen Entscheid ist endgiiltie.

§ 29. Kandidaten, die die Priifung nicht bestanden haben,
konnen sich zu einer zweiten Priifung melden.

Nachpriifungen zur Verbesserung des Priifungsergebnisses in
einzelnen Fichern sind gestattet.

V. Forthildung der Lehrer.

§ 30. Das Erziehungsdepartement fordert die Bildung der im
Amte stehenden Lehrer durch die Veranstaltung besonderer Vor-
trage, Kurse und Fiihrungen, durch die Gewihrung von Reise-
stipendien, Studienurlauh. und von Beitrigen zum Besuche von
Kursen, durch die pidagogische Bibliothek und durch andere
geeignete Mittel.

Zur Erreichung dieses Zwecks wird in das Budget des Erzie-
hungsdepartements jahrlich ein angemessener Betrag eingestellt.
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§ 31. Zur Forderung der methodischen Ausbildung kann das
Erziehungsdepartement die im Amte stehenden Lehrer zum Be-
such von Kursen verpflichten.

V1. Ausfithrungs- und Ubergangsbestimmungen.

§ 32. Durch den ErlaB dieses Gesetzes werden aufgehoben:

1. Der GroBratsbesehlufi betreffend die Einrichtung von Fach-
kursen zur Ausbildung von Primarlehrern vom 5. Mai 1892.

2. § 84 des Schulgesetzes vom 21. Juni 1880.

3. Alle diesem Gesetz und seinen Vollziehungsverordnungen
widersprechenden Bestimmungen.

§ 33. Der Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes wird
durch den Regierungsrat festgesetzt. Der Erziehungsrat trifft die
notigen Anordnungen iiber die Verhiiltnisse der Lehramtskandi-
daten, die in jenem Zeitpunkt die_ bisherigen Lehrerbildungs-
einrichtungen besuchen. -

Der Regierungsrat kann, wenn es die Umstinde erfordern,
nach Anhoérung des Frziehungsrates die Einstellung aller oder
cinzelner Kurse und Priifungen verfiigen.

§ 34. Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Re-
ferendum.

3. Gesetz betreffend Abénderung des § 77 des Schulgesetzes vom

21. Juni 1880 (Beschiftigung verheirateter Lehrerinnen). (Vom
12. Januar 1922.)

Der Grofle Rat des Kantons Baselstadt,

auf den Antrag des Regierungsrates und in teilweiser Erle-
digung des Postulates des Herrn Dr. A. Hartmann betreffend
gleichzeitige Beschiaftigung von Ehegatten im Staatsdienst,

beschlieBBt was folgt:

I. In § 77 des Schulgesetzes vom 21. Juni 1880 wird mnach
Absatz 1 ein neuer Absatz 2 mit folgender Fassung eingeschaltet:

.Bei Lehrerinnen wird das Dienstverhiltnis dureh Ver-
heiratung gelost. In besonderen Fillen (auch bei Wieder-
anstellung verwitweter oder geschiedener Lehrerinnen) kann
der Erziehungsrat auf begriindetes Gesuch hin oder von sich
aus nach Einholung eines Berichtes der Inspektion Ausnah-
men gestatten, wobei jedoch ein vermindertes Pensum zuzu-
teilen ist. Gehalts- und Pensionsanspriiche sind entspre-
chend zu reduzieren.” .

II. Bei den zurzeit im Amte stehenden verheirateten Lehre-
rinnen wird das Dienstverhiltnis auf das Ende des Schuljahres
1922/1923 gelost.
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Gesuche um Belassung im Schuldienst sind unter ausfithrlicher
Begriindung wund eingehender Darlegung der Verhiltnisse .der
Petentinnen vor Ablauf des Schuljahres 1922/1923 an den Vorste-
her des Erziehungsdepartements zuhanden des FErziehungsrates
zu richten.

Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Referen-
- dam.

XIll. Kanton Baselland.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

B A A e S W S

XIV. Kanton Schaffhausen.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

A A

XV. Kanton Appenzell A.-Rh.
Keine schulgesetzlichen Erlasse pro 1922.

e

XVI. Kanton Appenzell 1.-Rh.

Primar- und Fortbildungsschulen.

I. GroBratsbeschluB betreffend Beitragsleistung des Staates an die
Schulgemeinden. (Vom 28. Mirz 1922.)

2. Art. 50 der kantonalen Schulverordnung. (Grofratsbeschlull vom
7. November 1922 [Beitragsleistung an die Besoldungen der Lehr-
krifte an Fortbildungsschulen].)

A A AN

XVIl. Kanton St. Gallen.

Lehrerschaft aller Stufen.

Gesetz iiber die Lehrergehalte umfassend die Mindestgehalte der
Lehrerschaft der Volksschule und die staatlichen Beitrige an diese.
(Erlassen am 23. November 1922. In Kraft und Vollzug getreten
am 1. Januar 1923.) '

Der GroBe Rat des Kantons St. Gallen,
in Ausfiihrung der Art. 6 und 8 der Kantonsverfassung vom
16. November 1890 und Art. 67 des Gesetzes iiber das Erziehungs-
wesen vom 8. Mai 1862 -
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in Revision des Gesetzes iiber Lehrergehalte, umfassend die
Mindestgehalte der Lehrerschaft der Volksschule und die staat-
lichen Beitrige an diese, vom 28. Juni 1920,
nach Einsicht einer Botschaft des Regierungsrates vom
28. Juli 1922,
verordnet als Gesetz:

Art. 1. Die Primarlehrer und die Sekundarlehrer
an den offentlichen Schulen des Kantons beziehen zu den Beitrigen
der Gemeinden oder Korporationen und des Staates an die Lehrer-
pensionskasse gemidfB den jeweiligen Statuten der letzteren

1. einen Gehalt von der Gemeinde oder Korporation,

2. staatliche Dienstalterszulagen,

3. allfillige Gemeindezulagen,

4. freie Wohnung oder eine den ortlichen Verhiltnissen ange-

messene Wohnungsentschiadigung.

Diese ist in der Stellenausschreibung gesondert aufzufiithren.
Eine Ausnahme kann dort eintreten, wo die Wohnungsentschidi-
gung im festen Gehalt inbegriffen ist, sofern dieser von Anfang
an unzweifelhaft die Summe von pflichtiger Wohnungsentschadi-
cung und Mindestgehalt iibersteigt.

Es ist statthaft, die Wohnungsentschidigung nach der Grofe
der Lehrersfamilien abzustufen. Uber allfillige Anstinde entschei-
det der Erziehungsrat.

Art. 2. Der Mindestgehalt, den die Gemeinden oder Kor-
porationen zu leisten haben, betriagt:
A. An Halbjahrschulen und Halbtagjahrsechulen:
a) Bei provisorischer Anstellung Fr. 2400.—.
b) Bei definitiver Anstellung Fr. 2800.—.
B. An Dreivierteljahrschulen, Doppelhalbtag-
jahrsechulen nnd Jahrsehulen:
a) Bei provisorischer Anstellung Fr. 3400.—.
b) Bei definitiver Anstellung Fr. 3800.—.
C. An Sekundarschulen:

a) In den ersten zwei Dienstjahren Fr. 4300.—.
b) Nach dem zweiten Dienstjahre Fr. 4700.—.

Art. 3. Die staatlichen Dienstalterszulagen fir
‘die Primarlehrer und die vollbeschiaftigten Se-
kundarlehrer betragen:

im 5. Dienstjahre . . 100 Fr. im 14.—16. Dienstjahre . . 700 Fr.
, 6.—1T. ; . . 200 . . 17.—19. 3 .. 900 ,
, 8.—10. & o B 2E » 20. und in héheren Dienstjahren . 1000

K . .. 500
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Staatliche Dienstalterszulagen konnen durch BeschluB des Re-
gierungsrates ausnahmsweise auch an die Lehrerschaft gemein-
niitziger Anstalten, welche die Primar- oder Sekundarschule er-
setzen oder erginzen, verabfolgt werden.

Art. 4. Die Lehrerinnen beziehen eine ihren Bediirfnissen
geniigende freie Wohnung oder eine entsprechende Wohnungs-
entschidigung und gleiche Dienstalterszulagen wie die Lehrer.

Thr iibriger Gehalt betrigt fiinf Sechstel desjenigen der Lehrer,
wobei Personalzulagen der Lehrer nicht in Betracht fallen.

Vereinbarungen im Sinne der Herabsetzung sind nur in Aus-
nahmefillen zuldssig und bediirfen der Genehmigung des Erzie-
hungsrates.

Art. 5. Wirkt ein Lehrer an zwei Halbjahrschulen oder Halb-
tagjahrschulen, so bezieht er die Dienstalterszulage nur einfach
vnd von jeder der zwei Schulen mindestens drei Viertel des in
Art. 2 festgesetzten Gehaltes. '

Art. 6. Uber die Zuweisung einer Wohnung oder die Anwei-
sung und Bemessung der Wohnungsentschiddigung, und bei den
nicht vollbeschiftigten Lehrkriaften auch iiber den Gehaltsansatz,
entscheidet der Schulrat. Gegen seinen Entscheid steht der Re-
kurs an den Bezirksschulrat und von diesem an die Erziehungs-
kommission als letzte Instanz offen.

Die Rekursfrist beiridgt je einen Monat, vom Tage der schrift-
lichen Mitteilung an gerechnet.

Art. 7. Die Dienstalterszulagen fiir Lehrkrifte der Sekundar-
schule, die nicht vollbeschiftigt sind, aber doch wdchentlich 15
oder mehr Vollstunden Unterricht erteilen, werden entsprechend
herabgesetzt. Weniger als 15 Vollstunden berechtigen nicht zu
einer staatlichen Dienstalterszulage. Betitigung fiir ein Schulamt,
wie Rektorat und dergl., wird dem Unterricht gleichgestellt.

Der Erziehungsrat wird bestimmen, welche Stundenzahl fiir
den Begriff der vollbeschiftieten Lehrkraft erforderlich ist.

Art. 8. Der Mindestgehalt einer Arbeitslehrerin
oder Hauswirtsechaftslehrerin betrigt fiir jeden Jahres-
unterrichtshalbtag Fr. 240—. Art. 4, letzter Absatz, findet An-
wendung.

Diese Lehrerinnen haben, wenn sie in einer der Schulgemein-
den wohnen, in welchen sie Unterricht erteilen, und die Entfer-
nung zwischen Wohn- und Schulhaus mehr als drei Kilometer be-
trigt, gemilB einem regierungsritlichen Reglement Anspruch auf
Wegentschidigung.

Art. 9. Uberdies werden den Arbeitslehrerinnen und
Hauswirtsechaftslehrerinnen staatliche Dienst-
alterszulagen nach folgender Abstufung ausgerichtet:
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Jahresunterrichts- Im Dienstjahre

halbtage: 5.—10. 11.—16. 17. und folgende
2—5 100 Fr. 150 F'r. 200 Fr.
6—9 200 -,, 350 450 ,,
10 und mehr 200 ,, 450 ,, 700,

Die Arbeitslehrerinnen und Hauswirtschaftslehrerinnen mit
nur- einem Jahresunterrichtshalbtage beziehen die Hilfte des Be-
trages derjenigen mit 2—5 Halbtagen.

Art. 10. Fiir die Berechnung der staatlichen
Dienstalterszulagen gelten folgende Bestimmungen:

Die im Kanton in definitiver, provisorischer oder Verweser-
stellung erfiillten Dienstjahre werden voll angerechnet.

Die in einem andern Schweizerkanton von Besitzern st. galli-
scher Lehrerpatente in stindiger Stellung ausgeiibte Lehrtitie-
keit wird ebenfalls voll angerechnet, die in bloBer Stellvertretung
ausgeiibte dagegen nur zur Hilfte.

Uber Anrechnung auBerkantonalen schweizerischen Schul-
dienstes von Nichtbesitzern st. gallischer Patente, sowie auslandi-
schen Schuldienstes von Besitzern st. gallischer Patente entschei-
det auf Antrag des Erziehungsrates der Regierungsrat, unter Be-
riicksichtigung aller Verhiltnisse. In keinem Falle werden dabei
mehr als sieben Jahre angerechnet.

In gleicher Weise entscheidet der Regierungsrat auf Antrag
des Erziehungsrates dariiber, ob ein Diplom der Eidgenossischen
Technischen Hochschule oder einer schweizerischen Universitiat zu
einem Anspruch auf Anrechnung auslindischen Schuldienstes be-
rechtige.

Art. 11. An Beitridgenund Zulagen leistet der Kanton:

1. Die in den Art. 3, 7 und 9 genannten Dienstalterszulagen.

2. Zwei Drittel der in Art. 8, Abs. 2, zuerkannten Wegentschi-
digungen an Arbeits- und Hauswirtschaftslehrerinnen.

3. Den Primarschulgemeinden Stellenbeitrige nach folgender
Abstufung, wobei fiir Lehrerinnen nur fiinf Sechstel der
Betrige in Betracht fallen:

: eloag, adif I i - Fiir Dreiviertelja! rschulen,

bt praieny Seerkratt Pt ol Dippainalbiagiirsiion
bis 500,000 500 F'r. 1000 Fr.
iiber 500,000— 700,000 450 900 |,
. 700,000— 900,000 400 800
. 900,000—1,200,000 350 ., 700 |,
. 1,200,000—1,500,000 e 600 ,
. 1,500,000—2,000,000 s 500 |,
. 2,000,000—2,500,000 e 400
2,500,000—8,000,000 - 300 |,

»

3,000,000 = 200 .,

2
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4. Den Primarschulgemeinden, deren ordentlicher Steuerfufl im
Durchschnitte der letzten drei Jahresrechnungen 50 Rp. und
mehr betrigt, folgende Zuschlige:

bei 50—59 Rp. 15 Prozent

, 060—69 ,, 30 5

» 10—79 ,, 45 ”»

» 80—89 ,, 60 ”

» 90 Rp. und mehr 75 Prozent.

5. Den Sekundarschulgemeinden und -korporationen fiir jede
vollbeschiftigte Lehrkraft Fr. 1200.—, wobei fiir Lehrerinnen
nur finf Sechstel der Betrdge in Betracht fallen. Art. 7
findet analoge Anwendung.

6. Den bediirftigen Primarschulgemeinden weitere Beitrige im
Sinne des jeweiligen Regulativs iiber die Verwendung der
Staatsbeitrige an die Rechnungsdefizite der Volksschulen.

. Den Sekundarschulgemeinden und -korporationen abgestufte
Beitrdge im Sinne des jeweiligen Regulativs iiber die Ver-
wendung der Staatsbeitrige an Defizite und Lateinkurse der
Sekundarschulen.

=1

8. Den Primar- und Sekundarschulgemeinden und Sekundar-
schulkorporationen:

a) Die Hilfte des gesetzlichen Mmdestgehaltes an die Stell-
vertretungskosten von Lehrkriften, die infolge von
Krankheit oder Militirdienst als Rekruten am Schulhalten
verhindert sind. Diesen darf jedoch in diesem Falle kein
Gehaltsabzug gemacht werden.

b) Fiir neugeschaffene Lehrstellen im ersten Jahre -den
doppelten, im zweiten Jahre den anderthalbfachen
Stellenbeitrag. :

Art. 12. Der Regierungsrat kann gemeinnitzigen An-
stalten fiir Kinder, welche mit korperlichen, geistigen oder
sittlichen Mingeln behaftet oder verwahrlost sind, Stellenbeitrige
bewilligen, deren Hohe sich nach den 6konomischen und iibrigen
Verhiltnissen der Anstalt richtet und in keinem Falle die in
Art. 11, Ziff. 3, festgelegten Maximalansiitze iibersteigen darf.

Art. 13. Den Sekundarschulgemeinden und -kor-
porationen, sowie den Gemeinden und Korporationen mit be-
ruflichen Fortbildungsschulen steht das Recht zu, fiir die Beniit-
zung der Schule durch Schiiler, beziehungsweise Lehrlinge, anderer
Schulgemeinden von letztern einen angemessenen Beitrag zu ver-
langen.

Wo es ohne erhebliche Unbilligkeiten politischer oder ortlicher
Art geschehen kann, konnen statt der Schulgemeinden die politi-
schen Gemeinden diese Beitriage leisten.
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Uber beziigliche Anstinde entscheidet, auf gutachtlichen An-
trag des Bezirksschulrates und des Erziehungsrates, der Regie-
rungsrat, unter billicer Beriicksichtigung aller Verhiltnisse.

Die zurzeit zwischen Sekundarschulen und politischen Gemein-
den bestehenden Vertrigce werden durch dieses Gesetz nicht be-
riithrt.

An Privatschulen und Anstalten sind die Gemeinden wohl bei«
tragsberechtigt, aber nicht beitragspflichtig.

Art. 14. Unrichtige Rechnungsstellung kann ginzlichen oder
ieilweisen Entzug, sowie Riickerstattung der Staatsleistungen
nach sich ziehen.

Art. 15. Die Leistungen der Gemeinden und Korporationen
an Lehrergehalten, Zulagen und Wohnungsentschidigungen sind
monatlich, dicjenigen des Staates halbjahrlich zu entrichten. Auch
die letztern haben dureh die Schulkasse zu gehen, sind aber unge-
sdaumt an die Berechtigten auszurichten.

Liegen besondere Verhidltnisse vor. so konnen unter Zustim-
mung des Erziehungsrates Anderungen getroffen werden.

Art. 16. Beim Tode verheirateter Lehrer haben Witwen und
Kinder Anspruch auf einen GehaltsnachgenuB von drei
Monaten. Den gleichen Nachgenuf8 haben die Hinterlassenen le-
dig verstorbener Lehrer, Lehrerinnen, Arbeits- und Hauswirt-
schaftslehrerinnen, die nach Art. 328 Z.G.B. vom Verstorbenen
unterstiitzt worden sind.

Art. 17. Reduktionen, die an den Gemeindezulagen vor-
genommen werden, diirfen in den Jahren 1923 und 1924 den Betrag
vorr 20 Prozent der heutigen Ansitze nicht iibersteigen. Unter
ganz besonderen Verhiltnissen kann der Regierungsrat nach An-
horung des Erziehungsrates noch weitergehende Reduktionen be-
willigen. '

Die Wenigereinnahme der Lehrer und Lehrerinnen aus
staatlichen Dienstalterszulagen darf im Jahre 1923
gegeniiber 1922 in keinem Falle mehr als Fr. 400.— betragen.

Die Bestimmungen dieses Artikels finden auf die Arbeits- und
Hauswirtschaftslehrerinnen analoge Anwendung.

Art. 18. Das Gesetz tritt am 1. Januar 1923 in Vollzuge.

Art. 19. Durch dieses Gesetz werden das Gesetz iiber die
Lehrergehalte, umfassend die Mindestgehalte der Lehrerschaft der
Volksschule und die staatlichen Beitrige an diese, vom 28. Juni
1920, Art. 6 des Gesetzes iiber das Erziehungswesen vom 8. Mai
1862, sowie jede entgegenstehende Bestimmung anderer Erlasse
aufgehoben.



Kantone Graubiinden, Aargau, Thurgaun, Tessin. 135

XVIIl. Kanton Graubinden..
Primar- und Fortbildungsschulen.

I. Lehrpline fiir den Arbeitschulunterricht der Madchen. (Vom Kleinen
Rate genehmigt am 21. Juni 1922.)

2. Kleinrdtliche Verordnung betreffend die beruflichen Fortbildungs-
schulen im Kanton Graubiinden. (Vom 1. August 1922.)

i

XIX. Kanton Aargau.
Berufsschulen.

I. Reglement fiir die kantonale Gewerbeschule und das Gewerbe-
museum in Aarau. (Vom 21. September 1922.)

2. Reglement fiir die hauswirtschaftlichen Bildungskurse fiir Lehre-
rinnen. (Vom 28. April 1922.)

A A A A A A

XX. Kanton ThUrgau.

Lehrerschaft aller Stufen.

Statuten der Alters- und Hilfskasse der thurgauischen Arbeitslehre-
rinnen. (In Kraft seit 1. Januar 1922.)

S

XXIl. Kanton Tessin.

1. Allgemeines.

I. Decreto legislativo circa tasse d’inscrizione alle scuole pubbliche
dello State. (Del 4 maggio 1922.)

2. Decreto esecutivo circa regolamento sulle tasse scolastiche. (Del
21 settembre 1922.)

3. Decreto esecutivo circa gli Ispettori e i Circondari scolastici. (Del
7 luglio 1922.)

4. Decreto legislativo circa ispettorato degli asili d’ infanzia. (Del-
I’11 dicembre 1922.)
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2. Primarschulen.

5. Legge circa il riordinamento della scuola primaria di grado su-
periore. (Del 21 settembre 1922.)

Il Gran Consiglio della Repubblica e Cantone del Ticino,

Sulla proposta del Consiglio di Stato,
Decreta:

Art. 1. — L’insegnamento elementare di erado superiore di cui
all’ art. 37 della legge sull’insegnamento elementare del 28 settem-
bre 1914, viene impartito nelle Scuole maggiori.

Il programma deve essere coordinato in modo da completare
I’ istruzione degli alunni che non sono destinati a continuare gli
studi ed avere quindi un carattere prevalentemente pratico.

Art. 2. — Le Scunole maggiori saranno istituite mediante de-
creto del Conrsiglio di Stato o come scuole isolate, oppure sotto
forma di scuole consortili anche miste in numero sufficiente e
proporzionato ai bisogni dei Comuni.

Trattandosi di scuole counsortili, il Consiglio di Stato stabilira
in via inappellabile il numero. la composizione e la sede dei rispet-
tivi Consorzi. St :

Art. 3. — Nei Comuni dove, per I’ esiguita del numero degli
allievi o per difficolta d’ ordine geografico e di comunicazioni,
non sia possibile di istituire le Scuole maggiori separate dalle
Scuole elementari, I’insegnamento elementare di grado superiore
continuera ad essere impartito nella Seuola primaria comunale.

Art. 4. — La durata delle Scuole maggiori & da sette a dieci
mesi ed & stabilita dal Dipartimento della Pubblica Educazione.
L’ orario settimanale comprende da 28 a 32 ore di lezione.

Ai docenti di Sceuola maggiore potranno essere affidate senza
compenso speciale, entro i limiti dell’ orario suddetto, anche lezioni
nei Corsi degli Apprendisti.

Art. 5. — Nessuna Scuola maggiore potra avere di regola pin
di 40 alunni.

Nella localita ove la seolaresca superi tale limite, verra adot-
tata la divisione per classi, salvo casi speciali da riconosecersi dal
Dipartimento.

Art. 6. — T docenti delle scuole maggiori saranno nominati
dal Consiglio di Stato e dovranno possedere la2 licenza della Scuola
redagogica oppure la patente per Scuola maggiore od altro titolo
equivalente. :

Per i primi due anni dall’entrata in vigore della presente
legge potranno essere nominati,.a titolo provvisorio, anche doecenti
che non hanno i diplomi suddetti purché abbiano insegnato nelle
attuali scuole secondarie inferiori o nelle scuole primarie di grado
superiore.



Kanton Tessin. 137

Per i docenti del disegno valgono i dispositivi degli art. 5 e 6
della legge 28 settembre -3 ottobre 1914 sull’ insegnamento pro-
fessionale.

Art. 7. — L’onorario dei maestri e delle maestre di Scuola
maggiore sara stabilito dall’ organico.

Art. 8. — Gli onorari vengono corrisposti in ragione del 75 %
dal Cantone e del 25% da quei Comuni i quali colla istituzione
della Scuola maggiore, possono ridurre il numero delle loro seuole
“elementari esistenti al momento dell’entrata in vigore della legge.
Ove questa riduzione si rendesse possibile soltanto piu tardi,
I’ obbligo di concorrere agli onorari nella proporzione suddefta in-
comincera coll’ anno in cui essa si verifichera.

Art. 9. — Gli onorari saranno pagati ai docenti in dodici rate
mensili dal Consiglio di Stato, il quale tratterra la parte spettante
ad ogni singolo Comune sull’importo dei sussidi dovuti per le
scuole elementari minori.

Art. 10. — I Comuni e Consorzi di Comuni devono mettere a
disposizione delle Scuole maggiori i locali necessari e fornire 1’illu-
minazione ed il riscaldamento, nonché il materiale scolastico oc-
corrente.

Trattandosi di scuole consortili, le spese relative, come pure
il 25% di contributo sugli onorari dei docenti, saranno ripartiti
fra i Comuni consorziati in ragione del numero degli allievi di
ciaseuno, che avranno frequentato la scuola durante 'anno.

Le divergenze che potessero sorgere in proposito tra i Comuni
saranno decise in via inappellabile dal Consiglio di Stato.

Art. 11. — Dove il bisogne lo richiede, i Comuni ¢ i Consorzi
saranno tenuti a istituire cucine scolastiche in econformita degli
art. 146 e segg. della legge sull’ m%ewnﬂmento elementare.

Art. 12. — Le Secuole maggiori sono poste sotto la vwﬂanm
delle medesime autoritd che la legge 28 settembre 1914 prevede alla
sua Sez. V, art. 114 e segg. per le scuole primarie in genere.

Il Dipartimento della Pubblica Educazione potra inearieare, oc-
correndo, persone di riconosciuta competenza per qualche ispe-
zione di carattere didattico.

Art. 13. — Riguardo all’ obbligo della frequenza valgono per le
Scuole maggiori i eriteri e le norme stabilite dalla legge sull’ inse-
cnamento elementare, alla Sez. II, Cap. IV.

Art. 14. — La presente legge entrera in vigore coll’ anno sco-
lastico 1923/24. Tuttavia gia coll’ anno scolastico 1922/23 saranno
possibilmente dal Consiglio di Stato convertite in Scuole maggiori
in conformita della presente legge le Scucle tecniche inferiori, le
Scuole ed i corsi di disegno professionale inferiore attualmente
esistenti, limitandone i! numero ai bisogni effettivi delle loecalita.
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Potranno inoltre essere istituite altre Scuole maggiori gia coll’ anno
1922/23 in quei Comuni o Consorzi di Comuni che ne faranno do-
manda e presenteranno le volute garanzie quanto alla frequenza, ai
locali e agli 2ltri obblighi di legge.

Sara data la preferenza nelle nomine dei docenti delle Scuole
maggiori ai docenti dell’ attuale grado superiore e delle attuali
scuole tecniche di grado inferiore dello stesso luogo senza esigenza
di speciali titoli.

Art. 15. — Coll’ entrata in vigore della presente legge confor-
memente all’ art. precedente restano soppresse tutte le Scuole tec-
niche inferiori, le scuole maggiori e le scuole ed i corsi di disegno
professionale inferiori attualmente esistenti, e si dichiarano abolite
la legge 3 luglio 1916 sulle scuole tecniche di grado inferiore, le
lettere a e b dell’art. 2 al. 1, noncheé gli articoli del Titolo 1T Se-
zione V, Cap. 1 della legge sull’insegnamento professionale 28 set-
tembre -3 ottobre 1914 in quanto si riferiscono alle Seuole ed ai
Corsi di disegno professionale inferiore, come pure gli art. 37, al. 3,
47, 48, 50, 73 e segg. 93 e segge. della legee 28 settembre 1914 sull’ inse-
gnamento elementare in guanto abbiano riferimento alla scuola
maggiore, ed infine ogni altra disposizione contraria od incompa-
tibile colla presente.

Art. 16. — La presente legge entra in vigore decorso i termini
rer 1’ esercizio del referendum.

3. Mittelschulen und Berufsschulen.

6. Decreto legislativo in modificazione leggi scolastiche in rapporto
all’ esame d’ ammissione alle scuole secondarie. (Del 4 maggio 1922.)

7. Decreto esecutivo che approva il seguente regolamento circa gli
esami d’ ammissione alla prima classe del Ginnasio e delle Scuole
tecniche. (Del 9 giugno 1922.)

8. Decreto legislativo circa riordinamento delle Scuole normali. (Del
21 settembre 1922.)

9. Decreto esecutivo di modificazione del regolamento 15 dicembre
1914 sulle Scuole di disegno d’ arti e mestieri. (Dell’ 8 giugno 1922.)

10. Decreto legislativo che modifica la legge 10 maggio 1913 sul-
Plstituto agrario di Mezzano. (Del 22 maggio 1922.)
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3. Lehrerschaft aller Stufenr.

1. Decreto legislativo circa modificazione alla legge 28 settembre
1914 sull’ insegnamento elementare. (Del 30 maggio 1922.)

Il Gran Consiglio della Repubblica e Cantone del Ticino,
Decreta:

Art. 1. — All>art. 76 della legge 28 settembre 1914 sull’ insegna-
mento elementare ¢ aggiunto un paragrafo del seguente tenore:

§ 1. Per le scuole maschili e miste comprendenti le classi dalla
Va all’ VIIIa non puod essere nominata una maestra, quando sia
ira i concorrenti un maestro avente almeno pari titoli di idoneita.

§ 2. A parita di titoli fra diversi concorrenti al posto di do-
cente di scuole elementari rurali sara data la preferenza a chi
fosse in possesso del certificato di frequenza del corso per maestri
istituito presso I’ Istituto agrario di Mezzana.

Art. 2. — L’ ultimo capoverso dell’art. 82 della legge sopraci-
tata é stralciato.

Art. 3. — L’art. 83 della legge sopracitata e modificato come
segue: :
Art. 83. — Ove il contratto non sia disdetto, per fondati motivi
gravi, entro il mese di giugno dell’anno della sua scadenza, senza
opposizione dell’ Ispettore, ¢’ intende rinnovato per un altrc periodo
di sei anni ed alle stesse condizioni.

§. Sulla fondatezza dei motivi gravi indicati dal Municipio,
I’ interessato puod ricorrere, entro dieci giorni dalla comunicazione
della disdetta, al -Dipartimento della Pubblica KEdueazione, che
giudica, nel pin breve termine possibile, sentito il preavviso
dell’ Ispettore.

§8. Contro la decisione del Dipartimento della Pubblica Edu-
cazione sia il docente sia il Municipio, possono appellarsi al Con-
siglio di Stato entro il termine di dieci giorni dalla comunicazione.

Art. 4. — 11 presente decreto entrera in vigore trascorsi i ter-
mini per I’ esercizio del referendum.

12. Decreto legislativo circa riduzione stipendi ai funzionari ed im-
piegati dello State. (Del 29 dicembre 1922.)
Il Gran Consiglio della republica e cantone del Ticino,
Sulla proposta del Consiglio di Stato,
: Decreta:

Art. 1. — Sino all’entrata in vigore di una nuova legge sugli
cnorari dei magistrati, funzionari, impiegati ed operai dello Stato,
gli onorari previsti dalle leggi sui vari organici del 18 giugno 1920
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e decreto legislative 3 gennaio 1921 sull’ onorario dei membri del
Consiglio di Stato, sono ridotti secondo le norme che seguono.

a) sino a fr. 1000 & stabilita una riduzione del 5 %;
b) oltre fr. 1000 & stabilita una riduzione secondo la scala se-

guente:
sino a per i primi

fr. 2,000 fr. 50 fr. 1,000 ed il 5.50 % per 1’ eccedenza.
w2 1000 £ s d0Bargan 2000y 6.— % 5
540004 5165055 5500054 6.50 % =
5t 000001 13, 1230 e 000 L TR i
57250000 115300559 5,000 555, 5 EFTH0% 5
s 00 BT00 E5 6000 45 8— % 3
5 1 8000505 1489 15 550 T000 55, 8.50 % &
w000 3. 5040 st 80005 9— Y% W
5 10,000 55630 57 - 9000t 9.50 % i
s 000,720 7 00,000 5, 10— % 3
w 12000555 825 ¢ 313,000 2,,°530.50'% -

§ 1. Per i funzionari, impiegati ed agenti che ricevono in-
dennita supplementari o compensi speciali per funzioni o servizi
accessori, fara stato, agli effetti della riduzione, I’importo com-
plessivo dell’ onorario e dell’indennitad o dei compensi percepiti.

§ 2. Per i docenti delle scuole elementari fara stato !’ onorario
legale non compresi gli aumenti triennali.

§ 3. GIi aumenti triennali ai doecenti, corrisposti dallo Stato
a sensi dell’art. 4 della legge 18 giugno 1920 sugli onorari dei fun-
zionari scolastici e degli insegnanti delle scuole pubbliche canto-
nali e delle scuole elementari comunah subiranno una riduzione
uniforme del 6 %.

Art. 2. — Il presente decreto entrara in vigore col 1° gennaio
1923, riservato I’ esercizio del diritto di referendum.

13. Aus: Decreto legislative circa modificazione della legge 18 gen-
naio 1917 sulla Cassa Pensioni del Corpo insegnante. (Del
22 settembre 1922.)

Il Gran Consiglio della Repubblzca e Cantone del Ticino,
Su proposta del Consiglio di Stato,

Decreta:
Art. 1. — All’art. 38 della legge 18 gennaio 1917, sulla Cassa

Pensioni del Corpo insegnante é aggiunto il eapoverso seguente:

Avranno in detta Commissione: i docenti della Scuola primaria
quattro rappresentanti, della secondaria due ed i docenti pensio-
nati uno.
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La procedura ed il sistema di- votazione sono stabiliti dal re-
golamento.

Art. 2. — All’art. 4 & aggiunto il seguente paragrafo:
§. Chi all’atto della nomina & in eta superiore ai quaranta
anni non puo partecipare alla Cassa.

Art. 3. — Il capoverso dell’ art. 5 & sostituito dal seguente:

»La disoccupazione involontaria non priva il docente del di-
ritto di partecipare alla Cassa. Esso vi rimane colla posizione
acquistata al 31 dicembre dell’anno in cui non gli fu possibile ot-
tenere un posto d’ insegnamento.”

Art. 4. — 1l capoverso dell’ art. 6 & sostituito coi paragrafi che

seguono:
% 1. Se I'assicurato si ritira dalla Cassa non per un motivo
che lo legittima ad una pensione o ad una indenniti unieca, riceve
una indennita d uscita corrispondente -al 90 % delle tasse da lui
pagate, senza interessi. Col pagamento della indennita d’usecita si
estinguono tutti i suoi diritti verso la Cassa. ’

§ 2. Se I’ associato, dopo essere uscito dalla Cassa, riprende il
servizio nella scuola pubblica, deve rifondere I’ indennita  d’ usecita.
Nel computo de’ suoi anni di servizio e nel godimento de’ suoi
nuovi diritti sara tenuto calcolo del tempo passato prima al ser-
vizio della scuola.

Art. 5. — Al primoc capoverso dell’ articolc 8 lettera a) e b)
alle parole ,onorari percepiti“ sono sostituite le parole ,onorari
assicurati®. ]

- I1 20 capoverso dell’ articolo medesimo & sostituito col seguente:

,Lo Stato & autorizzato a valersi pei suoi contributi della ri-
manenza del sussidio federale alla scuola primaria, dedotta ogni
anno la somma da destinare per contributi e sussidi ai Comuni in
conformita di quanto dispone 1’art. 21 dell’ organico scolastico
18 giugno 1920.“

L’ ultimo capoverso lettera ¢) & cosi modificato:

11 5% una volta tanto su ogni aumento di onorario, tante volte
auanti sono gli anni di servizio fino ad un massimo del’ 80 % del-
I’ aumento stesso. '

Art. 6. — All’art. 8 & aggiunto il seguente paragrafo:

§. Gli assicurati che abbiano raggiunto'i 65 anni di eta e i 45
anni di servizio, e le assicurate, che ne abbiano rispettivamente €0
e 40, sono esonerati dal pagamento di ulteriori tasse.

Art. 7. — L’art. 9 é sostituito dal seguente:

Nello stabilire la somma totale dello stipendio assicurato di
ciaseun docente si tiene calcolo esclusivamente della somma pat-
tuita nei rispettivi contratti e dell’importo degli aumenti per an-
zianita stabiliti dalla legge.
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Art. 8. Il primo capoverso dell’articolo 10 & sostituito col
seguente: _

Nella determinazione dei contributi e delle pensioni si tiene
conto dell’ intiero onorario percepito dall’ assicurato.

Art. 9. — L’ art. 11 é cosi modificato:

Il versamento dei contributi eantonali sugli onorari assicurati
dai docenti delle scuole dello Stato e delle maestre d’ Asilo & fatto
alla chiusura del primo semestre d’ ogni anno; quello sugli ono-
rari dei docenti delle scuole primarie entro il secondo semestre.

Le tasse dei soci ed i contributi dei Comuni, dei Consorzi di
Comuni o di enti morali vengono pagati mediante trattenuta sugli
stipendi e sui sussidi rispettivi nei modi determinati dal regola-
mento.

Art. 10. — All’ art. 12 & aggiuntg il seguente paragrafo:

§. Quando il Dipartimento lo ritenesse opportuno potra far
allestire il bilancio stesso anche prima della scadenza del periodo
quinquennale.

Art. 11. — Gli art. 16 e 17 sono sostituiti come segue.
Art. 16. Il diritto alla pensione e acquistato dopo 5 anni di
partecipazione alla Cassa.

Art. 17. Le prestazioni della Cassa constistono in:
a) pensione ,invalidi®,

b) pensione ,,coniugi®,

¢) pensione ,orfani®,

d) indennita una wvolta tanto,

e) sussidi. :

Tutte le pensioni vengono liguidate in base ad una percentuale
dell’ onorario computabile percepito dall’ assicurato all’atto del
suo collocamento in pensione od alla sua morte.

Le pensioni sono annue e vengono pagate alla fine di ogni
mese. Il mese nel quale scade il diritto della pensione anche se
appena incomineciato viene pagato integralmente.

I diritti a pensioni o sussidi, vome pure il denaro percepito
sotto forma di prestazione della Cassa non possono essere ne¢ im-
pegnati, né pignorati, né coinvolti in una massa fallimentare.

Art. 18. L’annua pensione invalidi viene stabilita in base
alla seguenie scala:

Anni di servizio Percentuala dell” onorarie Anni di servizio Percentuale deli’ onorario
all’atlo di collocamento  computabile da pagare Enln all’atto di collocamento  computabile da pagare quale
in pensione - quota pensione invalidi in pensione guota pensione invalidi
5 anni di servizio 25 % 21 anni di servizio 41 %
6 . s 26 t'/lll 22 ’ e 4.2 0/0
7 - 27 % 232 5 43 %
“ % 28 % 2 SR s 44 %

e o

» L1} 29 d/u’; 25 PY) . 45 0/ 0
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Anni di servizio Percontuale dell’ onorario Anni di servizio Percentuals dell” onorario
all’ atto di collocamento computavile da pagare quale all’ atto di collocamento eomputabile da pagare quale
in pensione quota pensione invalidi in pensiong quota pensions invalidi
10 anni di servizio 30 %y 26 anni di servizio 46 %o
: % 31 % 21 -, - 47 %
S g & 32 % 28 - v 48 %
1392 41 = 33 % 23 L 2 49 %
14 o 5 34 % 30 ” 30 %
| e 5 39 % 31774 = 52 %
16975 2 36 % 821y 5 54 %
3 i i e 37 % 38 ‘L - 56 %
i 5 38 % 34 5 38 %
e . 39 % 35 e piu o 60 %
" | T 5 40 %

§. Gli assicurati che abbiano raggiunto I’eta di 65 anni, o che
contino 45 anni di servizio attivo, le assicurate che abbiano rag-
giunto I'etd di 60 anni, o che contino 40 anni di servizio attivo
possono ritirarsi senza motivazione di salute e possono esiger2
una pensione corrispondente ai loro anni di servizio.

Art. 12. -— L’ art. 19 é sostituito dal seguente:

La messa in pensione ¢& giundicata dal Consiglio di Stato su
domanda, o d’ ufficio. I! regolamento fissera le condizioni che auto-
rizzano il collocamento a riposo e la procedura relativa.

Art. 13. — Gli articoli 20 a 30 inclusivo sono abrogati e sosti-
tuiti coi seguenti:

Art. 21. Quando e fino a tanto che un membro pensionato ha
un’ occupazione permanente la quale, unitamente alla pensione,
gli procura un reddito superiore al suo onorario antecedente, la
pensione pud proporzionatamente essere ridotta. Questa riduzione
cessa per i pensionati all’eta di 60 anni e per le pensionate all’ eta
di 50 anni.

Art. 22. Alla morte di un assicurato in attiva di servizio o
pensionato, la vedova riceve la meta della pensione cui il defunto
avrebbe avuto diritto al momento della morte, o che gia percepiva;
in ogni modo non inferiore a Y% (un quarto) dell’ onorario compu-
tato dell’ assicurato.

La vedova di un pensionato avra diritto alla pensione ,,vedove”
qualora il matrimonio sia stato contratto prima della messa al be-
neficio di una pensione .,invalidi“. La pensione ,vedove® in-
comincia all’indomani dell’ ultimo giorno per il quale fu pagato
lo stipendio, o la pensione al marito defunto.

Art. 23. Se la moglie & di 20 anni piu giovane del marito, la
pensione viene ridotta di una meta. Non & accordata nessuna pen-
sione ,vedove® quando il marito contrasse matrimonio dopo i 60
anni compiuti.
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Egualmente la pensione non sara versata alla vedova che si
rese colpevole di grave trascuranza de’ suoi doveri verso i figli,
0 che immediatamente prima della morte del coniuge ne visse se-
parata per ire anni o piu per colpa propria. '

Se la vedova passa a nuove nozze il suo diritto alla pensione
¢ riscattato mediante una indennitd unica, eguale al triplo della
rensione annuale.

Art. 24. Se un’assicurata lascia alla sua morte un coniuge
nella incapacita permanente di lavoro, le precedenti disposizioni
sono applicate per analogia nell’allocuzione di una pensione
~vedovi®,

Art. 25. Ogni figlio legittimo di un assicurato che in seguito
alla morte del padre diventa orfano, ha dirittc ad una pensione del
10 % sullo stipendio computato dell’ assicurato. La pensione ,or-
fani“ cominecia nello stesso giorno della pensione ,vedove®*. Essa
corre per i figli fino al 18 anno di eta compiuto. Quando il figlio &
in modo permanente invalido, se sue condizioni di censo richiedono
un soccorso, la pensione corre per tutta la vita: il suwo diritto alla
rensione esiste anche se alla morte del padre aveva gia compiuto
i 18 anni di eta. La pensione complessiva dei figli non puo essers
superiore in nessun caso al 30 % dell’ onorario computabile del de-
funto genitore.

Il montante totale delle pensioni deve essere ripartito in parti
uguali tra ciascun figlio.

Ogni figlio legittimo di un pensionato diventando orfano per
la morte del padre ha pure diritto alla pensione, a condizione che
il matrimonio dal quale naeque, sia stato contratto prima della
messa al beneficio di una pensione invalidi.

Art. 26. Se alla sua morte il padre non lascia una vedova, ma
solo dei legittimi orfani. e se la vedova muore nel tempo in cui
corre la pensione ,orfani®, ogni figlio doppiamente orfano, in tal
caso ha diritto ad un supplemento annuale uguale al 10 % dello
stipendio del defunto genitore.

In ogni caso perd !I’ammontare dei complessivi supplementi
agli orfani di genitori non deve superare il montante della pen-
sione ,,vedove®.

Art. 27. I figli che alla morte del padre, o che all’atto della
sua messa in pensione erano stati da lui legittimati o adottati,
godono degli stessi privilegi dei figli legittimi.

Cosi pure un figlio illegittimo & equiparato ad un figlio legit-
timo nell’ usufruire dei diritti derivanti dalla morte del padre se
¢ stato legittimato o se la sua paternita fu riconosciuta e giuri-
dicamente stabilita.

Art. 28. La riduzicne o la soppressione di pensione ,,vedove®
previste all’art. 23 non hanno effetto sulla pensione orfani o su
quella supplementare accordata agli orfani di padre e di madre.
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Anche se la pensione ,vedove® cessasse in conformita del-
I" art. 23 capoverso 1° secno egualmente da versare ai figli i supple-
menti previsti per gli orfani dei genitori. :

L’ estinzione della pensione ,vedove® in seguito alla liquida-
zione prevista all’art. 23 eapoverso 2° non modifica le prestazioni
della Cassa in favore dei figli.

Art. 29. Alla morte di una madre assicurata le precedenti
disposizioni devono essere fedelmente applicate nell’ assegnamento
delle pensioni supplementari per gli orfani di genitori.

L’ assegnamento delle pensioni supplementari orfani di geni-
tori deve effettuarsi anche se al defunto padre non spettasse nessun
diritto ad una pensione ,,vedovi®. ]

Ogni figlio illegittimo di una madre assicurata & equiparatc
nei diritti derivanti dalla morte della madre, ad un figlio legittimo.

Il figlio illegittimo che non & al beneficio di un riconoscimento
paterno o di una sentenza giudiziaria, sara equiparato, in fatto di
diritti derivanti dalla morte della sua madre, ad un orfano di
genitori.

Art. 30. Se un assicurato od un pensionato morendo non laseia
dietro di sé né un coniuge con diritto a pensione, né figli con diritte
a pensione, ma genitori. nonni o abbiatiei orfani di genitori, in tal
caso i parenti, se il defunto era il loro unico sostegno, ricevono
complessivamente e fino a tanto che persiste il bisogno, una sov-
venzione annua non superiore alla meta della pensione ,invalidi®
11 Dipartimento della Pubblica Educazione definira lo stato di in-
digenza e la misura del sussidio.

Art. 31. Alla morte di un assicurato o di un pensionato, la
famiglia riceve franchi 100 a titolo d’indennita per le spese dei
funerali.

Art. 32. Tl docente pensionato pud essere riabilitato all’in-
segnamento. In questo caso & obbligato a rientrare nella Cassa
quale membro attivo.

Indennita unica.

Art. 33. In luogo della pensione annua la Cassa versa una
indennita unieca:

a) a quei membri che durante il primo quinguennio di servizio

divengono invalidi;

b) a quelli che durante il primo docennio di servizie non sono
rieletti, o sono esonerati senza che sia loro imputabile umna
colpa soggetta alla sanzione della rimozione.

§. L’indennita unica & pari al guadagno dell’ ultimo trimestre
moltiplicato per gli anni di servizio nel caso della lettera a), ne!
caso della lettera b) & uguale all’ammontare dei contributi versati
dall’ assicurato e dallo Stato esclusi gli interessi.

10
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Capitolo VI. — Depositi a risparmio.

Art. 34. 1 docenti ed i funzionari scolastici che, dopo la en-
trata in vigore della presente riforma, non entrano a far parte
della Cassa percheé superano i 40 anni di eta, sono pure in obbligo
di pagare le tasse stabilite per gli assicurati.

Lo Stato versa per loro gli stessi contributi come per gli assi-
carati.

Art. 35. I versamenti cosi effettuati sono messi a risparmio
a11’ interesse d’ uso e, portati coi fitti a eredito dei singoli doeent:
¢ funzionari.

Art. 36. Se il docente od il funzionario cassa dal servizio per
causa di invalidita, di non rielezione, od esonero senza sua colpa,
passibile della rimozione, gli viere versato il saldo del suo avere
(art. 34 primo e secondo capoverso): se muore durante il servizio,
detto saldo viene versato alla vedova ed ai figli minorenni di eta
inferiore ai 18 anni, oppure gli ascendenti od abbiatici dei quali il
defunto era sostegno.

Se la cessazione del servizio avviene per altra causa ha di-
ritto a rimborso delle tasse da lui pagate esclusi gli interessi.

Art. 37. Se cessa dal servizio e successivamente rientra egli
deve restituire quanto. ha percepito del deposito a risparmio.

Capitolo VII. — Contestazioni e ricorsi.

Art. 14. — All’art. 31 é aggiunto il seguente alinea:

Contro le decisioni governative riguardanti interpretazioni della
legge & ammesso ricorso in ultima istanza alla Commissione del-
I’ Amministrativo. pure entro il termine perentorio di 20 giorno.

Art. 15. — L’art. 32 & soppresso.

XXIl. Kanton Waadt.

Berufsschulen.

Reglement pour les Ecoles normales du Canton de Vaud. (Du
10 mars 1922.) : :

XXIll. Kanton Wallis.

1. Primarschulen.

I. Dekret betreffend die Beisteuer an die Kinderkrankenkassen. (Vom
15. Mai 1922.)
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2. Mittelschulen und Berufsschulen.

2. Dekret betreffend den Bau einer Knaben-Normalschule und die
Einrichtung eines Internates fir das Kollegium in Sitten und die
obere Industrieschule. (Vom 17. Februar 1922.)

XXIV. Kanton Neuenburg.

1. Primarschule.

I. Décret autorisant les communes a prolonger la scolarité obliga-
toire. (Du 16 mars 1922.)

2. Berufsschulen.

2. Arrété concernant le mode de calcul pour la subventiou cantonale
en faveur de I'enseignement professionnel. (Du 17 octobre 1922.)

3. Universitat.

-3. Arrété modifiant article 36 du reglements des examens de I'Uni-
versité. (Du 4 juillet 1922.)

4. Arrété modifiant le réglement au prix Léon Du Pasquier. (Du
14 février 1922.)

4. Lehrerschaft aller Stufen.

5. Aus: Décret portant revision, pour I'année 1923, des traitements
de tous les titulaires de fonctions publiques grevant le budget de
I’état. (Du 8 novembre 1922.)

Le Grand Conseil
de la Reépublique et Canton de Neuchatel,
Sur la proposition du Conseil d’Etat,
Décréte:

Article premier. Les traitements de tous les titulaires de
fonctions publiques dont la rémunération est déterminée par 'une
ou I'autre des lois ci-aprés indiquées, seront diminués, pour 'annee
1923, dans la proportion de eing pour cent de leur montant total,
haute-paie comprise, tel qu’il résulterait de I'application intégrale
des dites lois, savoir:
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5. Loi du 8 février 1921 portant revision des articles 102, 110,
111 et du deuxiéme alinéa de P’article 112 de la loi sur ’enseigne-
ment primaire;

6. Loi du 9 février 1921 portant revision de P’article 47, du
deuxiéme alinéa de I'article 52, des articles 53 et 58 et du troisiéme
alinéa de P’article 59 de la loi sur I'enseignement secondaire:

7. Loi du 9 février 1921 fixant les traitements du directeur et du
personnel enseignant de 1’Eecole normale cantonale;

8. Loi du 9 février 1921 portant revision des articles 23 et 24
de la loi sur l'enseignement supérieur. :

Art. 2. Pour le calcul de la contribution de I’Etat aux traite-
ments des maitres spéciaux de l'enseignement primaire et de la
subvention de I'Etat en faveur des établissements cantonaux
d’enseignement secondaire et d’enseignement professionnel pour
Pannée 1923, les traitements du personnel ne seront pris en consi-
dération que dans la proportion du quatre-vinet-quinze pour ecent
du montant qu’ils atteindraient, haute-paie comprise, en cas
d’application intégrale de la législation cantonale et des disposi-
iions des arrétés cemmunaux en vertu desquels ces traitements
ont ou auraient été fixés en 1922.

Art. 3. Les réductions des traitements résultant du présent
décret n’exerceront aucune répercussion sur ’application des presta-
tions de la loi du 16 mars 1920 instituant une Caisse de pension
et de retraite en faveur des magistrats et des fonctionnaires de
I’'Etat. En conséquence, les primes des assurés, les subsides de
I'Etat et les rentes et pensions & octroyer par la Caisse seront
déterminés en 1923 sur la base des traitements totaux, haute-paie
comprise, que les magistrats et fonctionnaires auraient recus en
cas d’application intégrale des dispositions légales en vertu des-
quelles ces traitements ont oun auraient étée fixés en 1922.

Art. 4. Les fonetionnaires qui, en 1922, ont recu des alloecations
de renchérissement en vertu du déeret du 8 février 1921 concernant
I'extinetion des alloecations de renchérissement auront encore droit
en 1923 & un supplément de rétribution si leur traitement légal de
cette année-la est inférieur de 10% au moins au salaire total
touché par eux en 1920. Ce supplément ne sera accordé qu’aux
peres de famille ayant au moins trois enfants au-dessous de dix-
huit ans. Tl sera ézal au montant de la réduection de rétribution
subie au-dela de 10 %.

Art. 5. Le Conseil d’Etat est chargé de pourvoir, §’il y a lieu,
apres les formalités du referendum, & la promulgation et a I'exé-
cution du présent décret.
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XXV. Kanton Genf.

1. Allgemeines.

I. Loi relative a la durée de la scolarité obligatoire. (Du 24 mai
1922.)

Le Grand Conseil
de la République et Canton de Geneve,
Sur la proposition du Conseil d’Etat,
décréte ce qui suit:

Article unique. La loi du 29 juin 1921 prolongeant la scolarité
obligatoire jusqu’a quinze ans pour les éleves de l'agglomération
urbaine, en dérogation a ’article 9 de la loi sur l'instruection pu-
blique, est applicable jusqu’a la fin de I'année scolaire 1922—1923.

Toutefois, les enfants Agés de 14 ans révolus, pourront étre
iibérés de cette obligation s’ils font la preuve d’un engagement
pour un apprentissage ou pour un emploi déterminé d’une durée
de 6 mois au moins.
 Le Conseil d’Etat est chargé de faire promulguer les pré-
sentes dans la forme et le terme prescrits.

Fait et donné a Genéve, le vingt-quatre mai mille-neuf-cent-
vingt-deux, sous le sceau de la République et les signatures du
président et du secrétaire du Grand Conseil.

2. Loi pour faciliter Papprentissage des mineurs des deux sexes.
(Du 22 novembre 1922.)

2. Mittelschulen.

3. Loi modifiant des articles de la loi sur Vlnstruction publique re-
latifs a I’Ecole secondaire et supérieure des jeunes filles. (Du
17. Juni 1922.)

Le Grand Conseil

de la République et Canton de Genéve,
Sur la proposition du Conseil d’Etat,
décreéte ce qui suit:

Article premier. Les articles 219 et 222 de la loi sur l'instrue-
tion publique sont abrogés et remplacés par les dispositions sui-
vantes: :

Art. 219. L’Ecole secondaire et supérieure des jeunes filles fait
suite au cinguiéme degré des Ecoles primaires. Elle comprend
une division inférieure de trois années d’études et une division su-
périeure formée de quatre sections: la seetion réale, avee cinq
années d’études, la section littéraire et la section pédagogique,
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avec gquatre années d’études chacune, et la section commerciale,
avec trois années d’études. La section commerciale, qui peut
prendre le nom d’Ecole de commerce pour les jeunes filles, n'a
pas dans la regle de lecons communes avee les autres sections.

D’une maniére générale la division supérieure, seule, recoit
des externes.

Art. 222. Les branches obligatoires communes aux sections
réale, littéraire et pédagogique sont:

La langue francaise, la diction, ’histoire littéraire, la langue
allemande, T'histeire générale, I’histoire nationale, la géographie.
la cosmographie, les mathématiques, la comptabilité, les sciences
physiques et naturelles, les éléments du droit civil et commercial,
le dessin, la calligraphie, le chant, les ouvrages a Paiguille (coupe
et confection), I’hygiéne. les notions essentielles sur I'éducation et
I'éconcmie domestique et ménageére, la gymnastique.

Il est donné, en outre, aux éléves de la section littéraire, un
cours de littérature générale ancienne et moderne et un cours
de langue anglaise; a celle de la section réale, un cours de latin
et d’anglais; a celles de la section pédagogique, des cours d’arith-
métique théorique, de pédagogie, de psychologie et des cours
normaux.

L’enseignement facultatif porte sur les branches suivantes:
langue latine, langue italienne, histoire de la philosophie, histoire
des arts, sténographie.

Le Conseil d’Etat peut supprimer temporairement les cours
facultatifs pour lesquels le nombre des inseriptions ne serait pas
jugé suffisant.

Art. 222bis. Les éléves sortant de la classe supérieure de la
section réale peuvent ohtenir un certificat de maturité. Ce certi-
ficat s’obtient par un exzmen et par les notes attribuées au travail
pendant les deux derniéres années d’études.

Le reglement de 'examen de maturité détermine le programme
et les conditions de l’examen ainsi que la composition du jury.
Tl est payé un droit de 10 franes pour le certificat.

Art. 2. Les articles 240, 241, 242, 243 et 244 de la loi sur
Iinstruetion publique (cours de raccordement) sont abrogés.

Le Conseil d’Etat est chargé de faire promulguer les présentes
dans la forme et le terme preserits.

Fait et donné a Genéve, le dix-sept juin mille-neuf-cent-vingt-
deux, sous le sceau de la République et les signatures du premier
vice-président et du secrétaire du Grand Conseil.
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3. Universitat.

4. Loi modifiant Particle 301 de la loi sur Plnstruction publique
[Institut dentaire]. (Du 18 février 1922.)

5. Reglement sur l'organisation, le fonctionnement des Policliniques
et les compétences des Départements. (Du 8 décembre 1922.)

4. Lehrerschaft aller Stufen.

6. Reglement d’admission des privatdocents a I'Institut dentaire. (Du
3 mars 1922.)







	Kantonale Gesetze und Verordnungen (Reglemente, Lehrpläne etc.)
	Kanton Zürich
	Kanton Bern
	Kanton Luzern
	Kantone Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Glarus
	Kanton Zug
	Kanton Freiburg
	Kanton Solothurn
	Kanton Baselstadt
	Kantone Baselland, Schaffhausen, Appenzell A.-Rh., Appenzell I.-R.
	Kanton St. Gallen
	Kantone Graubünden, Aargau, Thurgau
	Kanton Tessin
	Kanton Waadt
	Kanton Wallis
	Kanton Neuenburg
	Kanton Genf


